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EDITORIAL

Als im November 2005 der
Bundestagsabgeordnete Bernd
Neumann mit dem Amt des
Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien im
Range eines Staatsministers
betraut wurde, war Skepsis, ja
sogar abwehrendes Erstaunen
in den Feuilletons unüberseh-
bar. Bernd Neumann erhielt
am Beginn seiner Amtszeit
nirgendwo die Vorschusslor-
beeren, mit denen sieben Jah-
re zuvor der erste Staatsmini-
ster für Kultur und Medien der
rot-grünen Koalition teilweise
geradezu euphorisch und en-
thusiastisch begrüßt worden
ist. Dieser allerdings war nach
zwei Jahren mit seinen Selbst-
inszenierungen und seinem
Wirken als Ankündigungsmi-
nister gescheitert und trat zu-
rück. In Erinnerung bleiben u.
a. drastische Kürzungen in den
Kulturetats des Bundes, Ver-
schlechterungen beim Künst-
lersozialversicherungsgesetz,
nutzlose Kompetenzrangelei-
en des Bundes mit den Län-
dern. Nach nur zwei Jahren
war immer offensichtlicher ge-
worden, kulturelle Events zu
inszenieren, schöngeistige Re-
den zu halten, Kunst zu inter-
pretieren, sich mit möglichst
viel Glamour zu umgeben,
mag kurzfristigen Beifall brin-
gen, mit erfolgreicher Kultur-
politik hat das nichts zu tun.
Kulturpolitik ist vor allem dort

erfolgreich, wo sie zu guten
Rahmenbedingungen beiträgt,
damit Kunst und Kultur sich
in schöpferischer Freiheit opti-
mal entwickeln können.

Bernd Neumann ist nun
ebenfalls zwei Jahre Staatsmi-
nister für Kultur und Medien.
Seine Bilanz dieser zwei Jah-
re kann sich sehen lassen.

Erinnert sei an die hilfrei-
chen Reformen des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes,
des Urheberrechtsgesetzes
oder des Gemeinnützigkeits-
rechts. Zu nennen sind die
Ratifizierung der UNESCO-
Konvention zur kulturellen
Vielfalt und das UNESCO-
Übereinkommen zum Kultur-
güterschutz. Im Rahmen der
deutschen EU-Präsidentschaft
wurden in der europäischen
Politik positive kulturpoliti-
sche Akzente gesetzt. Weitere
kulturpolitisch wichtige Vor-
haben sind in Vorbereitung
oder werden konkret geför-
dert, etwa im Bereich der „Er-
innerungskultur“, wo inzwi-
schen ein erstes umfassendes
Konzept vorgelegt wurde,
oder in der der weiter verstärk-
ten Filmförderung. Besonders
zu Buche schlägt aber, dass es
Bernd Neumann gelungen ist,
jetzt zum dritten Mal in Folge
den Bundeskulturetat zu stei-
gern. Die Ausgaben des Bun-

des für die Kulturpolitik stie-
gen von 2005 bis 2008 um ins-
gesamt 6,4%.

Bernd Neumanns Bilanz fin-
det inzwischen verdiente An-
erkennung und Zustimmung
in Politik und Verbänden. Im
Juli 2007 gratulierte der Deut-
sche Kulturrat, und dessen Ge-
schäftsführer Olaf Zimmer-
mann formulierte nicht ohne
Genugtuung: „Was wurde der
Deutsche Kulturrat vor der
letzten Bundestagswahl ge-
scholten, als er einen Politiker
mit starker Einbindung in die
Fraktion als Kulturstaatsmi-
nister gefordert hat. Jetzt, fast
zwei Jahre nach der Berufung
von Kulturstaatsminister Neu-
mann, ist die Kritik an dieser
Forderung des Deutschen Kul-
turrats vollständig verstummt.
Denn es wird deutlich, dass die
politische Vernetzung des Kul-
turstaatsministers im Berliner
Politikapparat unmittelbare
Auswirkungen auf den Erfolg
bei den Haushaltsberatungen
hat. In diesem Sinne gratulie-
ren wir Kulturstaatsminister
Neumann, der kein Schön-
geist, dafür aber Politikprofi
ist, für seinen haushaltspoliti-
schen Erfolg.“ Sogar aus der
Links-Partei gab es Beifall.
Die Abgeordnete Lukrezia Jo-
chimsen sagte: „Ich kann ihm
ein Lob der Linken nicht er-
sparen.“

Kulturstaatsminister Bernd
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Anton Pfeifer
Staatsminister a.D.
Stv. Vorsitzender der
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Neumann konnte sich von An-
fang an des Rückhalts in sei-
ner Partei und in der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion si-
cher sein. Im Entwurf zu ei-
nem neuen CDU-Grundsatz-
programm bekennt sich die
Union ausführlich und in ganz
konkreten Aussagen zur För-
derung von Kunst und Kultur.
Hierzu markiert eine Stellung-
nahme des Deutschen Kultur-
rats vom März 2007 eine ein-

deutige Position, wenn sie for-
muliert: „Das wird hoffentlich
für die anderen Parteien ein
Ansporn sein, in ihrem Grund-
satzprogramm ebenfalls deut-
lich zu machen, welche Be-
deutung sie der Kultur beimes-
sen. Ob sie Kunst und Kultur
als Beiwerk ansehen oder die
gesellschaftspolitische Di-
mension der Kultur sehen.“
Der CDU ist das offenbar ge-
lungen, und sie kann mit gu-

ten Gründen der immer noch
weithin verbreiteten Unterstel-
lung entgegentreten, dass
Kunst und Kultur eigentlich
eher „links“ gut aufgehoben
seien.
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1. Anträge

Stärkung des Goethe-Insti-
tuts durch neues Konzept
(21. November 2006;
zus. mit der SPD-Fraktion)

Der Deutsche Bundestag wolle
beschließen:

Zur zukünftigen Struktur des
Goethe-Instituts:
Das Goethe-Institut wird die
Entwicklung einer Bürgergesell-
schaft und einer europäischen
kulturellen Öffentlichkeit unter-
stützen und sich an der Weiter-
entwicklung einer transatlanti-
schen Wertegemeinschaft betei-
ligen. Das Goethe-Institut wird
das eigene Profil schärfen, und
zwar durch Konzentration auf
die im Rahmenvertrag mit dem
Auswärtigen Amt festgeschrie-
benen Kernaufgaben:

- die Kenntnis der deutschen
Sprache fördern, - die internatio-
nale kulturelle Zusammenarbeit
pflegen - und ein umfassendes,
historisch und kulturell breit fun-
diertes, zeitgemäßes Deutsch-
landbild durch Informationen und
Veranstaltungen zum kulturel-
len, gesellschaftlichen und poli-
tischen Leben vermitteln. Das
Goethe-Institut wird seine Prä-
senz in den Wachstumsregionen
Asiens sowie in der islamisch ge-
prägten Welt des Nahen und Mitt-
leren Ostens stärken und den Aus-
bau in Ost- und Südosteuropa
konsolidieren, um auch in sol-

chen Regionen den kulturellen
Dialog zu ermöglichen. Trotz
dieses neuen Engagements stel-
len die Aktivitäten in anderen
Regionen der Welt, zu denen es
langjährige kulturelle Verbin-
dungen gibt, vor allem zu den
westeuropäischen Staaten, aber
auch zu Ländern in Afrika oder
Lateinamerika, eine zentrale
Aufgabe dar. Die Ergebnisse des
Reformkonzepts, das neben der
Konsolidierung der Finanzen
vor allem einer internationalen
Neuaufstellung des Goethe-In-
stituts gilt, sind so schnell wie
möglich umzusetzen. Dabei ist
auch im internationalen Bereich
auf die Vermeidung von Doppel-
strukturen zu achten, wie sie sich
etwa im Verhältnis der Zentrale
zu den Regionalverwaltungen
ergeben. Die Goethe-Institute im
Inland leisten hervorragende Ar-
beit bei der Sprachvermittlung
und der Verbreitung des Deutsch-
landbildes bei ausländischen Gä-
sten. Erhalt und Betrieb der In-
stitute im Inland erfolgt ohne Zu-
schüsse des Bundes durch eige-
ne Einnahmen des Goethe-Insti-
tutes. Die erfolgreiche Arbeit
dieser Institute und deren finan-
zielle Grundlage müssen auch in
Zukunft gesichert sein.

Ein Einbrechen der Erfolgs-
geschichte des Goethe-Institutes
bei der Auswärtigen Kulturpolitik
durch ein Nachlassen der Sprach-
nachfrage im Inland sollte bereits
strukturell verhindert werden.

II. Der Deutsche Bundestag
fordert die Bundesregierung auf:

- das Goethe-Institut bei den
ausstehenden Maßnahmen zur
Neuorganisation zu unterstützen,

- das Goethe-Institut in den
kommenden Haushaltsverhand-
lungen in einer Weise auszustat-
ten, die es erlaubt, die im Re-
formkonzept beschriebenen Zie-
le zu erreichen und seine in den
letzten Jahren gestiegenen und
in Zukunft weiter steigenden
Aufgaben im Rahmen der Aus-
wärtigen Kultur- und Bildungs-
politik wahrzunehmen,

- darauf zu achten, dass die
Projektmittel auch weiterhin
eine zentrale Säule der kulturel-
len Arbeit der Goethe-Institute
vor Ort sind,

- das Goethe-Institut zu unter-
stützen, standortspezifische Mög-
lichkeiten der Erhöhung von
Sprachkurseinnahmen, vertiefte
Kontakte mit öffentlichen und
privaten Einrichtungen sowie
EU-Fördermittel für die weitere
Konsolidierung seines Haushalts
zu nutzen,

- in Zusammenarbeit des Goe-
the-Instituts mit dem Auswärti-
gen Amt und dem Finanzmini-
sterium ein modernes Manage-
ment für die Liegenschaften zu
ermöglichen und damit mehr

BERICHTE AUS DER KULTURPOLITIK
Berichtszeitraum November 2006 bis 15. Oktober 2007

Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
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Flexibilität beispielsweise bei
An- und Vermietungen zu er-
möglichen,

- nachdem in Einzelfällen be-
reits positive Erfahrungen mit
der Budgetierung gemacht wur-
den, dieses Prinzip ab dem Jahr
2008 auf das Goethe-Institut
weltweit zu übertragen und da-
mit von einer kameralistischen
Steuerung des Haushalts auf eine
Steuerung über Ziele, Zielver-
einbarungen und den Zielen zu-
geordnete Budgets sowie Evalu-
ierungsmechanismen überzuge-
hen, - in zukünftigen Haushalts-
entwürfen darauf zu achten, dass
im Sinne des Prinzips der Haus-
haltsklarheit und Haushalts-
wahrheit die einzelnen das Goe-
the-Institut betreffenden Haus-
haltstitel zusammengefasst wer-
den, auch um so mehr Transpa-
renz im Hinblick auf die Bud-
getierung zu ermöglichen,

- darauf zu achten, dass nicht
durch Einzelzuweisungen das
Konzept der Budgetierung wie-
der ausgehöhlt wird,

- neue Präsenzformen zu ent-
wickeln, um Schließungen ver-
meiden zu können, - durch die
Botschaften vor Ort dafür zu sor-
gen, dass die Kooperationen
zwischen den Mittlerorganisa-
tionen und sonstigen Institutio-
nen (Deutsche Schulen, Deut-
sche Welle, deutsche Firmen
usw.), die sich in der Auswärti-
gen Kultur- und Bildungspolitik
im Ausland vor Ort engagieren,
verantwortlich geregelt und ver-
stärkt wird und diese Koordinie-
rung sich als unbedingte Aufga-
be der deutschen Auslandsver-
tretungen beschreibt,

- hierbei sowohl darauf hinzu-
wirken, dass die Akteure der
deutschen Auswärtigen Kultur-
und Bildungspolitik noch stärker
Vorteile aus Synergieeffekten
ziehen können (bspw. indem das
Goethe-Institut für den Sprach-
unterricht auch Räumlichkeiten
deutscher Auslandsschulen nut-
zen kann) als auch durch klare
Abgrenzung der Aufgaben Dop-
pelarbeit zu vermeiden,

- zu ermöglichen, dass das
Goethe-Institut sich mittels neu-
er Partnerschaften finanziell und
operativ besser aufstellen kann –
etwa mithilfe von Kooperations-
partnern aus den Bereichen Ent-
wicklungszusammenarbeit, staat-
lichen und privaten Stiftungen,
Verbänden und internationalen
Organisationen, sowie einer en-
geren Zusammenarbeit mit an-
deren europäischen Kulturinsti-
tuten,

- die Anstrengungen des Goe-
the-Instituts zu unterstützen, das
Netzwerk der Partnerschaften in
den Gastländern auszubauen,
etwa mit Blick auf Deutschleh-
rerverbände, Aus- und Fortbil-
dungseinrichtungen und Museen,

- die inhaltliche Zusammenar-
beit zwischen dem Goethe-Insti-
tut und dem Auswärtigen Amt
wie im Konzept geplant zu in-
tensivieren und den Deutschen
Bundestag zeitnah und fortlau-
fend über Ergebnisse dieser Ar-
beit zu informieren, - den perso-
nellen Austausch mit dem Aus-
wärtigen Amt – soweit rechtlich
möglich – in beiderlei Richtung
zu ermöglichen und – aufbauend
auf bisherigen Erfahrungen – an
Auslandsinstituten bei Standor-

ten, an denen dies nicht anders
möglich ist, in enger Abstim-
mung mit dem Goethe-Institut
die zeitlich begrenzte Übernah-
me von Leitungsaufgaben durch
Mitarbeiter der diplomatischen
oder konsularischen Auslands-
vertretungen vorzusehen,

- darauf hinzuwirken, dass das
Angebot von zielgruppenspezi-
fischen Firmensprachkursen für
die Mitarbeiter von im Ausland
tätigen deutschen und einheimi-
schen Firmen noch ausgebaut
wird,

- anzustreben, das Sprachkurs-
angebot durch die Vergabe von
Prüfungslizenzen an qualifizier-
te Partnerorganisationen auszu-
dehnen,

- das erfolgreiche Besucher-
programm des Auswärtigen
Amtes, mit dem in Zusammen-
arbeit mit dem Goethe-Institut
wichtige kulturelle Persönlich-
keiten aus dem Ausland nach
Deutschland eingeladen werden,
fortzuführen,

- mit diesen Anstrengungen
das Goethe-Institut und seine
wertvolle internationale Kultur-
arbeit im Rahmen einer starken
Auswärtigen Kultur- und Bil-
dungspolitik Deutschlands zu-
kunftsgerichtet, wettbewerbsfä-
hig und nachhaltig zu gestalten.
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Populäre Musik als wichtigen
Bestandteil des kulturellen
Lebens stärken
(25. April 2007;
zus. mit der SPD-Fraktion)

Der Deutsche Bundestag wolle
beschließen:

I. Der Deutsche Bundestag
stellt fest:

1. Bedeutung von Rock-,
Pop- und Jazzmusik für
Kultur in Deutschland
Deutschland ist weltweit be-
kannt und anerkannt für seine
lange, traditionsreiche und breit
gefächerte Musikgeschichte.
Kein Musikwerk wird so häufig
rund um den Erdball aufgeführt
wie Beethovens Neunte Sinfo-
nie. So kann die deutsche Musik-
tradition, soweit sie umfassend
als „klassische Musik“ bezeich-
net wird, seit Jahrhunderten als
Exportschlager deutscher Kultur
angesehen werden. Gleichzeitig
existiert eine sehr vitale und qua-
litativ hochwertige zeitgenössi-
sche populäre Musik. In ihren
Bereich fallen dabei nicht nur
Rock-, Pop- und Jazzmusik, son-
dern auch vielfältige verwandte
Genres.

Diese aktuellen Musikformen
haben ihre Wurzeln in den un-
terschiedlichsten musikalischen
Strömungen und im Vergleich
zur klassischen Musik in aktu-
ellen Einflüssen. Nachdem noch
in der Mitte des 20. Jahrhunderts
die angloamerikanische Musik
einen großen Teil der in
Deutschland praktizierten und
konsumierten populären Musik
ausmachte, änderte sich dies in
den letzten Jahrzehnten immer
mehr. Insofern ist die Tradition,

auf die sich heutige Rock-, Pop-
und Jazzmusik bezieht, zuneh-
mend stärker im Musikleben und
in der Musikgeschichte unseres
eigenen Landes verankert. Da-
durch entstehen vielfältige und
wertvolle Repertoires, die schon
heute und in wachsendem Maße
unser kulturelles Erbe berei-
chern.

Der Erfolg, den die populäre
Musik unabhängig von Alter und
Geschlecht, Herkunft und Bil-
dung genießt, unterstreicht ihre
Bedeutung für unsere Gesell-
schaft. Die Qualität dieser popu-
lären Musik in Deutschland und
der hier aktiven Künstlerinnen
und Künstler hält dem interna-
tionalen Vergleich dabei ohne
Mühe stand und spielt insofern
auch für das Ansehen Deutsch-
lands im Ausland eine wichtige
Rolle. Für das kulturelle und
gesellschaftliche Leben in
Deutschland besitzt die populä-
re Musik nicht nur wegen ihres
professionellen und künstleri-
schen Stellenwertes, sondern
auch wegen des förderlichen
Einflusses auf verschiedenste
gesellschaftliche Bereiche wie
Kultur, Bildung, Soziales, Wirt-
schaft, Medien, Schule, Familie
oder Jugend eine wesentliche
Bedeutung.

Aus diesen Gründen sieht der
Deutsche Bundestag die Aner-
kennung, Unterstützung und
Förderung der populären Musi-
cals eine öffentliche Aufgabe an.

2. Populäre Musik als zentra-
ler Bereich der deutschen
Kreativwirtschaft
Deutschland ist eine Gesell-
schaft, in der Kultur- und Krea-
tivwirtschaft eine bedeutende
Rolle spielen. Die damit verbun-

denen Potenziale bilden gerade
im Hinblick auf den globalen
Wettbewerb die Basis für die Zu-
kunft unseres Landes. Deutsch-
land wird aber nur dann als
„Land der Ideen“ Bestand ha-
ben, wenn die richtigen Rah-
menbedingungen geschaffen
werden, damit die Kreativen ihr
Potenzial auch voll zur Entfal-
tung bringen können. Letztend-
lich sind sie es, die Ideen her-
vorbringen und auch in die Tat
umsetzen. Zwar kann staatliche
Förderung nicht der Motor für
Kreativität sein, doch kann der
Staat unterstützend tätig werden
sowie Strukturen etablieren und
fördern, die zu kreativem Schaf-
fen anregen. Der Wandel
Deutschlands zur Wissens- und
Informationsgesellschaft bedeu-
tet auch einen Wandel in der
Sichtweise auf kreative Produk-
tion. Kreative Menschen schaf-
fen geistiges Eigentum, das nicht
nur einen ideellen Wert besitzt,
sondern auch ein Wirtschaftsgut
darstellt. Die Rolle der Industrie-
produktion, die im 19. Jahrhun-
dert und in weiten Teilen des 20.
Jahrhunderts die Wirtschaft und
die Arbeitswelt der Menschen
bestimmt hat, wird heute zuneh-
mend von kreativen Leistungen
übernommen. Auf diese Stärken
muss sich Deutschland im glo-
balen Wettbewerb besinnen und
konzentrieren.

Neben der Unterstützung krea-
tiven Schaffens ist deshalb von
gleichrangiger Bedeutung, die-
ses Schaffen soweit wie möglich
wirtschaftlich nutzbar zu ma-
chen, um die Existenz und Ent-
wicklungsfähigkeit kreativer
Szenen sowie einer aktiven und
wettbewerbsfähigen Kreativ-
wirtschaft zu sichern. Ein posi-
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tives Meinungsklima und öffent-
liches Bewusstsein für den kul-
turellen und wirtschaftlichen
Wert kreativer und künstleri-
scher Leistungen sind hierfür
wichtige Voraussetzungen. Das
gilt insbesondere für kulturelle
Bereiche, die sich nicht vorder-
gründig einer ökonomischen Lo-
gik unterwerfen lassen, wie die
populäre Musik. Zeitgenössi-
sche deutsche Popmusik hat es
international ungleich schwerer
als klassische Musik, obwohl sie
ihr in Quantität und Qualität in
Nichts nachsteht. Gleichzeitig ist
die Kreativwirtschaft in Deutsch-
land inzwischen ein nicht zu un-
terschätzender Wirtschaftsfak-
tor. Allein die deutsche Musik-
wirtschaft im engeren Sinne –
d.h. auf den klassischen Stufen
der Wertschöpfungskette eines
Musikstücks, von der Komposi-
tion, der künstlerischen Interpre-
tation über die Tonträgerproduk-
tion bis zu den Konzertveranstal-
tern - sorgt für einen Jahresum-
satz von ca. fünf Milliarden
Euro. Gut 150.000 Kreative
(Komponisten, Textdichter, In-
terpreten, Produzenten usw.) tra-
gen zu diesen Umsatzzahlen bei.
Legt man einen erweiterten Um-
satzbegriff zugrunde, der auch
die indirekt von Musik profitie-
renden Branchen mit einbezieht,
erhält man jährliche Umsatz-
werte von ca. 14,5 Milliarden
Euro. Für die moderne Kultur-,
Wissens- und Informationsge-
sellschaft sind nationale Grenzen
nur noch von geringer Bedeu-
tung. Daher gilt es, die vorhan-
denen Kreativstrukturen so zu
unterstützen, dass neue Talente
eine Chance bekommen, auch
auf internationalen Märkten be-
stehen zu können.

3. Identität und Integration
durch populäre Musik
Das Hören und Spielen von zeit-
genössischer Musik prägt indi-
viduelle und gesellschaftliche
Identitäten. Musik erfüllt so zum
einen die wichtige Funktion der
künstlerischen Auseinanderset-
zung mit gesellschaftlichen und
politischen Realitäten und eröff-
net zum anderen für Menschen
die Möglichkeit, individuelle
Identität auszubilden und zum
Ausdruck zu bringen. Im Pro-
zess der Globalisierung kann
diese Funktion der Musik die
eigene Verortung der Menschen
unterstützen. Aber ebenso wie
populäre ausländische Musik
Kenntnis und Verständnis ande-
rer Länder und Kulturen erleich-
tert und uns bereichert, kann dies
umgekehrt auch populäre Musik
aus Deutschland, wenn sie ins
Ausland exportiert wird.

Darüber hinaus leistet deut-
sche Popmusik so einen positi-
ven Beitrag für die deutsche
Sprache. Musik eignet sich her-
vorragend dazu, Menschen je-
den Alters und unterschiedlicher
sozialer oder nationaler Her-
kunft zusammenzubringen. Das
gemeinsame Musizieren fördert
Fähigkeiten, die für eine Integra-
tion in die Gesellschaft wichtig
sind. Es erfordert neben Kreati-
vität auch Kooperation, Konzen-
tration, Ausdauer sowie weitere
soziale Kompetenzen. Diese po-
sitiven Eigenschaften des Musi-
zierens zu ermöglichen und zu
verstärken, sollte ein Hauptziel
der staatlichen Unterstützung
von populärer Musik sein.

Ein Schlüssel zu diesem Ziel
liegt bereits in der frühen musik-
pädagogischen Erziehung. Da-
bei spielt Musikunterricht in der

Schule, besonders innerhalb von
Ganztagsschulprogrammen, ei-
ne ebenso unverzichtbare Rolle
wie ergänzende Angebote zur
Beschäftigung mit Musik, Ge-
sang oder Instrumenten. Die
Möglichkeit zu wertvoller und
nachhaltiger musikalischer Be-
tätigung und Übung bieten ins-
besondere Musikschulen. Sie
fördern elementare persönliche
Kompetenzen, bereiten den Weg
für ein kulturelles Verständnis
von Kindern und Jugendlichen
und sind darüber hinaus Initia-
tionsort für Nachwuchskünst-
lerinnen und Nachwuchskünst-
ler. Der Deutsche Bundestag
sieht in der Existenz entspre-
chender musikpädagogischer
Angebote als Teil der kulturel-
len Bildung eine wesentliche
Unterstützung für die Persön-
lichkeitsbildung junger Men-
schen und eine elementare Vor-
aussetzung für die zukünftige
Leistungs- und Wettbewerbsfä-
higkeit der deutschen Gesell-
schaft.

4. Musikförderung als öffent-
liche Aufgabe
Es obliegt vornehmlich den Län-
dern, im Rahmen ihrer Kultur-
hoheit, Musik zu fördern. Trotz-
dem leistet auch der Bund wich-
tige zusätzliche Unterstützung in
diesem Bereich. Bisher förderte
er im Wesentlichen die klassi-
sche Musik, im Haushalt des
Beauftragten der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien fal-
len weit mehr als 80 Prozent der
Musikförderung ausschließlich
diesem klassischen Bereich zu.
Gerade weil Rock, Pop und Jazz
solch einen bedeutenden Beitrag
zum kulturellen Leben in
Deutschland leisten, ist bessere
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Förderung im Verhältnis zur be-
stehenden Situation wünschens-
wert. Diese bedarf aber zum Teil
anderer Instrumente, als sie bei
der klassischen Musik erfolg-
reich genutzt werden. Ein
Schwerpunkt der bisherigen
Popmusikförderung des Bundes
lag im Bereich der Exportförde-
rung. Einzelne, beispielsweise
vom Goethe-Institut durchge-
führte Projekte, bei denen En-
sembles im Ausland auftreten,
können wegen ihrer geringen
Zahl und der nicht immer gege-
benen Vernetzung in der kultu-
rellen Szene vor Ort in nur be-
schränktem Umfang positiv wir-
ken.

Im Jahr 2003 stellte der Bund
für einen Zeitraum von drei Jah-
ren Mittel für die Errichtung des
deutschen Exportbüros German
Sounds zur Verfügung. Neben
der öffentlichen Hand beteilig-
ten sich auch private Unterneh-
mungen. Die erhofften Wirkun-
gen für die deutsche populäre
Musik konnten bislang nur be-
grenzt erreicht werden und
knüpften nicht an den Erfolg an-
derer Länder an. Im europäi-
schen Vergleich wird dabei deut-
lich, dass viele Länder wie
Frankreich, Ungarn, Dänemark,
Norwegen oder England ihre
populäre Musik jeweils durch
deutlich intensivere Exportbe-
strebungen fördern. In der Bun-
desrepublik Deutschland kommt
für eine erfolgreiche Arbeit in
der Exportförderung des Bundes
erschwerend hinzu, dass sie
nicht aus einer Hand erfolgt,
sondern mehrere Behörden wie
das Auswärtige Amt, der Beauf-
tragte der Bundesregierung für
Kultur und Medien, das Bundes-
ministerium für Familie, Senio-

ren, Frauen und Jugend sowie
das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie jeweils
Aufgaben unter verschiedenen
Gesichtspunkten wahrnehmen.
Abgesehen von der Exportförde-
rung ist die vom Bund betriebe-
ne Förderung von populärer Mu-
sik bisher auf einige Teilför-
derungen für Einrichtungen oder
einige wenige Projekte begrenzt,
die im weitesten Sinne der Nach-
wuchsförderung von Musikta-
lenten zuzurechnen sind. Diese
Projekte sind jedoch wiederum
nur zum Teil beim Beauftragten
der Bundesregierung für Kultur
und Medien angesiedelt. Rei-
bungsverluste entstehen da-
durch, dass verschiedene Res-
sorts agieren. Für Künstlerinnen
und Künstler ist es wichtig, sich
auf Plattformen präsentieren zu
können, um bei einem größeren
Publikum bekannt zu werden.
Dies ist elementare Vorausset-
zung, um Musik überhaupt wirt-
schaftlich betreiben zu können.
Plattformen bezeichnen dabei
nicht allein Auftrittsmöglich-
keiten, sondern auch die Präsenz
in den Medien – zwei Punkte,
die auf jeden Fall verbessert wer-
den müssen.

Das Internet als besonders
leicht zugängliches und preis-
wertes Medium hat sich in den
letzten Jahren zu einer der wich-
tigsten Plattformen für Künstle-
rinnen und Künstler aller Berei-
che entwickelt. Neben der Ver-
fügbarkeit großer und übergrei-
fender Plattformen ist im Inter-
net auch eine eigenständige und
selbstbestimmte Präsentation
und Vermarktung möglich, die
durchaus sinnvoll sein kann.
Weitaus höher sind die Zugangs-
barrieren jedoch bei den wichti-

gen medialen Plattformen Hör-
funk und Fernsehen. Hier spie-
gelt sich der bestehende Erfolg
der in Deutschland produzierten
Rock- und Popmusik nicht wi-
der. Der Anteil dieser Produktio-
nen am Verkauf von Singles und
Alben ist inzwischen mehr als
doppelt so groß wie ihr Anteil an
den im Rundfunk gespielten Ti-
teln. Das zeigt, dass Rock, Pop
und Jazz aus dem eigenen Land
weder im privaten noch im öf-
fentlich-rechtlichen Rundfunk
angemessen vertreten sind. Da-
durch wird die Situation für
Künstlerinnen und Künstler des
Rock, Pop und Jazz entschei-
dend erschwert, insbesondere
weil auch die existenzsichernden
Einnahmen, die durch CD-Ver-
kauf und Konzerte erzielt wer-
den, stark von der medialen Prä-
senz abhängen. Für den Jazz-
bereich haben solche Bedingun-
gen spezifische Auswirkungen,
die besondere Beachtung finden
müssen. Wie keine andere
Kunstform befähigt die improvi-
sierte Musik Künstlerinnen und
Künstler aus aller Welt über alle
Sprachbarrieren hinweg mitein-
ander ohne vorherige Abspra-
chen einen künstlerischen Pro-
zess zu gestalten, an dessen Er-
gebnis ein Publikum unmittelbar
teilhaben kann. Aufgrund dieser
Wesensmerkmale hängt die Exi-
stenz von Jazz und der ihn ge-
staltenden Künstlerinnen und
Künstlern ganz besonders von
genau diesem Live-Zusammen-
hang ab. Deswegen ist eine mög-
lichst große Vielfalt von quali-
tativ hochwertigen Spielstätten
von außerordentlicher Bedeu-
tung für die Entwicklung der
improvisierten Musik. Nur in
wenigen Orten Deutschlands
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existieren solche besonders en-
gagierten Spielstätten, die auf
regelmäßiger Basis innovative
Konzerte anbieten, was negati-
ve wirtschaftliche und damit
ebenso künstlerische Auswir-
kungen auf die Musik hat. Auch
die wirtschaftliche Lage der Ak-
teure hängt von einer vitalen
Spielstättenkultur ab, deren Exi-
stenz momentan mehr als in Fra-
ge steht. In der Rock- und Pop-
musik besteht einfacher die
Chance, fehlende Konzertein-
nahmen durch den Tonträger-
verkauf oder mediale Präsenta-
tion auszugleichen. Jazz aber
findet im Rundfunk nur am Ran-
de statt, was geringe Verwer-
tungsauszahlungen zur Folge
hat. Sein Anteil am Tonträger-
markt beträgt gleichzeitig nur
wenige Prozent.

Der Deutsche Bundestag sieht
daher besonders in der spezifi-
schen Förderung von Spiel-
stätten eine geeignete Möglich-
keit, gerade auch Jazzmusik
wirksam zu unterstützen. Als
Kulturnation muss es unser An-
liegen sein, dass Musikerinnen
und Musiker ihre Kreativität
nicht einseitig ökonomischen In-
teressen unterwerfen müssen.
Stattdessen muss es unser Ziel
sein, einerseits freie Kunstaus-
übung zu ermöglichen und an-
dererseits die wirtschaftliche
Kompetenz von Musikerinnen
und Musikern durch geeignete
Ausbildungsmaßnahmen zu stär-
ken, da neben kreativen auch
wirtschaftliche Anforderungen
zum Berufsbild gehören. Daher
ist eine Vernetzung von Ausbil-
dung, Produktions- und Präsen-
tationsbedingungen erforderlich.
Es existieren durchaus schon
verschiedene Angebote in dieser

Hinsicht, aber deren Koordina-
tion findet zurzeit nicht statt. Nur
durch bessere Koordination
kann gezielt gefördert werden.

Junge Talente haben häufig mit
Problemen zu kämpfen, die
außerhalb des rein künstleri-
schen Schaffensprozesses lie-
gen. Mit solchen Problemen tre-
ten sofort Fragen von Organisa-
tion und Management auf, auf
die sie nur selten vorbereitet
sind. Mit ihrem Talent können
sie sich aber nur dann dauerhaft
behaupten, wenn sie in dieser
Hinsicht hinreichend qualifiziert
werden. Es finden sich lediglich
erste, noch ausbaufähige Ansät-
ze entsprechender Angebote.

Zusammenfassend muss fest-
gestellt werden, dass die Hürden
für Musikerinnen und Musiker
im Bereich der populären Mu-
sik sehr hoch sind, wenn sie ihre
Musik zum Beruf machen wol-
len. Eine hohe Qualität von
künstlerischer Leistung im
Rock, Pop oder Jazz allein reicht
kaum aus, um dieses auch pro-
fessionell betreiben zu können.
Verschiedene grundlegende Pro-
bleme erschweren die Möglich-
keit von Musik leben zu können,
einzelne Bedingungen haben
sich in den letzten Jahren sogar
verschlechtert. Der Deutsche
Bundestag anerkennt die Bedeu-
tung der populären Musik und
ihrer Förderung.

Als stärkende Maßnahme hat
er daher zunächst entschieden,
für das Haushaltsjahr 2007 im
Etat des Beauftragten der Bun-
desregierung für Kultur und
Medien Projektmittel in Höhe
von einer Million Euro zur För-
derung der populären Musik
vorzusehen („Initiative Musik“).

II. Der Deutsche Bundestag
fordert die Bundesregierung
auf:

1. der Förderung des Bundes
im Bereich der populären Mu-
sik eine einheitliche Struktur zu
geben, sie zu systematisieren
und zwischen den Ressorts der
Bundesregierung stärker zu ko-
ordinieren sowie die Kooperati-
on zwischen den bereits in die-
sem Feld tätigen Institutionen
wie beispielsweise dem Deut-
schen Musikrat, dem Goethe-
Institut, der Deutschen Welle,
der Kulturstiftung des Bundes,
der Deutschen Zentrale für Tou-
rismus und anderen auszubauen;

2. die bereitgestellten Fi-
nanzmittel von einer Million
Euro in eine Organisationsstruk-
tur zu integrieren, die offen ist
für eine Mitfinanzierung durch
private Mittel und in der Folge
für die Bereitstellung dieser Mit-
tel zu werben;

3. in dieser Organisations-
struktur Gremien einzusetzen,
die unter Einbeziehung verschie-
dener Bereiche populärer Musik,
des Bundesbeauftragten für Kul-
tur und Medien sowie des Deut-
schen Bundestages den zielge-
richteten Mitteleinsatz gewähr-
leisten;

4. bei der Nachwuchsförde-
rung für populäre Musik in den
Bereichen Qualifikation, Präsen-
tation und Produktion sicherzu-
stellen, dass auch die improvi-
sierte Musik, die weder der U-
noch der E-Musik klar zuzuord-
nen ist, bei Förderung und Un-
terstützung der jeweiligen Berei-
che mit einbezogen wird;
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5. bei den Rundfunkanstal-
ten anzuregen, neue Formate zu
entwickeln, mit denen Rock-,
Pop- und Jazzmusik aus Deutsch-
land eine angemessene Plattfor-
men gegeben wird und hierfür
Unterstützung anzubieten;

6. den Export deutscher
Rock-, Pop- und Jazzmusik
durch effektive Koordination der
Förderstrukturen, verbesserte
Kooperationen auf europäischer
Ebene, nachhaltige Beobach-
tung des internationalen Mark-
tes und effiziente Vertriebs-
strukturen zu fördern und einen
Schwerpunkt von Exportförde-
rung so zu gestalten, dass die
Rahmenbedingungen für die ei-
genständige Vermarktung der
Ensembles verbessert werden;

7. einen Spielstättenpreis für
herausragende Spielstätten im
Bereich der populären Musik,
insbesondere der Jazzmusik,
aufzulegen;

8. musikpädagogische Mo-
dellprojekte in die Förderung mit
einzubeziehen, die der Integra-
tion von Jugendlichen in die Ge-
sellschaft dienen;

9. in Kooperation mit den
Ländern und Kommunen Rock-,
Pop- und Jazzmusik in Deutsch-
land zustärken;

10. nach spätestens zwei Jah-
ren eine Evaluation der Initiati-
ve Musik vorzulegen, um so in-
haltliche Schwerpunkte anpas-
sen zu können.

Kulturwirtschaft als Motor
für Wachstum und Beschäfti-
gung stärken
(25. April 2007; zus. mit der
SPD-Fraktion)

I. Der Deutsche Bundestag
wolle beschließen:

Der Deutsche Bundestag
stellt fest:

Das vielfältige kulturelle Leben
in Deutschland wird vom Staat,
der Zivilgesellschaft und der
Wirtschaft gemeinsam getragen.
Die Bedeutung der Kulturwirt-
schaft für die kulturelle Infra-
struktur und für Wachstum und
Beschäftigung ist erst in den letz-
ten Jahren verstärkt erkannt wor-
den. Sie hat auch in der kommu-
nalen und regionalen Entwick-
lung eine wachsende Bedeutung.
Die Kulturwirtschaft bereichert
das kulturelle Leben und stärkt
die Wirtschaft. Ihr Beitrag zu
beiden Bereichen kann und muss
noch gesteigert werden. Ohne
Kultur ist unsere Gesellschaft
nicht denkbar. In ihrer Vielfalt
sind Tradition, Erinnerung und
Zukunft aufgehoben. Sie ist ein
Mittel zur Orientierung und
Identitätsbildung, sie prägt das
System von Werten und Nor-
men, auf das unsere Gesellschaft
aufbaut. Die Förderung der Kul-
tur und schönen Künste in
Deutschland ist ein entscheiden-
des Ziel der Kulturpolitik der
Bundesregierung.

Der Staat kann die Rahmenbe-
dingungen setzen, in denen
Kunst und Kultur gedeihen, und
ein Klima schaffen, indem alle
Bevölkerungsgruppen dafür auf-
geschlossen und interessiert wer-
den. Kulturelle Angebote wer-

den von unterschiedlichsten Ak-
teuren gemacht. Die Nachfra-
genden – das Publikum – unter-
scheiden dabei nicht, ob öffent-
lich finanzierte, zivilgesell-
schaftliche oder privatwirt-
schaftlich organisierte Akteure
hinter den Angeboten stehen.
Der Staat allein kann die kultu-
relle Vielfalt und das kulturelle
Leben nicht garantieren. Kultur
ist nicht nur von großer gesell-
schaftlicher Bedeutung, sie ist
auch für die Privatwirtschaft zu
einem wertvollen „Wirtschafts-
gut“ geworden. Mit Kultur lässt
sich Geld verdienen, und mit
Geld lässt sich Kultur machen.
Beide Seiten, Kultur und Wirt-
schaft, wissen um diese positi-
ve, aber komplizierte Symbiose.
Es gibt erhebliche Berührungs-
ängste und Vorbehalte zwischen
denen, die Kultur bzw. insbeson-
dere die Künste als autonomes
Gut öffentlich finanziert wissen
möchten, und jenen, die Kultur-
güter auf Märkten handeln. Un-
geachtet dieser Vorbehalte hat
sich ein eigenständiger, kräftiger
Wirtschaftszweig um die Kultur
gebildet – die Kulturwirtschaft.
Sie ist so vielfältig und bunt wie
die Kultur selbst. Sie umfasst
alle Branchen der Kulturproduk-
tion und hat ein Netz von Ver-
wertern und Vermittlern hervor-
gebracht. Ihre Produkte reichen
von Kunstwerken, Kommunika-
tionsdesign bis zu Lebensstilan-
geboten. Das führt insbesonde-
re im politisch-administrativen
Raum zu erheblichen Defini-
tions-, Abgrenzungs- und Zu-
ständigkeitsproblemen. Zwar
herrscht grundsätzlich Einver-
nehmen darüber, dass die Kul-
turwirtschaft von großer Bedeu-
tung ist, aber nicht darüber, was



IM GESPRÄCH Heft 19 - Oktober 2007

12

Kulturwirtschaft in Abgrenzung
zu anderen Wirtschaftszweigen
und zu den Angeboten der öf-
fentlichen Kulturförderung und
des zivilgesellschaftlichen Sek-
tors ist. Eine verbindliche Defi-
nition und eindeutige Abgren-
zung des Begriffs „Kultur-
wirtschaft“ gibt es weder auf
nationaler, europäischer oder
internationaler Ebene.

Der privat organisierte Ar-
beitskreis Kulturstatistik hat ein
Abgrenzungsmodell für die
Kulturwirtschaft in Deutschland
entwickelt. Ob dieses Modell
allgemeine Gültigkeit besitzt
und praktikabel ist, ist noch nicht
abschließend geklärt. Nach die-
ser Definition zählen derzeit fol-
gende Branchen zum Kernbe-
reich der Kulturwirtschaft in
Deutschland: Verlagsgewerbe,
Filmwirtschaft, Rundfunk- und
Fernsehwirtschaft, darstellende
und bildende Künste, Literatur,
Musik, Journalisten- und Nach-
richtenbüros, Buch- und Zeit-
schrifteneinzelhandel, Museen
und Kunstausstellungen, Archi-
tektur sowie Designwirtschaft.
Zu den Vermarktern kultureller
Güter gehört auch die Touris-
muswirtschaft.

Der Kulturtourismus hat sich
in Deutschland zu einem wich-
tigen Wachstumsmarkt entwik-
kelt, der sich positiv auf den Er-
halt von Kulturdenkmälern und
die kulturelle Vielfalt auswirkt.
Das herausragende Kulturange-
bot in Deutschland ist ein wich-
tiger Bestandteil der touristi-
schen Attraktivität unseres Lan-
des. Dazu zählen die einzigarti-
gen Kulturgüter der UNESCO-
Welterbestätten, von denen es
mittlerweile in Deutschland 32
gibt. Deutschland liegt als Kul-

turreiseziel der Europäer nach
Frankreich an zweiter Stelle
weltweit. Gleichzeitig brauchen
viele Kultureinrichtungen und
Kulturangebote wie Museen,
Theater,  Ausstellungen, Konzer-
te, Musicals und Festivals auch
den Tourismus bzw. sind sogar
Teil der touristischen Dienst-
leistungskette. Deshalb ist eine
Kooperation und abgestimmte
Strategie zwischen Kultur und
Tourismus von großer Bedeu-
tung. Die Kulturwirtschaft (laut
Arbeitskreis Kulturstatistik) war
viele Jahre einer der dynamisch-
sten Wirtschaftssektoren über-
haupt: Die Umsatzzuwächse la-
gen oft deutlich über den Wachs-
tumsraten der Gesamtwirtschaft.
Doch zwischen 2000 und 2003
gingen die kulturwirtschaftli-
chen Umsätze deutschlandweit
um etwa zwölf Prozent von rund
93 Mrd. Euro auf etwa 81,5 Mrd.
Euro zurück. Erst im Jahr 2004
war wieder ein leichter Zuwachs
von 0,4 Prozent auf rund 81,8
Mrd. Euro zu verzeichnen. Ins-
gesamt trug die Kulturwirtschaft
2004 etwa 36 Milliarden Euro
zur Bruttowertschöpfung in
Deutschland bei – das entsprach
einem Anteil von 1,6 Prozent am
Bruttoinlandsprodukt (BIP).

Auch die Zahl der Beschäftig-
ten in der Kulturwirtschaft stieg
nach diesen Angaben über viele
Jahre an: Zwischen 1995 und
2000 wurde ein Beschäftigungs-
zuwachs von rund 20 Prozent
verzeichnet – die Beschäftigung
in der Gesamtwirtschaft wuchs
im gleichen Zeitraum nur um
zwei Prozent. Seit dem Jahr
2002 ist allerdings auch die Be-
schäftigung in der Kulturwirt-
schaft rückläufig. Insgesamt exi-
stieren laut Arbeitskreis Kultur-

statistik im Kultursektor mit
815.000 mehr Arbeitsplätze als
im Kreditgewerbe (786.000) und
fast ebenso viele wie im Fahr-
zeugbau (939.000). Von den Ge-
samtbeschäftigten sind 197.000
Selbständige und Unternehmer
sowie 618.000 abhängig Be-
schäftigte. Erwerbstätigkeit im
Kultursektor ist nicht festgelegt
auf den öffentlich finanzierten
Kulturbetrieb. Künstler bei-
spielsweise arbeiten sowohl in
öffentlich finanzierten Zusam-
menhängen als auch als freibe-
rufliche Marktteilnehmer. Kenn-
zeichnend für die deutsche
Kulturwirtschaft ist ihre wirt-
schaftliche und kulturelle Viel-
falt.

Die Kulturwirtschaft ist ein
„offenes System“. Die besonde-
re Stärke vieler Freiberufler und
kleinerer Unternehmen ist es,
kulturelle Trends aufzunehmen
sowie schnell und flexibel auf
dem Markt reagieren zu können.
Doch gerade sie stehen oftmals
auch vor besonderen Schwierig-
keiten und Anforderungen. Vor
allem der Zugang zu finanziel-
len Ressourcen ist für Freiberuf-
ler sowie kleine Kulturwirt-
schaftsunternehmen nicht immer
einfach: Vielfach sind sie von
externen Finanzierungsquellen
abgeschnitten, weil ihr meist ge-
ringer Finanzbedarf für Banken
nicht attraktiv ist oder weil sie
kaum Sicherheiten bieten kön-
nen und ihre Markt- und Unter-
nehmensentwicklungen schwie-
rig einzuschätzen sind. Trotz
hohen unternehmerischen Risi-
kos und geringer Sicherheiten ist
es daher für kulturwirtschaftlich
Tätige und kulturwirtschaftliche
Unternehmen wichtig, dass ih-
nen Finanzierungswege geöffnet
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werden. Darüber hinaus sind die
Maßnahmen und vielfältigen
Beratungsangebote für Existenz-
gründer und Selbständige nicht
immer auf die besonderen Be-
dürfnisse von Künstlern und
Kulturschaffenden zugeschnit-
ten. Die zumeist künstlerischen,
kreativen und schöpferischen
Menschen richten ihr Verhalten
oft nach anderen als wirtschaft-
lichen Grundsätzen aus. Unter-
nehmerisches Denken und Han-
deln müssen sie sich häufig erst
aneignen oder sich dessen be-
wusst werden. Existenzgründer
und Selbständige in der Kultur-
wirtschaft benötigen daher pro-
fessionelle Hilfe und spezielle
Förderangebote, die ggf. kultur-
politische mit wirtschaftspoliti-
schen Zielen kombinieren. Kul-
turpolitik und die Förderung der
Kulturwirtschaft sind in erster
Linie Handlungsfelder der Län-
der und Kommunen.

Die wirtschaftspolitische Be-
deutung der Kulturwirtschaft
nimmt aber auch den Bund in die
Verantwortung. Kulturpolitik ist
auch Wirtschafts-, Standort-,
Image-, Entwicklungs-, Kreati-
vitäts-, Beschäftigungs- und
Stadtentwicklungspolitik. Die
vom Staat zu gestaltenden Rah-
menbedingungen sind rechtli-
cher, finanzieller und nicht zu-
letzt ideeller Natur. Der Bund übt
erheblichen Einfluss aus durch
gesetzliche Bestimmungen wie
z.B. das Urheberrechtsgesetz
und das Künstlersozialversiche-
rungsgesetz. Mit gezieltem Clu-
ster-Management kann dazu bei-
getragen werden, die regionale
und überregionale Zusammenar-
beit zwischen Unternehmen so-
wie wirtschaftsnahen Partnern

und Institutionen zu unterstüt-
zen. So können vorhandene Po-
tentiale gestärkt und die Wett-
bewerbsfähigkeit von Regionen
erhöht werden. Es muss Einver-
nehmen und Klarheit über das
herrschen, was gefördert und
herausgestellt werden soll.

Die nicht einheitliche Quanti-
fizierbarkeit der Bedeutung der
Kulturwirtschaft und die Ab-
grenzung hin zu anderen Wirt-
schaftszweigen und Politikfel-
dern machen dies nicht einfa-
cher. Die Bundesländer haben in
ihren Kulturwirtschaftsberichten
den Versuch unternommen, Kul-
turwirtschaft empirisch darzu-
stellen und abzubilden. Auf äu-
ßerst unterschiedliche Weise: So
wird beispielsweise im Kultur-
wirtschaftsbericht des Landes
Berlin die Herstellung von Be-
kleidung und Schuhen zum
„Kunstmarkt Berlin“ im weite-
ren Sinne gezählt, und auch die
Werbebranche und die Software-
entwicklung werden mit einbe-
zogen.

Im Kulturwirtschaftsbericht
von Nordrhein-Westfalen sind
dagegen weder Schuhfabriken
noch Werbeagenturen enthalten.
Grundsätzlich haben die Kultur-
berichte gemeinsam, dass sie
wenig gemeinsam haben. Eine
Vergleichbarkeit ist auch auf in-
ternationaler Ebene nur schwer
möglich, denn die Begrifflich-
keiten und Abgrenzungen sind
auch dort sehr unterschiedlich.
So spricht man im angloameri-
kanischen Raum von den
„Creative Industries“, zu denen
im Gegensatz zum französischen
Konzept der „Industrielles cul-
turelles“ auch die Software- und
Spiele-Industrien zählen. In

Österreich hat man das Modell
der „Kreativwirtschaft“ gewählt,
zu dem auch der öffentliche Kul-
turbetrieb und der intermediäre
Bereich gezählt werden. In
Deutschland gab es bereits In-
itiativen zur Erstellung eines
bundeseinheitlichen Kultur-
wirtschaftsberichtes. Eine Eini-
gung mit den Bundesländern
steht aber noch aus.

Angesichts der Fülle und
Komplexität der damit zusam-
menhängenden Fragen, Erwar-
tungen und unterschiedlichen
Zielsetzungen ist es nicht ver-
wunderlich, dass es bislang noch
keine kohärente politische Stra-
tegie zur Unterstützung der Kul-
turwirtschaft gibt. Für eine ge-
zielte Förderung der Kulturwirt-
schaft ist es indessen notwendig,
eine Abstimmung und Einigung
darüber herbeizuführen, wie
Kulturwirtschaft definiert wird.
So kann sie besser als eigenstän-
diger Wirtschaftszweig integriert
und anerkannt werden.

II. Der Deutsche Bundestag
fordert die Bundesregierung
auf:

1. Die Kulturwirtschaft als
eigenständigen Wirtschafts-,
Standort- und Tourismusfaktor
anzuerkennen, deutlicher her-
vorzuheben und in ihrer Ent-
wicklung zu unterstützen. Dabei
sollte auf die Wichtigkeit von
Netzwerken und Kooperations-
projekten von Kulturwirtschafts-
unternehmen untereinander so-
wie mit Unternehmen aus ande-
ren Branchen (z.B. Tourismus)
hingewiesen werden.
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2. Politik für den Bereich Kul-
turwirtschaft als integralen Be-
standteil sowohl der Kulturpoli-
tik als auch der Wirtschaftspoli-
tik zu gestalten.

3. In ihrer Politik für den Be-
reich Kulturwirtschaft dem Dop-
pelcharakter kultureller Leistun-
gen als Kulturgut und als Wirt-
schaftsgut Rechnung zu tragen.

4. Über die Kulturwirtschaft
als Faktor für mehr Wirtschafts-
wachstum, Innovation und Ar-
beitsplätze zu informieren und
zu sensibilisieren. Dazu zählt, re-
gelmäßig einen bundeseinheitli-
chen Kulturwirtschaftsbericht in
Abstimmung mit den Ländern
zu erarbeiten. In diesem Bericht
sollten die kulturwirtschaftli-
chen Initiativen auf Bundes- und
Landesebene, die wirtschaftli-
chen Ergebnisse und Potentiale
der Kulturwirtschaft in Ländern,
Städten und Regionen benannt
werden. Darüber hinaus sollte
auch die Zusammenarbeit von
Kunst und Kulturschaffenden
sowie Verwertern mit politischen
Entscheidungsträgern und Be-
hörden auf Bundesebene weiter
intensiviert werden.

5. Bei den sich im parlamen-
tarischen Verfahren befindenden
und bei künftigen Gesetzge-
bungsverfahren sollte auf gün-
stige Rahmenbedingungen in
folgenden Rechtsbereichen hin-
gewirkt werden:
- Urheberrecht- Sozialgesetzge-
bung- Medienordnung- Steuer-
recht- Wettbewerbsrecht

6. Bestehende Existenzgrün-
derprogramme und Beratungs-
angebote sowie die Mittelstands-

politik stärker auf die speziellen
kulturwirtschaftlichen Anforde-
rungen auszurichten sowie Fi-
nanzierungsmöglichkeiten für
kulturwirtschaftliche Unterneh-
men zu sichern, die diesen trotz
hohem unternehmerischen Risi-
ko und geringer Sicherheiten of-
fen stehen.

In diesem Zusammenhang
sind die Förderprogramme der
Kreditanstalt für Wiederaufbau
(KfW) zu prüfen, um sie auf
Existenzgründer und Unterneh-
men der Kulturwirtschaft auszu-
richten. Darüber hinaus ist die
Schaffung von kulturwirt-
schaftlichen Kompetenz-
agenturen, die unterstützend und
beratend tätig werden, zu prüfen.
Auch sollte geprüft werden, ob
innovative Produkte, Verfahren
und Leistungen im Kulturbe-
reich gefördert werden können.

7. Auf eine Verbesserung der
sozialen und wirtschaftlichen Si-
tuation der Kunst- und Kultur-
schaffenden hinzuwirken. In die-
sem Zusammenhang ist die Drit-
te Novelle des Künstlersozial-
versicherungsgesetzes zu begrü-
ßen, die die Künstlersozialkasse
auf eine sichere finanzielle Ba-
sis stellt und stärkt und damit als
integralen Bestandteil des Sozial-
versicherungssystems festigt.

8. Der Aufgabe der Alterssi-
cherung von Selbständigen in
der Kulturwirtschaft weiterhin
besondere Beachtung zu schen-
ken.

9. Wie im aktuellen Gesetz-
entwurf vorgesehen, die steuer-
lichen Rahmenbedingungen für
bürgerschaftliches Engagement
zu verbessern.

10. Die in den letzten Jahren
von der Bundesregierung begon-
nenen Initiativen zur Stärkung
der Filmwirtschaft zu evaluieren
und zu optimieren.

11. Bei der Kulturwirtschafts-
förderung der veränderten Be-
schäftigungsstruktur und den
sich verändernden Tätigkeitsfel-
dern und Berufsbildern Rech-
nung zu tragen.

12. In ihrer Kulturförderpoli-
tik die Wechselwirkung zwi-
schen dem öffentlichen und dem
privatwirtschaftlichen Kultur-
sektor stärker zu berücksichti-
gen.

2. Reden

Verflechtung von Kultur und
Wirtschaft bietet sehr große
Chancen und Potenziale
(Rita Pawelski, MdB;
26. April 2007; Auszug)

 „Was bedeutet schon Geld?“,
fragte einmal der amerikanische
Musiker Bob Dylan und fügte
hinzu: „Ein Mensch ist schließ-
lich erfolgreich, wenn er zwi-
schen Aufstehen und Schlafen-
gehen das tut, was ihm gefällt.“
Mit Kunst und Kultur Geld ver-
dienen? Das entspricht oft nicht
dem Selbstbild und den Vorstel-
lungen von künstlerischen, krea-
tiven und schöpferischen Men-
schen. Doch Realität ist: Rund
um die Kultur hat sich ein eigen-
ständiger Wirtschaftszweig ent-
wickelt, die Kulturwirtschaft.
Diese Verflechtung von Kultur
und Wirtschaft ist zwar nicht
immer einfach, sie bietet aber
sehr große Chancen und Poten-
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ziale. Nach Jahren des Dornrös-
chenschlafs rückte die Kultur-
wirtschaft endlich ins öffentliche
Bewusstsein. Große Verdienste
daran hat der Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann. Er hat
das Thema Kulturwirtschaft
ganz oben auf seine Agenda ge-
setzt und mit dem neuen
Filmfördermodell und der „Initia-
tive Musik“ zwei wichtige Maß-
nahmen zu ihrer Stärkung ergrif-
fen. Außerdem hat er es ge-
schafft, die Förderung der Kul-
turwirtschaft zu einem zentralen
Thema der Europäischen Union
zu machen. Ich möchte an die-
ser Stelle auch der Vorsitzenden
der Enquete-Kommission „Kul-
tur in Deutschland“, Gitta Con-
nemann, danken, die einige Vor-
arbeit hier geleistet hat ... Wie
wichtig die Kulturwirtschaft für
Wachstum und Beschäftigung in
Deutschland ist, wurde mittler-
weile von allen Rednerinnen und
Rednern mehrfach betont. Ich
freue mich, dass wir uns in die-
sem Punkt alle einig sind. ...

Aber man muss sich schon fra-
gen, was sich hinter dem Begriff
„Kulturwirtschaft“ verbirgt. Die
Suche nach einer verbindlichen
Definition und einer eindeutigen
Abgrenzung endet oftmals in
kreativer Vielfalt: Auf nationa-
ler wie auf internationaler Ebe-
ne gibt es die unterschiedlichsten
Bestimmungen und damit die
unterschiedlichsten Daten. Was
fehlt, sind einheitliche Statisti-
ken, Daten und Informationen
zur Kulturwirtschaft. Die Zeit ist
reif für einen bundeseinheitli-
chen Kulturwirtschaftsbericht.
Nur damit können wir die noch
ungenutzten Potenziale der Kul-
turwirtschaft besser erkennen
und ausschöpfen. Die Kultur-

wirtschaft lebt von der Kreativi-
tät und von den Ideen des Ein-
zelnen. Will der Einzelne jedoch
von seiner künstlerischen und
kreativen Arbeit leben, muss er
fast unweigerlich zum Freiberuf-
ler oder Selbstständigen werden;
denn die Unternehmen vergeben
ihre kreativen Tätigkeiten immer
öfter an Freiberufler. Die Auto-
firma beschäftigt keinen Desi-
gner mehr, der Buchverlag setzt
auf freie Lektoren, das Museum
beauftragt freiberufliche Kunst-
historiker. Das ist der Trend. Wir
müssen den kreativen Menschen
den Schritt in die Selbstständig-
keit erleichtern. Der Bund muss
in Absprache mit den Ländern
die Rahmenbedingungen dafür
gestalten. Wir wollen, dass die
bestehenden Förderinstrumente
beispielsweise der KfW und der
Europäischen Union überprüft
und stärker an den kultur-
wirtschaftlichen Anforderungen
ausgerichtet werden. Dabei sind
Finanzierungsmöglichkeiten zu
sichern, die den Kulturschaffen-
den trotz des hohen Risikos der
Selbstständigkeit und geringerer
Sicherheiten offenstehen. Wir
alle wissen, dass Basel II gerade
für junge selbstständige Kreati-
ve eine unglaubliche Hürde dar-
stellt. Wir müssen ihnen den
Weg erleichtern. Es sollen kul-
turwirtschaftliche Kompetenz-
agenturen geschaffen werden,
die kleine Unternehmen gerade
in der Gründungsphase unter-
stützen und beraten. Wir müssen
dazu beitragen, dass Kultur-
wirtschaftsunternehmen unter-
einander, aber auch mit Unter-
nehmen aus anderen Branchen
verstärkt Netzwerke knüpfen
und Kooperationen auf die Bei-
ne stellen. Ich denke dabei zum

Beispiel an den Tourismus.
Schon jetzt besuchen viele Men-
schen aus aller Welt unsere Städ-
te, unsere einzigartigen Kultur-
güter und unsere kulturellen Ein-
richtungen und tragen damit zum
Wachstum unserer Wirtschaft
bei. Wir wollen bei anstehenden
Gesetzesberatungen die soziale
und wirtschaftliche Situation der
Kunst- und Kulturschaffenden
stärker beachten ... Bei allen
Aktivitäten zur Stärkung der
Kulturwirtschaft darf eines nicht
außer Acht gelassen werden: die
Wechselbeziehung zwischen öf-
fentlichem und privatwirtschaft-
lichem Kultursektor. Wir wissen,
dass Musicals nicht gefördert
werden, dass Opern aber geför-
dert werden. Hier gibt es Gegen-
sätze, die wir überwinden müs-
sen. Beide Sektoren sind so eng
miteinander verknüpft, dass der
eine ohne den anderen nicht
funktionieren kann, auch wenn
sich beide argwöhnisch beäu-
gen. Lassen Sie uns darum ge-
meinsam alle Kräfte bündeln!
Ich habe an den Reden gemerkt,
dass hier wirklich große Einig-
keit besteht. Vielleicht gelingt es
uns, einen interfraktionellen An-
trag zu dieser wichtigen Frage zu
formulieren, ... mit dem wir die-
ses Thema in die Köpfe aller
Menschen bringen.

Die Kreativwirtschaft ist
Motor für Wachstum und
Beschäftigung
(Wolfgang Börnsen [Bönstrup],
MdB, kultur- und medienpoli-
tischer Sprecher der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion;
26. April 2007; Auszug)

 ... Wir haben ein Thema, mit
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dem sich die meisten der Kolle-
gen identifizieren. Noch nie hat
die Kulturwirtschaft – genauer
gesagt: die Kreativwirtschaft –
so viel Aufmerksamkeit erfahren
wie hier und heute bei uns. Sie
steht derzeit für 215.000 Arbeits-
plätze. Vor 20 Jahren waren es
noch 570.000. Dazu gehören
Designer ebenso wie Mode- und
Medienmacher, Musiker, Film-
schaffende, Künstler und Kom-
ponisten. Die Umsätze liegen
insgesamt bei über 80 Milliarden
Euro. Unbändige Dynamik,
schöpferische Vielfalt und Biss
zeichnen die Branche der Krea-
tiven aus. Sie sind der Pfeffer in
einer Arbeitsgesellschaft. Beson-
ders Selbstständige sind Träger
dieser Bewegung. Jeder dritte
Beschäftigte ist sein eigener Ar-
beitgeber. Die Kreativwirtschaft
ist Motor für Wachstum und Be-
schäftigung. Ihr eigentlicher
Wert liegt jedoch in ihrer Inno-
vationsfähigkeit. Sie schafft
Neues und bringt die Entwick-
lung voran. Wer die Kultur-
wirtschaft fördert, stärkt die
Kreativen. Das ist im weltwei-
ten Wettbewerb von entschei-
dender Bedeutung. Wir wollen
bessere Rahmenbedingungen für
die kreativen Köpfe unseres
Landes. Wir wollen ein geziel-
tes Regierungshandeln durch ei-
nen nationalen Kulturwirt-
schaftsbericht. Ich danke meiner
Kollegin Rita Pawelski ganz be-
sonders, die sich zusammen mit
ihren sozialdemokratischen Kol-
legen die Mühe gemacht hat, ei-
nen großartigen und wegweisen-
den Antrag zu formulieren. Ich
danke aber auch dem Herrn
Staatsminister und der Parla-
mentarischen Staatssekretärin
Dagmar Wöhrl dafür, dass die

Regierung diese Initiative sofort
aufgenommen hat und handelt.
Die Kreativwirtschaft hat das
verdient. Wer noch nicht genannt
wurde, kommt jetzt, nämlich
Steffen Kampeter. Steffen Kam-
peter und Günter Krings haben
sich zusammen mit Monika
Griefahn und vielen anderen für
einen zweiten Antrag engagiert,
der sich um die Popmusik dreht.
Es ist wichtig, diesen Musik-
bereich in Augenschein zu neh-
men, der lange Zeit im Schatten
anderer Kulturbereiche ge-
schlummert hat. Deutschland ist
ein Musikland. Über 8 Millionen
Menschen betreiben aktiv Mu-
sik. In keinem Land der Welt gibt
es so viele großartige Orchester.
Komponisten aus Deutschland
haben Weltrang. 3 Millionen
Kinder werden musikalisch ge-
fördert. Wir sind nicht nur stark
in der Klassik. Unser Land ge-
hört zu den wichtigsten Musik-
märkten in der Welt. Die Pop-
komm in Berlin ist europaweit
die größte Fachmesse für Musik.
Wir haben uns zu einem Zen-
trum internationaler Popmusik
gemausert und sind weltweit das
bedeutendste Versuchslabor für
E-Musik. Die elektronische Mu-
sik ist bei uns fest verankert.
Techno wurde hier in Berlin ge-
boren. Der Umsatz der Popmu-
sik beträgt fast 6 Milliarden Euro
bei 150 Aktiven. Doch ihr ei-
gentlicher Wert liegt in ihrer
kreativen, sozialen und integra-
tiven Wirkung. Popmusik aus
Deutschland ist weltweit auf der
Erfolgsspur. Nur die Radiosen-
der bei uns zieren sich, deutsche
Texte zu senden; das ist falsch
verstandene Internationalität.
Nicht nur die Klassik, auch die
Popmusik kann den Menschen

stärken. Nur die Art ist anders:
Was locker ist, ist noch lange
nicht minderwertig. Als Schlag-
zeuger einer Jazzband weiß ich,
wovon ich rede. Die Nutzung
von Tonträgern in unserem Land
hat sich in den letzten zehn Jah-
ren pro Bürger und Tag auf 45
Minuten verdreifacht. Doch die
Umsätze der Musikwirtschaft
sind um 35 Prozent zurückge-
gangen, weil das Urheberrecht
zu viele Lücken lässt. Das darf
nicht so bleiben. Immer mehr
hören und immer weniger bezah-
len, das ist zum Schaden der
Kreativen. Mit seiner Musik-
initiative, die auf Steffen Kam-
peter zurückgeht, will Staatsmi-
nister Bernd Neumann das än-
dern. Die Union wird diese Of-
fensive kraftvoll begleiten ...

Künstlersozialversicherung
zukunftsfest machen
(Gitta Connemann, MdB;
1. März 2007; Auszug)

Im November 2004 kursierte das
Gerücht, dass die Künstlerso-
zialversicherung abgeschafft
werden soll. Es mobilisierte da-
mals viele Hundert Künstler und
Journalisten zu einer Mail- und
Briefaktion; einige von uns wer-
den sich sicherlich noch daran
erinnern. Hintergrund war eine
Anhörung der Enquete-Kom-
mission „Kultur in Deutsch-
land“. Diese war fälschlicher-
weise in den Verdacht geraten,
die Errungenschaft der Künstler-
sozialversicherung infrage stel-
len zu wollen. Tatsächlich ver-
folgte die Enquete-Kommission
mit ihrer Anhörung aber das
Ziel, die Künstlersozialversi-
cherung zukunftsfest zu machen.
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Fraktionsübergreifend gilt die
Erkenntnis ... Die Künstler-
sozialversicherung und die aus-
führende Künstlersozialkasse
sind unverzichtbar. Ich habe Ih-
nen den damaligen Aufruhr ins
Gedächtnis gerufen, weil er
zweierlei zeigt: zum einen, dass
wir es mit einem Thema zu tun
haben, das in der Öffentlichkeit
außerordentlich sensibel wahr-
genommen wird, zum anderen
und vor allem, dass wir heute
über eine Einrichtung sprechen,
die für viele Künstlerinnen und
Künstler in diesem Land von
existenzieller Bedeutung ist.

Zwar fehlt es Deutschland,
dem Land der Dichter und Den-
ker, dem Land der Komponisten
und Künstler, nach wie vor an
einem grundgesetzlichen Be-
kenntnis zur Kultur; das bedau-
re ich persönlich sehr. Aber die
deutsche Politik hat im Vergleich
zu anderen Staaten schon sehr
frühzeitig das berechtigte Be-
dürfnis der Künstlerinnen und
Künstler erkannt, ein Stück so-
zial abgesichert zu werden. Das
damals verabschiedete Künstler-
sozialversicherungsgesetz ist bis
heute europaweit einmalig. Seit-
dem können sich selbstständige
Künstler und Publizisten im
Rahmen der gesetzlichen Sozi-
alversicherung kranken-, pflege-
und rentenversichern. Vor der
Einführung des Gesetzes hatten
sie keinerlei soziale Absiche-
rung. Für sie wurde ein eigenes
Versicherungssystem geschaf-
fen, und das aus gutem Grund,
so das Bundesverfassungsge-
richt: Die Künstler bringen
höchstpersönliche Leistungen ...
Daraus erwächst eine besonde-
re Verantwortung ... für die so-
ziale Sicherung selbständiger

Künstler und Publizisten, ähn-
lich der der Arbeitgeber für die
Arbeitnehmer. CDU, CSU und
SPD haben sich in ihrem Koali-
tionsvertrag deshalb ausdrück-
lich zur Künstlersozialversiche-
rung als einem wichtigen Instru-
ment der Kulturförderung und
der sozialen Sicherung der
Künstlerinnen und Künstler be-
kannt.

Es wurde aber auch Hand-
lungsbedarf gesehen. Zum einen
muss die Finanzierung auf ein
stabileres Fundament gestellt
werden. Sie erfolgt zu 50 Pro-
zent durch die Versicherten, zu
30 Prozent durch die Verwerter
und zu 20 Prozent durch einen
Bundeszuschuss; damit nimmt
der Bund seine kultur- und sozi-
alpolitische Verantwortung für
Künstler und Publizisten wahr.
Der Finanzbedarf der Künstler-
sozialversicherung hat sich in
den letzten Jahren massiv erhöht.
Die Ursachen sind vielfältig. Das
Durchschnittseinkommen von
Künstlerinnen und Künstlern
liegt bei nur 11.000 Euro – ich
betone: pro Jahr. Die Anzahl der
Versicherten nimmt seit Jahren
zu. Der Anteil der selbststän-
digen versicherten Künstlerin-
nen und Künstler steigt, und
zwar aus vielen Gründen ... Es
fehlen Arbeitsplätze im Bereich
der abhängigen Beschäftigung.
Dennoch sind die Kultur- und
Medienberufe außerordentlich
attraktiv. Die Selbstständigkeit
birgt für Unternehmen und Tä-
tige leider auch die Möglichkeit,
Beiträge an die Sozialversiche-
rung zu sparen. Schließlich drän-
gen auch Tätige in die Künstler-
sozialversicherung, die die Vor-
aussetzung dafür eigentlich nicht
erfüllen – das ist bereits ange-

sprochen worden –, seien es Tä-
towierer oder andere Berufs-
gruppen wie Schlammcatcher.
Der dadurch erhöhte Finanzbe-
darf hat seinerseits Folgen: Der
Bundeszuschuss musste erhöht
werden und auch die Künstler-
sozialabgabe. Dies wirkt sich auf
die Wettbewerbsfähigkeit in der
Kultur- und Medienwirtschaft
aus. Dieser Wettbewerb wird
dadurch verschärft, dass eine
Anzahl von eigentlich abgabe-
pflichtigen Unternehmen ihre
Pflicht nicht erfüllt. Damit er-
höht sich die Last für die ande-
ren, gesetzestreuen Verwerter.
Diese fordern mit den anderen
Mitgliedern des runden Tisches
„Stärkung der Künstlersozial-
versicherung“ seit längerem
mehr Beitragsgerechtigkeit im
Versicherten- und Verwerter-
bereich. Es wurden gemeinsam
mit dem Bundesministerium für
Arbeit und Soziales und dem
BKM Strategien erarbeitet, die
uns jetzt als Gesetzentwurf vor-
liegen. So soll die Prüfung der
Verwerter auf die Prüfdienste der
Deutschen Rentenversicherung
übertragen werden. Dort besteht
ein Apparat, mit dem mittelfri-
stig alle abgabepflichtigen Ver-
werter erreicht werden könnten.
Das ist gut so. Denn die Künst-
lersozialabgabe ist keine freiwil-
lige Leistung der Unternehmen,
sondern gesetzlich vorgeschrie-
ben. Wer sich dieser Pflicht ent-
zieht, handelt gesetzwidrig und
verschafft sich damit einen
rechtswidrigen Vorteil. Dem
wollen wir einen Riegel vor-
schieben. Durch die unterstüt-
zende Prüftätigkeit der Deut-
schen Rentenversicherung wird
die Künstlersozialkasse in Wil-
helmshaven mehr Raum für ihre
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originären Aufgaben erhalten;
deshalb braucht sie keine Auf-
stockung ... Die Prüfbefugnisse
werden zukünftig gestärkt: So
soll dauerhaft die jährliche Be-
fragung einer wechselnden
Stichprobe von mindestens 5 Pro-
zent der Versicherten durchge-
führt werden, bei der die tatsäch-
lichen Einkommen der letzten
drei Jahre erhoben werden sol-
len. Damit werden die Mitglie-
der der KSK übrigens nicht kri-
minalisiert, wie zurzeit auf man-
cher Internetseite zu lesen ist.
Vielmehr wird auf diese Weise
sichergestellt, dass nur der Kreis
der tatsächlich Berechtigten Mit-
glied in der Künstlersozialkasse
ist. Voraussetzung für die Mit-
gliedschaft ist nun einmal die
erwerbsmäßige und dauerhafte
Ausübung einer selbstständigen
Tätigkeit als Künstler oder Pu-
blizist. Es gibt Begehrlichkeiten;
das Tätowiererurteil des BSG
vom gestrigen Tage, aber auch
das Trauerrednerurteil zeigen
das. Ob sich daraus weitergehen-
der Handlungsbedarf ergeben
wird, wird auch Gegenstand des
Abschlussberichts der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ sein ... Angesichts der
überaus problematischen sozia-
len Lage vieler Künstlerinnen
und Künstler in Deutschland
dürfen wir politisch Verantwort-
lichen uns nicht in das roman-
tisch verklärte Bild vom zwar
armen, aber schönen Künstler-
leben flüchten. Arm ist nicht
sexy! Verantwortungsvolle Po-
litik heißt für mich und die CDU/
CSU-Fraktion, die Rahmenbe-
dingungen der sozialen Absiche-
rung der Künstler zu stärken und
fortzuführen, damit sie nicht wie
bei Caspar David Friedrich am

Kreidefelsen ins Leere blicken
bzw. ins Leere fallen, wenn sie
das Rentenalter erreichen. Denn
was wären Kunst und Kultur in
Deutschland ohne die Künstle-
rinnen und Künstler in unserem
Land?

3. Presseerklärungen

Zu den Gesprächen der Bundes-
justizministerin Brigitte Zypries
zum Urheberrecht mit den be-
troffenen Verbänden der Geräte-
hersteller und den Verwertungs-
gesellschaften erklären die Ko-
ordinatoren des Gesprächskrei-
ses Geistiges Eigentum der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Dr. Günter Krings MdB und
Steffen Kampeter MdB;
(22. März 2007):

Mit Interesse verfolgen wir als
Parlamentarier die zeitungs-
öffentliche Vorbereitung eines
Informationsgesprächs ... im
Bundesjustizministerium zu ei-
nem laufenden Gesetzgebungs-
verfahren. Für alle Beteiligten
stellen wir fest: Die Exekutive
hat kein Verhandlungsmandat
für das Parlament. Die selbstän-
dige verfassungsrechtliche Rol-
le der Justizministerin ist mit der
Einbringung des Urheberrechts
in den Bundestag erschöpft. Der
Bundestag hat sich in drei aus-
führlichen Anhörungen mit dem
Gesetzentwurf befasst. Diese
werden derzeit parlamentarisch
ausgewertet. Das Justizministe-
rium würde dieses Gesetzge-
bungsverfahren beschleunigen,
wenn es die Arbeit des Bundes-
tages in Form von Formulie-
rungsvorschlägen unterstützt.
Eigenständige Gesetzgebungs-

arbeit am Bundestag vorbei führt
zum jetzigen Zeitpunkt allenfalls
zur Verwirrung der von diesem
Gesetz betroffenen Autoren, Un-
ternehmen und Verbände.

Bundeswirtschaftsminister
Glos richtet Arbeitsgruppe
zur Kreativwirtschaft ein
Steffen Kampeter begrüßt
Glos-Initiative
(13. März 2007)

Der Bundeswirtschaftsminister
Michael Glos hat in seinem Mi-
nisterium eine Experten-Ar-
beitsgruppe zum Thema Kultur-
wirtschaft einberufen. Sie soll
die Handlungsmöglichkeiten für
eine Unterstützung und Beglei-
tung des kulturwirtschaftlichen
Bereiches durch das Wirtschafts-
ministerium ausloten. Die Ein-
richtung der Arbeitsgruppe geht
auf Gespräche zwischen Mini-
ster Glos, seinem Staatssekretär
Otremba und dem CDU-Bun-
destagsabgeordneten und Vorsit-
zenden des Dialogforums Mu-
sikwirtschaft der CDU Deutsch-
lands, Steffen Kampeter, zurück.
Der hatte das Wirtschaftsmini-
sterium gebeten, sich diesem Be-
reich verstärkt zu widmen. Kam-
peter: „Ich begrüße, dass Michael
Glos – gemeinsam mit Kultur-
staatsminister Bernd Neumann –
sich den Anliegen der Kreativ-
wirtschaft, wie z.B. der Musik-
und Veranstaltungswirtschaft,
öffnet. Das ist nicht nur eine
Würdigung der wirtschaftlichen
Bedeutung kreativer Dienstlei-
stungen, sondern auch eine An-
erkennung für das ernorme in-
tellektuelle Potenzial in Kreativ-
bereichen wie Kultur, Mode oder
Werbung.“ Damit werde ein
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weiterer zentraler Ansprechpart-
ner in der Bundesregierung für
kulturwirtschaftliche Themen
geschaffen. In der Arbeitsgrup-
pe Kulturwirtschaft werden
allgemeine Aspekte u. a. der
Dienstleistungswirtschaft, der
Konsumgüterindustrie, der frei-
en Berufe und der Außenwirt-
schaftsförderung sowie speziel-
le Bereiche, wie die Rundfunk-
und Medienwirtschaft und das
Geistige Eigentum, miteinander
verzahnt. Die Arbeitsgruppe tagt
vorerst befristet bis zum 31. Mai
2007. Anschließend werden die
Ergebnisse intern ausgewertet
und Vorschläge für das weitere
Vorgehen entwickelt. „Mit der
Arbeitsgruppe Kulturwirtschaft
setzt Wirtschaftsminister Glos
ein Zeichen, dass das Wirt-
schaftsministerium nicht aus-
schließlich für Kohle und Ener-
gie zuständig ist“, so Kampeter.
Der CDU-Abgeordnete spüre
vielmehr eine große Offenheit
für wirtschaftspolitische Anlie-
gen von Branchen, die nicht der
klassischen Industrie zuzurech-
nen sind.

Deutscher Filmförderfonds
auf Erfolgskurs. Die deutsche
Filmwirtschaft boomt
(Wolfgang Börnsen [Bönstrup],
MdB; 3. August 2007)

Der erst Anfang 2007 von der
Bundesregierung eingerichtete
Deutsche Filmförderfonds hat
bereits bis heute von den für die-
ses Jahr zu vergebenden Mittel
in Höhe von 60 Millionen Euro
für bewilligte Projekte bereits 30
Millionen Euro ausgegeben,
weitere 25 Millionen Euro wer-
den für die vorliegenden Anträ-

ge veranschlagt. Die Fördermit-
tel für dieses Jahr sind damit jetzt
schon weitgehend ausgeschöpft!
Schneller als erwartet hat sich
damit das Filmförderprojekt von
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann MdB als rasantes Zug-
pferd für den Filmstandort
Deutschland erwiesen. 47 inter-
nationale und nationale Film-
produktionen sind in diesem
Jahr gefördert worden, so auch
„Speed Racer“ oder „Valkyrie“.
Für weitere 34 Produktionen,
wie die „Buddenbrooks“ werden
die Bewilligungen geprüft. Zu-
sammen genommen werden in
diesem Jahr in Deutschland run-
de 375 Millionen Euro an Film-
produktionskosten ausgegeben.

Für internationale Großpro-
duktionen ist Deutschland ein
hoch attraktiver und interessan-
ter Produktionsstandort gewor-
den. Dies ist ein wirklicher Er-
folg für den Kulturstaatsminis-
ter, aber auch für Bundesfinanz-
minister Peer Steinbrück, der der
Einrichtung des deutschen Film-
förderfonds im Bundeshaushalt
bis 2009 – jährlich 60 Millionen
Euro – zugestimmt und somit die
Filmförderung auf neue Füße ge-
stellt hat. Bei aller Freude über
den großen Erfolg des Filmför-
derfonds gibt es aber zu den För-
derbedingungen noch Klärungs-
bedarf. Ist es angemessen, wenn
an der Mittelvergabe auch Ver-
treter von Produktionsstätten be-
teiligt sind – ob direkt oder auch
nur mittelbar? Wird bei der Mit-
telvergabe eine Förderung des
Films gewollt oder auch des
Fernsehens, das aus Kinofilmen
TV-Mehrteiler produziert und
damit in den Genuss der indirek-
ten Förderung kommt? Wir se-
hen den Sinn des Deutschen

Filmförderfonds vorrangig dar-
in, „große“ Filme zu finanzieren.
Hier sind Grundsatzentschei-
dungen zu treffen! Deutschland
hat sich zu einem weltweit an-
gesehenen Filmstandort entwik-
kelt, der im internationalen Wett-
bewerb einen vorderen Rang
einnimmt. Dazu haben heraus-
ragende deutsche oskarprämier-
te Produktionen wie „Das Leben
der Anderen“ ebenso beigetra-
gen wie der Deutsche Filmför-
derfonds, dessen Wirkung be-
reits nach einem halben Jahr
durchschlagend ist. Die Politik
hat nun die Aufgabe, aus der
anstehenden Evaluierung des
Förderfonds und den bereits ge-
machten Erfahrungen Lehren zu
ziehen, damit die Erfolge der
deutschen Filmwirtschaft sich
fortsetzen.

Der 13. August bleibt unver-
gessen: 46. Jahrestag des
Mauerbaus
(Wolfgang Börnsen [Bönstrup]
MdB)

Es ist historisch angemessen und
sachlich vertretbar, dass zum 46.
Jahrestag des Mauerbaus der
Beauftragte der Bundesregie-
rung für Kultur und Medien,
Staatsminister Bernd Neumann,
in seinem Gedenkstättenkonzept
der Mauer eine zentrale Rolle
zuweist. Der 13. August ist ein
Gedenktag für die Opfer von
Mauer und Stacheldraht im
SED-Unrechtsregime. Die Ber-
liner Mauer ist ein Symbol der
Unfreiheit, der widernatürlichen
Trennung eines Volkes, ein In-
begriff einer Diktatur. Für den
Schutz von Demokratie und
Freiheit ist es unerlässlich, die
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Erinnerung an diese Mauer
wachzuhalten. Zur Erinnerung
an die Mauer gehört die Doku-
mentation ihres genauen Ver-
laufs und der Beschaffenheit der
Grenzanlagen. Viele, vor allem
Jüngere, wissen heute nicht
mehr, wo die Mauer genau ver-
lief. Und das Bedürfnis der Tou-
risten, die Mauer authentisch zu
erleben, wird derzeit in Berlin
noch nicht angemessen befrie-
digt. Deshalb ist es zu begrüßen,
dass der BKM, der Berliner Se-
nat und der Verein Berliner Mau-
er jetzt einen Wettbewerb zur
Planung der Erweiterung der
Gedenkstätte Berliner Mauer in
der Bernauer Straße ausgelobt
haben. Die Bernauer Straße ist
besonders dazu geeignet, Mau-
er und Todesstreifen zu doku-
mentieren und zu vermitteln.
Bedauerlich ist dagegen, dass
das Bezirksamt Mitte es abge-
lehnt hat, den Platz vor dem
Bundesfinanzministerium in
„Platz des 17. Juni 1953“ umzu-
benennen. Der Berliner Senat
sollte sich dafür einsetzen, dass
nicht die Erinnerung an den 17.
Juni 1953 durch bürokratische
Einwände geschmälert wird.

Aus dem Bereich des
BKM

Kulturhaushalt 2007 und
2008 erneut gestiegen

Der Haushaltsausschuss des
Bundestages hat auf seiner Sit-
zung am 9. November 2006 den
Kulturhaushalt 2007 beschlos-
sen. Der Etat des Kulturstaats-
ministers beträgt 1,105 Mrd.
Euro und konnte damit gegen-
über 2006 um 3,5 Prozent gestei-

gert werden. 2008 erhöht sich
der Kulturhaushalt 2008 auf
rund 1,1 Milliarden Euro. Er
wird damit in der Amtszeit von
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann zum dritten Mal in Folge
angehoben, diesmal um 1,3 Pro-
zent im Vergleich zum Vorjahr;
damit wurden die Ausgaben  des
Bundes von 2005 bis 2008 um
insgesamt 6,4 Prozent gesteigert.

Für einen ersten Schritt zur
Realisierung des im Koalitions-
vertrag vereinbarten „Sichtbaren
Zeichen“ wurden 750.000 Euro
veranschlagt. Mit dem „Sichtba-
ren Zeichen“ sollen Zwangs-
migration, Flucht und Vertrei-
bung gesellschaftlich wie histo-
risch aufgearbeitet und die Ver-
ständigung und Versöhnung der
Völker in einem vereinten Eu-
ropa unterstützt werden. Um dem
erfreulichen Anstieg der Besu-
cherzahlen Rechnung zu tragen,
erhält die Stiftung Denkmal für
die ermordeten Juden Europas
zusätzlich 355.000 Euro.

Für die Sanierung der Berliner
Staatsoper Unter den Linden
wurden 50 Mio. Euro unter der
Voraussetzung bereitgestellt,
dass sich das Land Berlin in glei-
cher Höhe und der Freundes-
kreis der Oper mit 30 Mio. Euro
an der Sanierung beteiligen.

Darüber hinaus sind zusätzlich
73 Mio. Euro für die vorzeitige
Errichtung eines neuen, zentra-
len Eingangsgebäudes auf der
Museumsinsel beschlossen wor-
den (s. auch FAZ vom 10. No-
vember 2006).

Kontinuierlich und so auch im
Jahr 2007 wird die Deutsche
Welle mit 269 Mio. Euro und die
Deutsche Nationalbibliothek mit
42 Mio. Euro gefördert. Die Stif-

tung Preußischer Kulturbesitz
erhält 212 Mio. Auch das Berli-
ner Holocaust-Mahnmal erhält
2008 mehr Geld.

Für die Deutsche Welle sind im
kommenden Jahr 4 Millionen
Euro zusätzlich vorgesehen, die
insbesondere dem arabischen
Programm und der Realisierung
der Kooperation der Deutschen
Welle mit ARD und ZDF im
Fernsehbereich zugute kommen.

Der Bund wird gemeinsam mit
dem Freistaat Thüringen die Fi-
nanzierung der Klassik Stiftung
Weimar um 2,6 Millionen Euro
deutlich erhöhen, das ist eine
Steigerung um 20 Prozent. Im
Jahr 2008 wird die Stiftung von
Bund und Land jeweils 10,2
Millionen Euro erhalten (vgl.
auch FAZ vom 16. Juni 2007
(„Not ist erkannt“). Zusammen
mit dem Finanzierungsbeitrag
der Stadt Weimar betragen die
öffentlichen Zuschüsse dann ins-
gesamt 22,5 Millionen Euro. Für
die Folgejahre 2009 und 2010
sind weitere Erhöhungen vorge-
sehen, so dass die Stiftung ab
2010 dauerhaft über zusätzliche
Mittel in Höhe von 4 Millionen
Euro verfügen kann. Mit einer
Verdoppelung der Ansätze für
die Gedenkstättenförderung auf
insgesamt circa 20 Millionen
Euro wird der Koalitionsverein-
barung Rechnung getragen, die
die Fortschreibung des Gedenk-
stättenkonzeptes vorsieht.

Die Unterstützung der Bun-
desregierung für national be-
deutsame Gedenkstätten zur NS-
Terrorherrschaft wird verstetigt,
und die Aufarbeitung der SED-
Diktatur wird in angemessener
Weise verstärkt.

Um im Jahr 2010 die Kultur-
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hauptstadt Essen mit 10 Millio-
nen Euro unterstützen zu kön-
nen, wird im Haushalt 2008 eine
entsprechende Verpflichtungser-
mächtigung ausgebracht. Diese
Ermächtigung erlaubt es, die
notwendigen Vorbereitungen für
das Jahr 2010 zu treffen.

Ebenfalls mehr Geld erhält
2007 das Goethe-Institut, insge-
samt 13,5 Millionen Euro mehr
(SZ, 11. November 2006).

Filmförderung

Deutsch-indisches Filmab-
kommen unterzeichnet
(16. Februar 2007)

Der Staatsminister für Kultur
und Medien, Bernd Neumann,
hat zusammen mit Bundesau-
ßenminister Frank-Walter Stein-
meier und dem Medienminister
der Republik Indien, Shri Priya
Ranjan Dasmunsi, am Rande der
Berlinale das erste deutsch-indi-
sche Filmabkommen unterzeich-
net. Filme, die gemeinsam von
deutschen und indischen Kopro-
duzenten hergestellt werden,
werden nach dem Abkommen
wie nationale Filme behandelt.
Damit können deutsche und in-
dische Koproduzenten in vollem
Umfang die Förderprogramme
nutzen, die den Filmindustrien in
beiden Ländern zur Verfügung
stehen. Das Filmabkommen
greift dann, wenn die Beteili-
gung der jeweiligen Produzen-
ten aus Deutschland und Indien
zwischen 20 und 80 Prozent der
Gesamtkosten des Films liegen.
Die Bundesrepublik Deutsch-
land hat mit 18 Staaten Filmab-
kommen abgeschlossen.

Film- und Drehbuchprojekte
mit 1, 75 Millionen Euro
gefördert
(16. Mai 2007)

Mit einem Gesamtvolumen von
1,758 Millionen Euro fördert
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann im Rahmen der kulturel-
len Filmförderung des Bundes
Film- und Drehbuchprojekte.
Anlässlich der Juryentscheidung
über die Förderung sagte der
Staatsminister: „Der deutsche
Film ist zurzeit erfolgreicher und
vielfältiger denn je. Das beweist
nicht nur der hohe Marktanteil
in den Kinos Deutschlands von
rund 26 % im vergangenen Jahr,
sondern auch die große Vielfalt
einheimischer Produktionen.
Mit der Film- und Drehbuchför-
derung unterstützen wir neue
Filmprojekte mit einer sehr brei-
ten Themenpalette. Diese Band-
breite spiegelt die Vielfalt des
Filmschaffens in Deutschland
wider und bringt die authenti-
schen und eigenständigen Stof-
fe deutscher Filme zum Aus-
druck.“ Außerdem wurden Mit-
tel in Höhe von 410.000 Euro für
vier Kinder-/Jugendfilmprojek-
te, eine Projektentwicklung und
ein Drehbuchprojekt vergeben.
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann erklärte anlässlich der För-
derentscheidung: „Gute Kinder-
und Jugendfilme tragen zur kul-
turellen Bildung der jungen Ge-
neration bei. Die Liebe zum
Kino und die Begeisterung ge-
rade auch für deutsche Filme
wird mit spannenden und lehr-
reichen Geschichten, wie wir sie
fördern, schon in jungen Jahren
geweckt.“ Mit einem Gesamtbe-
trag von ca. 238.000 Euro wer-
den 18 Kurzfilmvorhaben geför-

dert. Der Höchstbetrag einer
Förderung wurde 2007 um 2.500
Euro auf 15.000 Euro angeho-
ben.

Kino auf dem Stundenplan:
„SchulKinoWoche“

Staatsminister Neumann hat die
„SchulKinoWoche“ in Bremen
und Bremerhaven eröffnet. Vom
19. bis 23. März 2007 haben
Schülerinnen und Schüler aller
Jahrgangsstufen in Bremen und
Bremerhaven die Möglichkeit,
den Unterricht in den Kinosaal
zu verlegen. Acht Kinos bieten
eine Woche lang eine breite Pa-
lette von Spiel- und Dokumen-
tarfilmen sowie Animations- und
Kurzfilmen. Auftakt war die
Vorführung des deutschen Spiel-
films „Die Fälscher“, zu dem
Staatsminister Bernd Neumann
die Schülerinnen und Schüler
begrüßte. In seiner Rede wies
Staatsminister Neumann auf die
besondere Bedeutung des Kinos
hin. Kino sei nicht nur ein Ort
der Unterhaltung und des Ver-
gnügens, sondern auch ein Ort
der Kultur und des Lernens. Um
ihn als eine Art „Lesesaal der
Moderne“ nutzen zu können, sei
allerdings Film- und Medien-
kompetenz notwendig. Der Bun-
desbeauftragte für Kultur und
Medien hat deshalb zusammen
mit Verbänden und der Film-
förderungsanstalt 2005 die In-
itiative „Vision Kino“ ins Leben
gerufen. Wichtigstes Projekt die-
ses Netzwerks für Film- und
Medienkompetenz sind die
„SchulKinoWochen“. Sie finden
jedes Jahr in allen Bundeslän-
dern statt. Ziel des Projekts ist
es, Film als Kultur- und Bil-
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dungsgut zu vermitteln. Außer-
dem sollen die Schülerinnen und
Schüler lernen, sich auch kritisch
mit Filminhalten auseinanderzu-
setzen. Das Filmprogramm ist
deshalb speziell auf den Einsatz
im Unterricht abgestimmt. Es
umfasst aktuelle Spielfilme und
Dokumentarfilme, darunter vie-
le Filmklassiker. Gegliedert ist es
nach Fächern, Altersempfehlun-
gen und lehrplanrelevanten The-
men. Mit Hilfe von pädagogi-
schem Begleitmaterial können
die Filme im Unterricht vor- und
nachbereitet werden. Lehrkräf-
te haben im Vorfeld die Möglich-
keit, an projektbegleitenden
Fortbildungen teilnehmen. Zu-
sätzlich finden Sonderveranstal-
tungen und Gesprächsrunden
mit Filmemachern und Schau-
spielern statt.

Erinnerungskultur

Informations- und Gedenk-
stätte für die Nürnberger
Prozesse gefördert
(27. Juli 2007)

Kulturstaatsminister Neuman
beabsichtigt, sich in Höhe von
2,1 Mio. Euro an der Finanzie-
rung der Informations- und Ge-
denkstätte für die Nürnberger
Kriegsverbrecherprozesse zu be-
teiligen. Weitere Mittel werden
vom Land Bayern und der Stadt
Nürnberg bereitgestellt. Es ist
geplant, in den Räumen über
dem historischen Sitzungssaal
600 des Justizgebäudes, der
noch heute für Schwurgerichts-
prozesse genutzt wird, eine
Informations- und Gedenkstätte
mit dem Namen „Memorium
Nürnberger Prozesse“ einzurich-

ten. Das Thema „Nürnberger
Prozesse“ wird bereits im Rah-
men der vom Bund geförderten
Dauerausstellungen des „Deut-
schen Historischen Museums“
sowie des „Hauses der Ge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland“ behandelt. Eben-
falls wurde die Sonderausstel-
lung „Der Nürnberger Haupt-
kriegsverbrecherprozess“, in der
Stiftung „Topographie des Ter-
rors“ in Berlin gefördert. In den
Jahren 1999 bis 2002 hat sich der
Bund zudem an der Errichtung
des Dokumentationszentrums
„Reichsparteitagsgelände“ in
Nürnberg beteiligt.

„Sichtbares Zeichen“

Laut Bericht in der FAZ vom 1.
Dezember 2006 hat Kultur-
staatsminister Neumann einen
Beraterkreis für die Planung des
„sichtbaren Zeichens“ gegen
Flucht und Vertreibung, wie im
Koalitionsvertrag festgelegt, ein-
berufen. Darunter u. a. Hans
Maier, langjähriger bayerischer
Kultusminister; der BKM hat für
die Konzeptionierung dieses
„sichtbaren“ Zeichens zunächst
750.000 Euro bewilligt. Die pol-
nische Seite sei eingeladen, so
Neumann, sich an der Konzep-
tion zu beteiligen. Die Doku-
mentationsstätte soll in zentraler
Lage in Berlin entstehen.*

NS-Dokumentationszentrum

Nach einem Bericht der FAZ
vom 19. September 2007 will
sich der Bund mit 9,9 Mio. Euro
an dem NS-Dokumentations-
zentrum in München beteiligen.

Das Projekt soll insgesamt 30
Mio. Euro kosten. Kulturstaats-
minister Neumann ließ aller-
dings erkennen, es gebe hier
noch Verhandlungsbedarf bei
den Gesamtkosten.

Homosexuellen-Denkmal
(4. Juni 2007)

Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann ist es gelungen, völliges
Einvernehmen beim Denkmal
für die im Nationalsozialismus
verfolgten Homosexuellen zu er-
zielen. An den Planungen waren
der Lesben- und Schwulenver-
band, die Initiative „Der homo-
sexuellen Opfer gedenken“ so-
wie das mit dem Entwurf beauf-
tragte Künstlerduo Elmgreen
und Dragset beteiligt. In den
Diskussionsprozess waren eben-
falls die zuständigen Verantwort-
lichen aus allen Bundestagsfrak-
tionen einbezogen.

Laut Bundestagsbeschluss vom
12. Dezember 2003 soll das
Denkmal die verfolgten und er-
mordeten Opfer ehren, die Erin-
nerung an das Unrecht wach hal-
ten und ein beständiges Zeichen
gegen Intoleranz, Feindseligkeit
und Ausgrenzung gegenüber
Schwulen und Lesben setzen.
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann erklärte: „Mit der Errich-
tung eines zentralen Denkmals
in der Bundeshauptstadt wird
entsprechend dem Beschluss des
Deutschen Bundestags nun auch
der homosexuellen Opfer des
Nationalsozialismus öffentlich
gedacht.

Mit diesem künstlerischen
Entwurf ist eine würdige Form
der Erinnerung an diese Opfer
gefunden worden.“ Das Denk-
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mal soll noch in diesem Jahr fer-
tig gestellt werden. Für die Fi-
nanzierung hat die Bundesregie-
rung Mittel in Höhe von insge-
samt 600.000 Euro zugesagt.
Das Land Berlin stellt den Stand-
ort für das Denkmal zur Verfü-
gung.

Bundeswehr-Ehrenmal

Zum Streit um ein von Verteidi-
gungsminister Jung geplantes
Bundeswehr-Ehrenmal s. die
FAZ vom 26. Mai 2007; SZ vom
2. Juni 2007

Einheitsdenkmal

Bundestagspräsident Norbert
Lammert hat in seiner Rede
anlässlich des Tages der Deut-
schen Einheit am 3. Oktober
2007 die Initiative zur Errich-
tung eines Einheitsdenkmals
unterstützt.

Gedenkstättenkonzept

Kulturstaatsminister Neumann
hat im Juni 2007 dem Ausschuss
für Kultur und Medien des Bun-
destages einen Diskussionsent-
wurf für die Fortschreibung der
Gedenkstättenkonzeption des
Bundes vorgelegt. Zugleich wer-
den die von der Konzeption be-
troffenen Einrichtungen um Stel-
lungnahmen gebeten. Unter Ein-
beziehung dieser Beratungs-
ergebnisse wird der BKM dem
Kabinett einen endgültigen Ent-
wurf vorlegen, der dann dem
Deutschen Bundestag zur Be-
schlussfassung zugeleitet wer-
den soll (Stand: 22. Juni 2007).

„Die Geschichte Deutschlands
im 20. Jahrhundert wurde zum
einen nachhaltig durch das ver-
brecherische Regime des Natio-
nalsozialismus und zum anderen
durch die kommunistische Dik-
tatur geprägt. Aus dieser Vergan-
genheit erwächst eine besonde-
re Verantwortung in Gegenwart
und Zukunft, der die Bundesre-
gierung – gemäß Koalitions-
vertrag vom November 2005 –
mit der Fortschreibung der Ge-
denkstättenkonzeption aus dem
Jahre 1999 in umfassender Wei-
se Rechnung trägt. Das Ziel ist,
Verantwortung wahrzunehmen,
die Aufarbeitung zu verstärken
und das Gedenken zu vertiefen.
National bedeutsame Gedenk-
stätten zur NS-Terrorherrschaft,
für die sich der Bund in den ver-
gangenen Jahren beständig en-
gagiert hat, erfahren weiterhin
intensive Unterstützung. Die
Aufarbeitung der Diktatur in der
SBZ und in der DDR sowie das
Gedenken an ihre Opfer werden
erheblich verstärkt. Zur Darstel-
lung, Bewahrung und Erfor-
schung der deutschen Geschich-
te in ihren innerstaatlichen Zu-
sammenhängen und in ihren in-
ternationalen Bezügen unterhält
oder fördert der Bund eine Viel-
zahl von Einrichtungen. Diesen
Gedenkstätten, Erinnerungsor-
ten, Museen, Archiven sowie
Forschungs- und Bildungs-
institutionen (siehe Überblick in
Anlage 1) kommt eine wesentli-
che Rolle bei der Vermittlung all-
gemeiner historischer Kenntnis-
se zu. Besonderes Augenmerk
liegt darauf, das Verständnis für
zeitgeschichtliche Zusammen-
hänge zu vertiefen und das Be-
wusstsein für die Verantwortung
zu schärfen, die aus der Ge-

schichte unseres Landes er-
wächst. Der differenzierte Um-
gang mit den beiden totalitären
Systemen in Deutschland ist eine
zentrale historische und morali-
sche Verpflichtung bei der Pfle-
ge des Geschichtsbewusstseins.
Dabei ist den Unterschieden
zwischen NS-Terrorherrschaft
und SED-Diktatur Rechnung zu
tragen. Das nationalsozialisti-
sche Deutschland verursachte
millionenfaches Leid durch sei-
ne menschenverachtende Ver-
folgungs- und Vernichtungspo-
litik sowie brutale Eroberungs-
kriege. Die Erinnerung an die
NS-Terrorherrschaft wird durch
das Wissen um die Singularität
des Holocaust bestimmt. Dem
Völkermord an den europäi-
schen Juden als Menschheits-
verbrechen bisher nicht gekann-
ten Ausmaßes kommt in der
deutschen, europäischen und
weltweiten Erinnerungskultur
unvergleichliche Bedeutung zu.

Parallel dazu ist es die Aufga-
be von Staat und Gesellschaft, an
das Unrecht der SED-Diktatur
zu erinnern und so das Geden-
ken an die Opfer des Kommu-
nismus in Deutschland zu be-
wahren. Jahrzehntelang haben
Menschen hinter Mauer und Sta-
cheldraht unter Unfreiheit, Re-
pression und Anpassungsdruck
gelitten; politische Gegner wa-
ren Verfolgungs- und Zerset-
zungsmaßnahmen des allgegen-
wärtigen Staatssicherheitsdien-
stes ausgesetzt. Weder dürfen die
nationalsozialistischen Verbre-
chen relativiert, noch das von der
SED-Diktatur verübte Unrecht
bagatellisiert werden. Funda-
ment der Erinnerung sind die
historischen Fakten und ihre
wissenschaftliche Erforschung.
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Die Erinnerungspolitik ruht auf
zwei Säulen: der Aufarbeitung
und dem Gedenken. Die Aufar-
beitung soll Ursachen und Fol-
gen der beiden Diktaturen ana-
lysieren und die Erinnerung an
das Unrecht wach halten. Da-
durch wird der antitotalitäre
Konsens in der Gesellschaft ge-
festigt und das Bewusstsein für
den Wert der freiheitlichen De-
mokratie gestärkt. Das Geden-
ken soll die Opfer der national-
sozialistischen Terrorherrschaft
und der SED-Diktatur vor allem
am Ort ihrer Leiden in angemes-
sener Weise würdigen und Wis-
sen über die historischen Zusam-
menhänge vermitteln.

Nach der Wiedervereinigung
1990 sahen der Deutsche Bun-
destag und die Bundesregierung
die Notwendigkeit für ein beson-
deres Bundesengagement zu-
gunsten der Gedenkstätten in
Berlin und in den neuen Bundes-
ländern. Die daraus entstandene
erste Gedenkstättenkonzeption
nahm dort ab 1993 insgesamt elf
Gedenkstätten zur Erinnerung an
NS-Terrorherrschaft und SED-
Diktatur in die institutionelle
Bundesförderung auf. Diese För-
derung war zunächst auf zehn
Jahre befristet. Im Jahr 1999 er-
fuhr die Gedenkstättenarbeit der
Bundesregierung eine erste Fort-
entwicklung. Dabei wurde die
Befristung der institutionellen
Förderungen aufgehoben. Au-
ßerdem wurde ein Haushaltstitel
für Projektmittel geschaffen, aus
dem die Unterstützung von Ge-
denkstättenvorhaben in ganz
Deutschland möglich ist. Der
Koalitionsvertrag zwischen
CDU, CSU und SPD vom 11.
November 2005 sieht vor, die
Gedenkstättenkonzeption „mit

dem Ziel der angemessenen Be-
rücksichtigung der beiden Dik-
taturen in Deutschland“ fortzu-
schreiben. Nach mehr als sieben
Jahren Erfahrungen mit den da-
mals erarbeiteten Förderkriterien
werden diese nun weiterentwik-
kelt, um die Förderung zu opti-
mieren.

Die Ergebnisse der Anhörung
zum Gedenkstättenkonzept vor
dem Kulturausschuss des Deut-
schen Bundestages im Februar
2005 finden dabei Berücksich-
tigung, insbesondere die Hin-
weise der Sachverständigen auf
einen Nachholbedarf bei den
Gedenkstätten zur SED-Dikta-
tur. Zugleich werden die Emp-
fehlungen der in der 15. Legisla-
turperiode von der Bundesregie-
rung eingesetzten Expertenkom-
mission zur Schaffung eines
Geschichtsverbunds zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur in die
Weiterentwicklung der Konzep-
tion einbezogen. Durch einen
solchen Geschichtsverbund soll
die zweite Diktatur auf deut-
schem Boden künftig größere
Beachtung erhalten. Da zu die-
sem Geschichtsverbund nicht
nur Gedenkstätten, sondern auch
eine Vielzahl anderer Einrich-
tungen gehören, wird hiermit in
der Folge das Gedenkstätten-
konzept in seiner erinnerungs-
politischen Dimension nicht nur
quantitativ, sondern auch quali-
tativ deutlich erweitert (zu den
grundlegenden Materialien, Be-
schlüssen und Empfehlungen,
die bei der Fortschreibung der
Gedenkstättenkonzeption Be-
rücksichtigung finden ... Die
vorbehaltlose und vorurteilsfreie
Aufarbeitung der kommunisti-
schen Diktatur ist eine gesamt-
gesellschaftliche Herausforde-

rung, die sich nicht auf die neu-
en Bundesländer beschränken
darf. Die Geschichte der SBZ
und der DDR ist Teil der gesamt-
deutschen Geschichte und muss
als solche erkennbar sein. Auch
die westdeutschen Bundesländer
sind deshalb aufgefordert, ihren
Teil zur Bewältigung dieser ge-
samtdeutschen Aufgabe zu lei-
sten.

1. Grundsätze der Förderung
von Gedenkstätten und
Erinnerungsorten

Der Beauftragte der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien
fördert Gedenkstätten und zu-
künftig auch Erinnerungsorte
zur nationalsozialistischen Ter-
rorherrschaft und zur SED-Dik-
tatur. Als Gedenkstätte gilt ein
historischer Ort, der sich sowohl
durch Authentizität als auch
durch einen konkreten Bezug zu
den Opfern bzw. zu den Ver-
folgungsmaßnahmen der NS-
Terrorherrschaft oder der SED-
Diktatur auszeichnet. Erinne-
rungsorte, die an authentischen
Stätten eine Auseinandersetzung
mit den totalitären Systemen in
Deutschland leisten, können in
die Förderung einbezogen wer-
den. Die Förderung von Ge-
denkstätten und Erinnerungsor-
ten durch den Bund stützt sich
auf die (ungeschriebene) Zustän-
digkeit des Bundes aus der Na-
tur der Sache (gesamtstaatliche
Repräsentation). Die Gedenk-
stättenförderung ist nach der
Kompetenzverteilung des Grund-
gesetzes in erster Linie von den
Ländern wahrzunehmen. An die-
sen Voraussetzungen haben sich
sowohl die Auswahl der bundes-
geförderten Einrichtungen als
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auch Art und Höhe der Beteili-
gungen zu orientieren. Als Kri-
terien für die Förderung durch
den BKM sind insbesondere re-
levant:

- der nationale oder internatio-
nale Stellenwert des Ortes,

- die Exemplarität für einen
Aspekt der Verfolgungsge-
schichte der NS-Terrorherrschaft
oder der SED-Diktatur,

- die Authentizität des Ortes,
 - die Qualität des Projektkon-
zepts,

-die Kooperation von Einrich-
tungen. Der BKM fördert nach
diesen Kriterien sowohl institu-
tionell als auch projektbezogen:

Die institutionelle Förderung
von Gedenkstätten und Erinne-
rungsorten ist ein zentrales Ele-
ment des bundesstaatlichen En-
gagements bei der Pflege des
Geschichtsbewusstseins und der
Erinnerungskultur. Sie schafft
für besonders herausragende
Einrichtungen langfristige Pla-
nungssicherheit. Die Projekt-
förderung dient klar definierten
und zeitlich begrenzten Arbeits-
vorhaben. Darunter fallen in
Ausnahmefällen auch Anschub-
finanzierungen, wenn der Be-
trieb der Einrichtung auf Dauer
durch Land oder Kommune ge-
sichert ist. Wenn Land und Kom-
mune ihre Fördermöglichkeiten
nachvollziehbar ausgeschöpft
haben, kann der Bund fördern.
Sein Förderanteil darf jedoch
höchstens 50 Prozent des Ge-
samtbetrags ausmachen. Voraus-
setzung für die Bewilligung der
Fördermittel ist ein wissen-
schaftlich sowie museologisch
oder pädagogisch fundiertes
Konzept. Erläuterungen zu den
Fördermöglichkeiten und zu
dem vorzulegenden Konzept

gibt ein Kriterienkatalog zur För-
derung von Gedenkstätten und
Erinnerungsorten durch den
BKM. Hieran orientiert sich ein
Beratungsgremium, das gegen-
über dem BKM Empfehlungen
über die Förderwürdigkeit von
Projekten ausspricht.

Ihm gehören mit je einem/r
Vertreter/in an:
- das Deutsche Historische
Museum (Berlin),
- die Stiftung Haus der Ge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland(Bonn/Leipzig),
- die Stiftung zur Aufarbeitung
der SED-Diktatur,
- das Institut für Zeitgeschichte
(München),
- der Hochschulsektor mit je ei-
nem/-er Wissenschaftler/in mit
Forschungsschwerpunkt in der
Geschichte der NS-Terrorherr-
schaft und/oder der SED-Dikta-
tur.

Ferner werden mit Gaststatus
berufen je:
- ein/e Vertreter/in des Arbeits-
kreises der KZ-Gedenkstätten,
- ein/e Vertreter/in der Arbeits-
gemeinschaft Gedenkstätten zur
Diktatur in SBZ und DDR so-
wie - ein/e Vertreter/in der Bun-
desländer.

Das Beratungsgremium han-
delt im Rahmen einer Geschäfts-
ordnung. Die abschließende Ent-
scheidung über Projektförderun-
gen trifft der Beauftragte der
Bundesregierung für Kultur und
Medien.

2. Gedenkstätten und
Erinnerungsorte zur
NS-Terrorherrschaft

In Westdeutschland entstand die
große Mehrheit der Gedenkstät-
ten zur NS-Terrorherrschaft seit

Ende der siebziger Jahre des 20.
Jahrhunderts insbesondere aus
bürgerschaftlichem Engage-
ment. Es entwickelte sich eine
vielgestaltige, dezentrale Ge-
denkstättenlandschaft. Seit Be-
ginn der achtziger Jahre über-
nahmen die Gedenkstätten auf
regionaler Ebene auch zuneh-
mend Aufgaben bei der Aufar-
beitung der Verbrechen des Na-
tionalsozialismus und in der bil-
dungspolitischen Arbeit. In der
DDR wurden vom Ende der
fünfziger bis in die frühen
sechziger Jahre des 20. Jahrhun-
derts „Nationale Mahn- und Ge-
denkstätten“ in den ehemaligen
Konzentrationslagern Buchen-
wald, Sachsenhausen und Ra-
vensbrück errichtet. Die SED
instrumentalisierte die Doku-
mentation der Geschehnisse am
authentischen Ort und das Ge-
denken an die Opfer zur Legiti-
mierung der eigenen Diktatur.
Nach 1989 bestand daher bei
diesen großen KZ-Gedenkstät-
ten ein dringender Bedarf zur
Neugestaltung, die den aktuellen
Forschungsstand auf Basis eines
pluralistischen Geschichtsver-
ständnisses widerspiegelte so-
wie die gesamte Forschung zur
Geschichte der einzelnen Orte
einbezog. Dieser Notwendigkeit
trug die anteilige Bundesfinan-
zierung der großen drei KZ-Ge-
denkstätten in den neuen Bun-
desländern Rechnung, die
schließlich in eine entsprechen-
de institutionelle Bundesförde-
rung mündete. Über die drei ge-
nannten KZ-Gedenkstätten hin-
aus fördert der Bund institutio-
nell auch die sächsischen Ein-
richtungen zur NS-Terrorherr-
schaft in Pirna-Sonnenstein, das
Dokumentations- und Informa-
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tionszentrum Torgau, die Ge-
denkstätte Münchner Platz in
Dresden und die thüringische
Gedenkstätte Mittelbau-Dora.
Die KZ-Gedenkstätten Dachau,
Bergen-Belsen, Neuengamme
und Flossenbürg erhielten die
Finanzierung für ihre unbestrit-
ten erforderliche wissenschaftli-
che Aktualisierung und teilwei-
se Erweiterung sowohl von den
jeweiligen Sitzländern als auch
durch umfangreiche Projekt-
mittel des BKM nach 1999. Die-
se vier Gedenkstätten in den al-
ten Bundesländern erfüllen die
dargestellten Kriterien der Bun-
desförderung insbesondere we-
gen ihres nationalen bzw. inter-
nationalen Stellenwertes. Sie
sollen deshalb neu in die antei-
lige institutionelle Förderung des
BKM aufgenommen werden.

Folgende Gründe sprechen
hierfür im Einzelnen: In Dach-
au, dem ersten nationalsozialisti-
schen Konzentrationslager, in-
ternierten die Nationalsozialisten
eine große Zahl Oppositioneller.
Dachau wurde bereits im Verlauf
der dreißiger Jahre des 20. Jahr-
hunderts zum Synonym für den
nationalsozialistischen Terror.

Bergen-Belsen wird auch in-
ternational als Ort wahrgenom-
men, der gleichermaßen Kriegs-
gefangenenlager, Konzentrati-
onslager sowie „Sterbelager“ für
zehntausende Häftlinge war, die
bei Kriegsende auf Todesmär-
schen nach Bergen-Belsen ge-
trieben wurden.

Das KZ Neuengamme steht in
besonderem Maße für die natio-
nalsozialistische Politik der
„Vernichtung durch Arbeit“, von
der die SS und ihre bauwirt-
schaftlichen Projekte profitier-
ten. Das KZ Flossenbürg ist ex-

emplarisch für den späteren na-
tionalsozialistischen Lagertyp,
in dem die mörderische wirt-
schaftliche Ausbeutung der
Häftlinge von Anfang an bestim-
mend war. Diese Neuaufnahmen
in die institutionelle Förderung
des BKM lehnen sich an die in
der Konzeption der Gedenkstät-
tenförderung von 1999 enthalte-
nen Vorschläge an. Sie entspre-
chen auch den Empfehlungen,
die die wissenschaftlichen Sach-
verständigen bei der Anhörung
zur Gedenkstättenkonzeption
des Bundes im Kulturausschuss
des Deutschen Bundestages am
17. Februar 2005 ausgesprochen
haben. Die Projektförderung
wird fortgesetzt. Vorhaben zum
Gedenken und Erinnern an die
NS-Terrorherrschaft, die die not-
wendigen Kriterien der Gedenk-
stättenkonzeption erfüllen, kön-
nen auch weiterhin eine zeitlich
begrenzte Projektförderung des
Bundes erfahren.

Die Situation in Berlin: Die
Bundesregierung errichtete das
Denkmal für die ermordeten Ju-
den Europas. Grundlage war der
Beschluss des Deutschen Bun-
destages vom 25. Juni 1999. Mit
dem von dem Architekten Peter
Eisenman entworfenen Stelen-
feld und dem ergänzenden Ort
der Information ist ein zentraler
Platz zur Erinnerung an den na-
tionalsozialistischen Völker-
mord an den europäischen Juden
geschaffen worden. Derzeit wird
außerdem die Errichtung eines
Denkmals für die ermordeten
Sinti und Roma sowie eines
Denkmals für die im National-
sozialismus verfolgten Homose-
xuellen vorbereitet. Ihre Betreu-
ung soll die Stiftung Denkmal

für die ermordeten Juden Euro-
pas übernehmen.

In Zusammenarbeit mit dem
Land Berlin soll zudem eine
„Ständige Konferenz der Leiter
der Berliner NS-Gedenkorte“
eingerichtet werden. Die Stif-
tung Topographie des Terrors,
das Haus der Wannsee-Konfe-
renz, die Gedenkstätte Deutscher
Widerstand sowie die Stiftung
Denkmal für die ermordeten Ju-
den Europas werden über die
„Ständige Konferenz“ eng mit-
einander vernetzt. Ziel ist es, die
Ausstellungen und Veranstaltun-
gen der einzelnen Einrichtungen
aufeinander abzustimmen. Es
sollen Synergien erzielt sowie
ein gemeinsamer öffentlicher
Auftritt geschaffen werden. Der
Vorsitz der „Ständigen Konfe-
renz“, deren Arbeit im Übrigen
über eine Geschäftsordnung ge-
regelt wird, wechselt jährlich
unter den Leitern dieser Einrich-
tungen. Ebenfalls jährlich wird
ein Bericht des jeweiligen Lei-
ters der Konferenz über die Ar-
beitsergebnisse insbesondere mit
Blick auf die Vernetzung erwar-
tet. Durch die neuen Denkmale
in der Bundeshauptstadt und die
„Ständige Konferenz der Leiter
der Berliner NS-Gedenkorte“
erhält die gesamtstaatliche Re-
präsentation des Gedenkens an
die NS-Verbrechen eine neue
Qualität. Durch den institutiona-
lisierten Verbund der Berliner
Gedenkstätten erfährt dieser
Erinnerungsschwerpunkt eine
Aufwertung.

3. Geschichtsverbund SED-
Unrecht

Ziel der Bundesregierung ist es,
die erinnerungspolitische Aufar-
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beitung des SED-Unrechts zu
verstärken und in diesem Zu-
sammenhang Widerstand und
Opposition besonders zu würdi-
gen. Hierzu soll die Zusammen-
arbeit aller Einrichtungen zur
Geschichte der SBZ und der
DDR im Rahmen eines Ge-
schichtsverbunds SED-Unrecht
gefördert werden. Dieser Ge-
schichtsverbund wird den ein-
zelnen Institutionen die für ihre
Arbeit notwendige Freiheit las-
sen, bewährte Strukturen stärken
und Kooperationsprojekte er-
möglichen. Innerhalb des Ver-
bunds gliedern sich die Einrich-
tungen nach ihrer jeweils domi-
nierenden Funktion in folgende
Gruppen: Archive, gesellschaft-
liche Aufarbeitung sowie Ge-
denkstätten, Erinnerungsorte
und Museen. Diese funktionale
Schwerpunktbildung soll Ko-
operationen im Geschichtsver-
bund erleichtern. Der Schwer-
punkt des Bundesengagements
bei der Aufarbeitung des SED-
Unrechts lag seit 1990 weniger
in der Gedenkstättenarbeit als in
der Öffnung, Erschließung und
Auswertung der Akten des Mi-
nisteriums für Staatsicherheit
durch den/die Bundesbeauftrag-
te(n) für die Unterlagen des
Staatssicherheitsdienstes der
ehemaligen DDR (BStU).

Hinzu trat im Jahr 1998 auf-
grund der Empfehlungen der
zweiten Enquete-Kommission
des Deutschen Bundestages
(„Überwindung der Folgen der
SED-Diktatur im Prozess der
deutschen Einheit“) die Errich-
tung der Stiftung zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur. Diese
hat den gesetzlichen Auftrag,
Beiträge zur umfassenden Auf-
arbeitung von Ursachen, Ge-

schichte und Folgen der Dikta-
tur in der SBZ und in der DDR
zu leisten und zu unterstützen,
besonders durch die Förderung
von gesellschaftlichen Aufarbei-
tungsinitiativen, privaten Archi-
ven und Opferverbänden. Mit
dem Wechsel der BStU und der
Stiftung Aufarbeitung in den
Geschäftsbereich des Beauftrag-
ten der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien zum 1. Januar
2005 wurden die Aufgaben der
Aufarbeitung der SED-Diktatur
unter einem Dach vereint. Da-
mit können die Einrichtungen
der Aufarbeitung und die Orte
des Erinnerns konzeptionell und
praktisch stärker aufeinander
bezogen und vernetzt werden.

a) Archive

Die archivarische Hinterlassen-
schaft der DDR und ihrer Bevöl-
kerung verteilt sich auf verschie-
dene Einrichtungen.

(1) Bundesarchiv:
Das Schriftgut der Ministerien,
der Volkskammer und des
Staatsrats der DDR wurde vom
Bundesarchiv übernommen, mit
Ausnahme der Unterlagen des
ehemaligen Ministeriums für
Auswärtige Angelegenheiten,
die sich im Politischen Archiv
des Auswärtigen Amtes befin-
den. Die zentralstaatliche Über-
lieferung der Parteien und Mas-
senorganisationen fand seit 1993
im Rahmen der unselbständigen
Stiftung Archiv der Parteien und
Massenorganisationen der DDR
(SAPMO) Eingang in das
Bundesarchiv.

(2) Die Bundesbeauftragte für
die Unterlagen des Staatssicher-

heitsdienstes der ehemaligen
DDR (BStU): In einem weltweit
wohl einmaligen Vorgang be-
setzten 1989/90 Demonstranten
im Zuge der friedlichen Revo-
lution gegen die kommunisti-
sche Herrschaft in Ostdeutsch-
land die Dienststellen des ehe-
maligen Ministeriums für Staats-
sicherheit der DDR (MfS) und
erzwangen die Auflösung seines
Unterdrückungsapparates. Das
erste frei gewählte Parlament der
DDR ebnete den Weg zur Siche-
rung und zur kontrollierten Öff-
nung der Stasi-Akten. Im Inter-
esse der Opfer wurde unter be-
sonderer Berücksichtigung des
Datenschutzrechts für diese Auf-
gaben eine eigene Institution ge-
schaffen. Mit der Bewältigung
von mehr als 5,5 Millionen An-
trägen, davon 2,2 Millionen An-
trägen auf persönliche Aktenein-
sicht, 1,7 Millionen Überprü-
fungsanträgen und knapp 20.000
Anträgen von Forschung und
Medien, hat die BStU in Berlin
und in den Außenstellen einen
großen Beitrag zur individuellen
und gesellschaftlichen Aufarbei-
tung des Erbes der SED-Dikta-
tur geleistet. Durch zahlreiche
wissenschaftliche Publikationen
hat ihre Abteilung Bildung und
Forschung die historische Auf-
arbeitung maßgeblich vorange-
trieben und die Ergebnisse ihrer
Tätigkeit durch Veranstaltungen,
Lehrerfortbildungen, Schüler-
projekte etc. weithin bekannt ge-
macht. Die BStU soll sich künf-
tig auf die weitere Erschließung
und Auswertung der Stasi-Un-
terlagen konzentrieren. Ihre Be-
stände werden mittelfristig in die
allgemeinen Archive (Bundes-
archiv bzw. Archive der Länder)
eingegliedert, die Aufgaben der
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BStU in der politischen Bildungs-
arbeit (Abteilung Bildung und
Forschung sowie Informations-
und Dokumentationszentren)
von der Stiftung Aufarbeitung
sowie von der Bundeszentrale
und den Landeszentralen für
politische Bildung übernommen.
Über den jeweiligen Zeitpunkt
der Umstrukturierungen ent-
scheidet der Deutsche Bundes-
tag. Auch die Außenstellen wer-
den umstrukturiert, und zwar in
Verbindung und bezogen auf alle
Neuen Länder und deren Lan-
desarchive. Das Recht auf Ak-
teneinsicht bleibt von organisa-
torischen Änderungen unbe-
rührt. Selbstverständlich werden
die Bürgerinnen und Bürger
auch weiterhin die Möglichkeit
haben, Einsicht in ihre Akten zu
nehmen. Der wachsende zeitli-
che Abstand wird eine Liberali-
sierung des Zugangs zu den Sta-
si-Akten auch für Wissenschaft
und Forschung erlauben.

(3) Bürgerarchive

Die Friedens-, Umwelt- und
Bürgerrechtsbewegung in der
DDR hat schon vor 1989 begon-
nen, Dokumente, Fotos, Plakate
sowie Filme und Tonträger zur
Geschichte von Opposition und
Widerstand in der DDR zu sam-
meln. Nach der friedlichen Re-
volution sind aus diesen Samm-
lungen verschiedene Einrichtun-
gen hervorgegangen, u.a. die
drei Archive der Robert-Have-
mann-Gesellschaft (Matthias-
Domaschk-Archiv, Robert-
Havemann-Archiv und Archiv
Grauzone) und das Archiv der
Bürgerbewegung Leipzig. Die
Arbeiten zur Vervollständigung,
Erschließung, Auswertung oder

Veröffentlichung der vorhande-
nen Archivmaterialien gehen
weiter. Die Bürgerarchive wer-
den im besonderen Maße ermun-
tert, hierfür die Sachkompetenz
des Bundesarchivs und der BStU
als Ansprechpartner zu nutzen
und Kooperationsmöglichkeiten
im Rahmen des Geschichts-
verbunds SED-Unrecht wahrzu-
nehmen.

b) Gesellschaftliche Auf-
arbeitung

Ansprechpartner für Projekte der
gesellschaftlichen Aufarbeitung,
der politischen Bildung und der
wissenschaftlichen Forschung
jeglicher Trägerschaft ist die
Stiftung zur Aufarbeitung der
SED-Diktatur. Seit ihrer Grün-
dung im Jahr 1998 hat die Stif-
tung mehr als 1.300 Ausstellun-
gen, Publikationen, Konferen-
zen, Veranstaltungen und Doku-
mentarfilme zur Auseinanderset-
zung mit der kommunistischen
Diktatur in Deutschland und
Europa gefördert. Durch ihre
Stipendien und Druckkostenzu-
schüsse an Nachwuchswissen-
schaftlerinnen und -wissen-
schaftler unterstützt sie die Er-
forschung der Diktatur in der
SBZ und in der DDR. Um die
Praxis der staatlichen Förderung
von Einrichtungen zum SED-
Unrecht zu optimieren und dem
Nachholbedarf im SED-Bereich
zu genügen, soll der Stiftung
Aufarbeitung zukünftig die
Möglichkeit eingeräumt werden,
Einrichtungen des Geschichts-
verbunds SED-Unrecht auch in-
stitutionell zu fördern. Bislang
kann sie lediglich projektbezo-
gen fördern. Die Möglichkeit der

institutionellen Förderung setzt
eine Änderung des Stiftungs-
gesetzes voraus. Damit wird der
heute schon bedeutende Beitrag
der Stiftung zur Förderung und
Vernetzung vielfältiger Aufar-
beitungsinitiativen ausgedehnt.
Die Förderung von Gedenkstät-
ten und Erinnerungsorten durch
den BKM bleibt hiervon unbe-
rührt. Die Zusammenarbeit der
Stiftung mit der Bundeszentrale
für politische Bildung sollte
noch verstärkt werden. Dabei
sind auch die Landeszentralen
für politische Bildung einzube-
ziehen sowie die Landesbeauf-
tragten für die Stasi-Unterlagen
und die Union der Opferver-
bände kommunistischer Gewalt-
herrschaft (UOKG) als Dachor-
ganisation der Opferverbände.

c) Gedenkstätten, Erinne-
rungsorte und Museen

Gedenkstätten und Erinnerungs-
orten kommt eine herausgehobe-
ne Bedeutung zu, da sie die
Möglichkeit einer besonders in-
tensiven Auseinandersetzung
sowohl mit der Geschichte des
jeweiligen Ortes als auch mit
dem historischen Thema allge-
mein ermöglichen. Museen und
Ausstellungen stellen eine sinn-
volle Ergänzung dieses Ange-
bots dar. Wenn es zum Verständ-
nis der Diktaturgeschichte der
DDR erforderlich ist, fördert
BKM auch Forschungen, Unter-
suchungen und Projekte mit in-
ternationalen Bezügen bei Ge-
denkstätten und Erinnerungs-
orten. Die im Deutschen Bun-
destag derzeit diskutierte Idee
der Errichtung eines Freiheits-
und Einheitsdenkmals in Berlin
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wird ausdrücklich unterstützt.
Mit einem solchen Denkmal
würden auch positive Ereignis-
se der jüngeren deutschen Ge-
schichte gewürdigt, die erste
gelungene Revolution auf deut-
schem Boden und die Überwin-
dung der deutschen Teilung.
Letzteres ist im Sinne des frak-
tionsübergreifenden Bundes-
tagsbeschlusses vom 30. Juni
2005, in dem ein symbolischer
Ort der positiven Erinnerung
und der Freude über die Über-
windung der deutschen Teilung
gefordert wurde. In Anerken-
nung des Nachholbedarfs bei der
Aufarbeitung des SED-Unrechts
sollen folgende herausragende
Einrichtungen neu in die insti-
tutionelle Förderung des BKM
aufgenommen werden: Gedenk-
stätte Berliner Mauer, Erinne-
rungsstätte Notaufnahmelager
Marienfelde und Gedenk- und
Begegnungsstätte Leistikow-
straße Potsdam. Neben den fest-
gelegten institutionellen Förde-
rungen bietet der BKM Gedenk-
stätten und Erinnerungsorten die
Möglichkeit der Projektförde-
rung an. Kooperationsprojekte
finden im Kriterienkatalog für
die Förderung von Gedenkstät-
ten und Erinnerungsorten beson-
dere Berücksichtigung, um die
Zusammenarbeit dieser Einrich-
tungen im Rahmen des Ge-
schichtsverbunds SED-Unrecht
zu verstärken. Die Gedenkstät-
ten, Erinnerungsorte und Muse-
en zum SED-Unrecht lassen sich
nach folgenden Themen grup-
pieren:
-(1) Teilung und Grenze .. ,
-(2) Überwachung und Verfol-
gung .. ,
-(3) Alltag in der DDR .. und
-(4) Widerstand gegen die Dik-

tatur der SED. Die genannten
Themen werden mit unter-
schiedlichem Schwerpunkt be-
reits in den Dauer- und Wechsel-
ausstellungen des Deutschen
Historischen Museums und des
Hauses der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland sowie
des Zeitgeschichtlichen Forums
Leipzig behandelt. Diese Bun-
deseinrichtungen mit internatio-
nalem Renommee stellen Ge-
denkstätten und Erinnerungs-
orten sowie anderen Museen
ihre Kompetenz daher in
Kooperationsprojekten zur Ver-
fügung.

(1) Teilung und Grenze

Der Bund beteiligt sich auf der
Grundlage des fraktionsüber-
greifenden Beschlusses des
Deutschen Bundestags vom 30.
Juni 2005 und des Berliner
Mauergedenkkonzepts vom 20.
Juni 2006 am Ausbau der
Erinnerungslandschaft zur
Teilungsgeschichte der Haupt-
stadt Berlin. Mit den finanziel-
len Vorkehrungen zum Erwerb
von Grundstücken an der Ber-
nauer Straße hat die Bundesre-
gierung bereits große Anstren-
gungen unternommen, die Ge-
denkstätte zu einer Erinnerungs-
landschaft auszubauen, die den
Schrecken des Grenzregimes
deutlich macht. Das nationale
Denkmal für die Opfer des Mau-
erbaus, das der Bund im Jahr
1999 an der Bernauer Straße er-
richtet hat, wird einbezogen. Die
Bundesregierung unterstützt die
Pläne des Berliner Senats, eine
Landesstiftung „Berliner Mau-
er“ zu gründen, die die Gedenk-
stätte Berliner Mauer (an der
Bernauer Straße) und die Erin-

nerungsstätte Notaufnahmelager
Marienfelde zusammenfasst.
Die beiden Einrichtungen sollen
zukünftig wegen ihrer herausra-
genden Bedeutung im Rahmen
der Landesstiftung eine anteili-
ge institutionelle Förderung
durch den BKM erhalten. Diese
Maßnahme ergänzt die bereits
bestehende institutionelle Bun-
desförderung für das Deutsch-
Deutsche Museum Mödlareuth.
Die neue Landesstiftung „Berli-
ner Mauer“ wird ein kompeten-
ter Kooperationspartner für an-
dere Institutionen sein, die das
Thema „Teilung und Grenze“
darstellen.

Da Teilung und Grenze nicht
nur Berlin, sondern ganz
Deutschland spalteten, bietet
sich eine vertiefte Zusammenar-
beit auch mit Einrichtungen ent-
lang der früheren, fast 1.400 Ki-
lometer langen innerdeutschen
Grenze an, insbesondere mit
dem Deutsch-Deutschen Muse-
um in Mödlareuth, mit der Ge-
denkstätte Deutsche Teilung
Marienborn und mit Grenzland-
museen wie dem Grenzland-
museum Eichsfeld. Vor allem bei
den Grenzlandmuseen kommen
exemplarische Projektförderun-
gen durch BKM in Betracht.

In Berlin soll das Haus der Ge-
schichte der Bundesrepublik
Deutschland in zentraler Lage
im denkmalgeschützten Tränen-
palast am Bahnhof Friedrich-
straße eine Dauerausstellung
zum Thema „Teilung und Gren-
ze im Alltag der DDR“ einrich-
ten. Dadurch entsteht ein heraus-
ragender Erinnerungsort, der
dem Stellenwert des Tränen-
palastes im Bewusstsein der
Deutschen gerecht wird. Die
beschriebenen Vorhaben ergän-
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zen das bisherige oder bereits
angelaufene Bundesengagement
in diesem Bereich:

Seit September 2005 ist das
Mauermahnmal im Marie-Elisa-
beth-Lüders-Haus für die Öf-
fentlichkeit zugänglich. Die In-
stallation in diesem Gebäude des
Deutschen Bundestags am
Spreebogen besteht aus origina-
len Mauersegmenten, die den
ehemaligen Verlauf der Sperr-
mauer andeuten. Auf dem der-
zeit ungenutzten Grundstück am
Museum Haus am Checkpoint
Charlie hat BKM eine temporä-
re Ausstellung zur Geschichte
des alliierten Grenzübergangs
mit ermöglicht. Die Zukunft die-
ses Erinnerungsortes hängt nun-
mehr von den Verhandlungen
des Senats mit einem privaten
Investor ab. Der BKM finanziert
darüber hinaus das zurzeit lau-
fende Projekt „Todesopfer an der
Berliner Mauer, 1961-1989“, mit
dem die Zahl der Maueropfer in
Berlin und die näheren Umstän-
de ihres Todes erforscht wird.
Die Gedenkstätte Berliner Mau-
er und das Zentrum für Zeit-
historische Forschung in Pots-
dam sind mit den Recherchen für
dieses „Totenbuch“ betraut; der
Abschluss wird im Laufe des
Jahres 2007 erwartet. Mit Unter-
stützung des BKM entsteht der-
zeit am neuen U-Bahnhof Bran-
denburger Tor (Passerelle, Trep-
penhaus und Bahnsteig) ein Ort
der Information, den Besucher
zur Orientierung über die ver-
schiedenen Einrichtungen zum
Mauergedenken in Berlin nutzen
können. Diesem Zweck dienen
auch sechzehn Multimediasäu-
len des Orientierungs- und Infor-
mationssystems Berliner Mauer,
die unter anderem am Branden-

burger Tor, am Reichstagsgebäu-
de und am Checkpoint Charlie
errichtet werden sollen. In die-
sem Zusammenhang könnte das
erste Denkmal für die Toten der
Mauer (Hohlblockstein auf der
Straße des 17. Juni), das seiner-
zeit von Opferverbänden errich-
tet wurde, von seinem jetzigen
Standort aus um etwa 300 Me-
ter in die unmittelbare Nähe des
Brandenburger Tors versetzt
werden.

(2) Überwachung und Ver-
folgung

Durch eine anteilige institutio-
nelle Förderung gewährleistet
der Bund seit 1993 die Arbeit
verschiedener Gedenkstätten an
Orten mit einer „doppelten“ Ver-
gangenheit. Dies gilt zum einen
für die sowjetischen Speziallager
auf dem Gelände der ehemaligen
nationalsozialistischen Konzen-
trationslager Sachsenhausen und
Buchenwald, für das Gericht am
Münchner Platz in Dresden und
für die Haftstätten in Torgau.
Aber auch die Ursprünge der
vom Bund institutionell geför-
derten Gedenkstätte in Bautzen,
wo das Ministerium für Staats-
sicherheit eine berüchtigte
Sonderhaftanstalt für politische
Gegner betrieb, reichen bis in die
Zeit des Nationalsozialismus
zurück. Eine engere Zusammen-
arbeit aller Einrichtungen, die
mit der Geschichte von Überwa-
chung und Verfolgung in der
SBZ und in der DDR befasst
sind, ist wegen der gewichtigen
inhaltlichen Bezüge untereinan-
der unerlässlich. Diese muss die
verschiedenen Gedenkstätten in
den ehemaligen MfS-Gefängnis-
sen (Dresden, Gera, Halle, Mag-

deburg, Potsdam, Schwerin und
Rostock) und die früheren
Machtzentren des Ministeriums
für Staatssicherheit in Berlin ein-
beziehen. Der Bund ist sich der
historischen Bedeutung des im
Eigentum des Landes Berlin ste-
henden Hauses 1/Normannen-
straße bewusst, von dem aus
Erich Mielke bis 1989 das Mi-
nisterium für Staatssicherheit
leitete. In Haus 1 soll unter Mit-
wirkung der dort ansässigen
Aufarbeitungsinitiativen ein
Dokumentations- und Bildungs-
zentrum zum Thema „Repressi-
on und Widerstand in der SED-
Diktatur“ eingerichtet werden.
In diesem soll die Funktion des
Ministeriums für Staatssicher-
heit im System der SED-Dikta-
tur ausführlich dargestellt wer-
den. Dabei kann die Robert-
Havemann-Gesellschaft ihre
Planungen zu einer Daueraus-
stellung „Widerstand und Oppo-
sition im Alltag einer Diktatur“
in das Zentrum einbringen und
ihren Sitz in Haus 1 nehmen. Um
der Bedeutung der Bürgerrechts-
initiativen und Opferverbände
für die friedliche Revolution
Rechnung zu tragen, soll Haus
1 auch weiterhin von diesen ge-
nutzt werden können. Über die
Trägerschaft des geplanten
Dokumentations- und Bildungs-
zentrums wird mit dem Land
Berlin zu verhandeln sein. Mit-
telfristig setzt die Realisierung
dieses Zentrums allerdings die
Investition eines bislang unbe-
kannten Millionenbetrages vor-
aus, da das Gebäude in hohem
Maße sanierungsbedürftig ist.
Diese Mittel wurden bislang
nicht belastbar geschätzt und
müssten zusätzlich zur Verfü-
gung gestellt werden. Die Ge-
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denkstätte auf dem Gelände des
ehemaligen zentralen Untersu-
chungsgefängnisses des Mini-
steriums für Staatssicherheit in
Berlin-Hohenschönhausen ist
eine Landesstiftung, die zu 50
Prozent vom Bund finanziert
wird. Ihre Strukturen haben sich
bewährt. Der Bund beteiligt sich
an der Hälfte der Kosten für die
notwendigen Sanierungs- und
Umbaumaßnahmen und für die
Einrichtung einer Dauerausstel-
lung. Diese Maßnahmen sollen
mit Vorrang realisiert werden.
Eine „Arbeitsgemeinschaft der
Gedenkstätten Hohenschön-
hausen und Normannenstraße“
wird institutionalisiert, um zu-
künftig die Vorhaben der beiden
Einrichtungen so zu koordinie-
ren, dass der Zusammenhang
zwischen Opfer- und Täterort in
den Ausstellungen und Veran-
staltungen hinreichend deutlich
wird. Die Arbeitsgemeinschaft
soll eine enge Kooperation bei-
der Einrichtungen sicherstellen
und die oben erwähnten MfS-
Gefängnisse u.a. im Sinne eines
Erfahrungs- und Projektaus-
tausches einbeziehen. Von einer
institutionellen Zusammenfüh-
rung der Gedenkstätten Hohen-
schönhausen und Normannen-
straße wird abgesehen, um den
unterschiedlichen historischen
Charakter der Einrichtungen
nicht zu verwischen und beiden
die Chance zu geben, ihr eigen-
ständiges Profil weiterzuentwik-
keln. Der BKM investiert derzeit
bedeutende Mittel, um das ehe-
malige KGB-Gefängnis in der
Potsdamer Leistikowstraße, das
die Sowjetunion bis in die
1980er Jahre betrieb, als Ort der
Mahnung zu erhalten. Die zu-
künftige Gedenk- und Begeg-

nungsstätte soll – voraussicht-
lich als eine Einrichtung der Stif-
tung Brandenburgische Gedenk-
stätten – anteilig institutionell
vom BKM gefördert werden,
weil sie als einzig authentisch
erhaltener Haftort das brutale
Regime des sowjetischen Ge-
heimdienstes in der Sowjeti-
schen Besatzungszone und in
der späteren DDR umfassend
dokumentiert.

(3) Alltag in der DDR

Das Thema „Alltag in der DDR“
wird berücksichtigt, um einer
Verklärung und Verharmlosung
der SED-Diktatur und jeder
„Ostalgie“ entschieden entge-
genzuwirken. Bei der Behand-
lung dieses Themas müssen
Begrifflichkeiten geklärt wer-
den: Darstellungswürdig sind
nicht die vermeintlichen „Bin-
dungskräfte“ der DDR, sondern
das „Angst-Anpassungssyn-
drom des Alltags“ (Joachim
Gauck). Dazu ist das alltägliche
Leben notwendigerweise im
Kontext der Diktatur darzustel-
len. Es muss deutlich werden,
dass die Menschen in der DDR
einer umfassenden staatlichen
Kontrolle unterlagen und einem
massiven Anpassungsdruck aus-
gesetzt waren. Die Instrumente
und Mechanismen, derer sich die
SED bediente, um die gesamte
Gesellschaft und das Leben der
Menschen in all seinen Berei-
chen ideologisch zu durchdrin-
gen, sollen benannt werden –
von der Kinderkrippe über die
Schule und die Universität bis
hin zur Arbeitswelt und zur Frei-
zeitgestaltung. Zugleich muss
dokumentiert werden, wie und

wo sich Menschen in der DDR
dem Zugriff der Partei zu entzie-
hen suchten. Diesem Anspruch
stellen sich insbesondere die
Dauerausstellungen des Zeitge-
schichtlichen Forums in Leipzig,
des Deutschen Historischen Mu-
seums in Berlin und des Hauses
der Geschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland in Bonn. Das
DHM und die Stiftung Haus der
Geschichte der Bundesrepublik
Deutschland haben sich in zahl-
reichen Wechselausstellungen
Themen des Alltagslebens in der
DDR gewidmet. Diese werden
zudem in weiteren Zusammen-
hängen behandelt, so z. B. im
Kontext der geplanten Dauer-
ausstellung im ehemaligen Trä-
nenpalast an der Friedrichstraße.
Dort soll auch gezeigt werden,
wie sich Grenze und Grenzver-
kehr auf das Alltagsleben der
Menschen im geteilten Deutsch-
land und besonders in Berlin
auswirkten. Ergänzt wird dies
durch die bereits geplante Dau-
erausstellung der Sammlung In-
dustrielle Gestaltung in der Kul-
turbrauerei am Prenzlauer Berg,
die die Geschichte der Produkt-
und Alltagskultur in der DDR
nachzeichnet. Sie soll zur kriti-
schen Auseinandersetzung mit
dem gegenständlichen Erbe der
DDR anregen. Damit wird dem
Thema Alltag in seinen verschie-
denen Facetten umfassend Rech-
nung getragen.

(4) Widerstand gegen die
Diktatur der SED

Unverzichtbarer Bestandteil un-
serer Erinnerungskultur ist das
angemessene Gedenken an die
Menschen, die sich gegen die
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Diktatur der SED zur Wehr setz-
ten und dafür häufig einen ho-
hen Preis zahlten. Die Würdi-
gung ihres Einsatzes für Freiheit
und Menschenrechte nimmt des-
halb in der Dauerausstellung des
Zeitgeschichtlichen Forums
Leipzig einen breiten Raum ein.
Das Vermächtnis des Wider-
stands muss aber auch andern-
orts lebendig gehalten werden.
In der Bundeshauptstadt soll die-
ses Thema zukünftig schwer-
punktmäßig in dem neuen Doku-
mentations- und Bildungszen-
trum „Repression und Wider-
stand in der SED-Diktatur“ be-
handelt werden. Haus 1 eignet
sich hierfür in besonderer Wei-
se, da es wegen der Besetzung
der Normannenstraße am 15.
Januar 1990 und der anschlie-
ßenden Inbesitznahme durch die
Bürgerrechtsbewegung „den
Sieg der friedlichen Revolution
in der DDR und die Aufarbei-
tung der Geschichte des Ministe-
riums für Staatssicherheit“ sym-
bolisiert (Schlussbericht Enque-
tekommission „Überwindung
der Folgen der SED-Diktatur im
Prozess der deutschen Einheit“).
Es ist damit ein authentischer Ort
des Widerstands. Die Geschich-
te des Volksaufstands vom 17.
Juni 1953 ist in die Arbeit des
Zentrums einzubeziehen. Dar-
über hinaus sollte die Würdi-
gung des Widerstandes auch im
öffentlichen Raum geschehen,
so z. B. im Umfeld der Gethse-
mane- und der Zionskirche in
Berlin. Durch die Installation
von Informationstafeln und Säu-
len mit Audio-Dokumenten
könnte an die Bedeutung dieser
Gotteshäuser als Sammelpunk-
te für Oppositionelle und Anhän-
ger der Friedensbewegung in

den achtziger Jahren des 20.
Jahrhunderts erinnert werden.
Die Robert-Havemann-Gesell-
schaft hat hierfür bereits konzep-
tionelle Vorarbeit geleistet. In
der Leipziger Innenstadt sollten
entsprechende Angebote die Be-
deutung der Nikolaikirche als
Ausgangspunkt der Montags-
demonstrationen im Herbst 1989
herausstellen.

Schlusswort

Das Verständnis der eigenen
Geschichte prägt die Identität
jeder Nation mit. Dazu gehören
für uns Deutsche die Lehren, die
die Gründergeneration der Bun-
desrepublik Deutschland aus der
verbrecherischen Herrschaft des
Nationalsozialismus gezogen
hat: Die unveräußerliche Ach-
tung der Menschenwürde, die
verantwortete Freiheit und die
Wertebindung des Grundgeset-
zes sind tragende Prinzipien un-
serer demokratischen Ordnung.
Zum historischen Erbe des wie-
dervereinten Deutschland zählt
seit 1990 auch die kommunisti-
sche Diktatur in der ehemaligen
SBZ/DDR. So wie die Erfahrung
mit der Schreckensherrschaft
des Nationalsozialismus nach
dem Zweiten Weltkrieg die de-
mokratischen Parteien im anti-
totalitären Grundkonsens ver-
band, verbindet sie heute auch
das Wissen um das Geschehen
in der SED-Diktatur. Darauf be-
ruht unsere gemeinsame Verant-
wortung, das Gedenken an un-
sägliches menschliches Leid der
Opfer wach zu halten. Geschich-
te muss konsequent aufgearbei-
tet werden. Jeder Generation
müssen die Lehren aus diesen

Kapiteln unserer Geschichte im-
mer wieder neu vermittelt wer-
den. Mit der Fortschreibung des
Gedenkstättenkonzeptes unter
Berücksichtigung beider Dikta-
turen nimmt der Bund seine Ver-
antwortung wahr. Dazu sieht die
Fortschreibung im Wesentlichen
vor: - neue institutionelle Ge-
denkstättenförderungen durch
den Bund, - zusätzliche Vorha-
ben zur Auseinandersetzung mit
der SED-Diktatur, - eine Erwei-
terung des Förderauftrags der
Stiftung Aufarbeitung, - drin-
gend erforderliche Bau- und
sonstige Maßnahmen. Bei ange-
messener finanzieller Ausstat-
tung trägt diese Konzeption dazu
bei, die Aufarbeitung zu verstär-
ken und das Gedenken zu ver-
tiefen (es folgen Anlagen).

Kooperation

Am 18. Juni 2007 haben in An-
wesenheit von Kulturstaatsmi-
nister Bernd Neumann und dem
Staatsminister im Auswärtigen
Amt, Gernot Erler, die Präsiden-
tin des Goethe Instituts, Prof.
Jutta Limbach, und der Präsident
des Deutschen Musikrates, Mar-
tin Maria Krüger, im Auswärti-
gen Amt ein Kooperationsab-
kommen unterzeichnet. In dem
Abkommen bekräftigen der
Deutsche Musikrat und das Goe-
the Institut ihren Willen zu einer
nachhaltigen Zusammenarbeit
im In- und Ausland bei der mu-
sikalischen Nachwuchsförde-
rung und im Bereich der Laien-
musik.

Kulturstaatsminister Bernd
Neumann erklärte: „Mit der Ver-
einbarung stellen zwei in der
deutschen Musiklandschaft zen-
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trale Institutionen ihre Koopera-
tion auf eine breite Basis. Damit
setzen sie schon allein auf der
symbolischen Ebene ein Zeichen
mit unübersehbarer Ausstrah-
lung. Und sie fördern noch stär-
ker als bisher die internationale
Begegnung von jungen Musike-
rinnen und Musikern, von Laien-
orchestern und -chören und von
halbprofessionellen Ensembles.
Der Austausch von Musikpäd-
agogen bildet ebenfalls ein we-
sentliches Element der Partner-
schaft von Musikrat und Goethe
Institut. Diese Partnerschaft wird
dazu beitragen, den Reichtum
der Musiknation Deutschland im
Ausland noch deutlicher kontu-
riert nachzuzeichnen und zu ver-
mitteln.“ Aus dem Haushalt des
Kulturstaatsministers wird der
Deutsche Musikrat mit insge-
samt 2,7 Mio. Euro gefördert.
Mit Mitteln der Bundesregie-
rung finanziert der Musikrat
auch zahlreiche Projekte im Be-
reich der Laienmusik und der
musikalischen Nachwuchsför-
derung. Das Goethe Institut un-
terstützt Begegnungen zwischen
deutschen und ausländischen
Ensembles der Laienmusik und
des semiprofessionellen Spek-
trums. Beide Organisationen
planen, das Ensemble für zeit-
genössische Musik bei ihrer in-
ternationalen Vorstellung zu un-
terstützen. Das gilt auch für aus-
gewählte Bands aus dem Projekt
Pop Camp. Außerdem sollen
Begegnungsprogramme für jun-
ge Musikerinnen und Musiker
sowie Laienmusikensembles
ausgebaut werden. Auch der
Austausch und die Vermittlung
von Lehrerinnen und Lehrern
stehen auf dem Programm. Ins-
gesamt stehen 2,7 Millionen

Euro für die Förderung der
Laienmusik und des musikali-
schen Nachwuchses zur Verfü-
gung. Unterstützt werden zum
Beispiel Meisterkurse für den
Dirigentennachwuchs mit
300.000 Euro oder das Pop
Camp mit 200.000 Euro. Beson-
ders bedeutsam für Laien sind
der Deutsche Chorwettbewerb
und der Deutsche Orchester-
wettbewerb. Sie werden vom
BKM mit einer halben Million
Euro gefördert.

Eröffnung des 4. Bundeskon-
gresses der Kulturpolitischen
Gesellschaft e.V.
(6./7. Juni 2007)

In Anwesenheit von hochrangi-
gen nationalen und internationa-
len Vertretern aus Kultur, Poli-
tik und Wirtschaft betonte
Staatsminister Neumann die fun-
damentale Bedeutung der Kul-
tur für ein gemeinsames Euro-
pa. In seiner Grundsatzrede zum
Thema „Kulturpolitik für Euro-
pa“ bekräftigte er, dass der Aus-
gangspunkt einer europäischen
Kulturpolitik insbesondere die
Vielfalt der Kulturen in Europa
sein müsse. Zugleich hob er das
gemeinsame kulturelle Erbe Eu-
ropas als Grundlage der Euro-
päischen Gemeinschaft und als
Voraussetzung einer gemeinsa-
men europäischen Verfassung
hervor: „Es ist wichtiger denn je,
sich nicht nur über die Vielfalt,
sondern vor allem auch über die
gemeinsamen kulturellen Wur-
zeln unserer europäischen Kul-
tur zu verständigen. Identität
stiften können nur gemeinsame
Werte und geteilte Überzeugun-
gen. Nur auf ihrer Grundlage

können die Aufgaben einer ge-
meinsamen ‚Europäischen Kul-
turpolitik’ formuliert werden“,
sagte Bernd Neumann. Als zu-
künftige Bausteine einer ge-
meinsamen europäischen Kul-
turpolitik nannte der Kultur-
staatsminister die Sicherung des
kulturellen Austausches, die Ge-
währleistung von Transfer und
freier Kommunikation und die
Anerkennung von Kreativität
auch in wirtschaftlicher Hin-
sicht. Mit Blick auf die Zunah-
me von Initiativen aus Brüssel
im Kulturbereich stellte Bernd
Neumann zugleich fest, dass
Europa weiterhin auf dem im
EG-Vertrag verankerten Prinzip
des Kulturföderalismus aufbaut:
„Kultur wird auch in Zukunft
Sache der einzelnen Mitglied-
staaten bleiben. Europa respek-
tiert die in den Mitgliedstaaten
gewachsenen Kulturen und ver-
zichtet im Kernbereich der Kul-
tur auf eine rechtliche Harmoni-
sierung. Die Europäische Ge-
meinschaft bleibt auch weiterhin
dem Grundsatz der Subsidiari-
tät streng verpflichtet.“

Die Konferenz setzte sich mit
dem Verhältnis nationaler und
europäischer Kulturpolitik aus-
einander: Welche Rolle spielt die
Kultur im europäischen Integra-
tionsprozess? Wie werden euro-
päische Themen in der Kultur-
politik der Mitgliedsstaaten be-
rücksichtigt? Neben dem Fokus
der kulturellen Identität Europas
beschäftigt sich die Konferenz
mit „Kulturdialog“. Die Tagung
mit mehr als 500 Teilnehmern
aus 36 Ländern wurde von der
Kulturpolischen Gesellschaft
ausgerichtet – mit Unterstützung
der Bundeszentrale für politische
Bildung, der Konrad-Adenauer-
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Stiftung, der Friedrich-Ebert-
Stiftung, des Auswärtigen Am-
tes und der Europäischen Kom-
mission. Dabei zeigte sich, dass
das Thema letztlich nur als Quer-
schnittsaufgabe zu begreifen ist;
und dass es öffentlicher Orien-
tierungen und Leitbilder bedarf,
damit eine europäische Kultur-
politik sich als Gesellschafts-
politik profilieren kann. Einen
ersten Orientierungsrahmen lie-
ferte bereits auf dem Kongress
die Kulturpolitische Gesellschaft
mit ihrer Erklärung „Kultur
macht Europa“. Einen Bericht
über den Bundeskongress brach-
te die SZ vom 9. Juni 2007.

Zusammenarbeit der euro-
päischen Museen

Im Rahmen der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft hat Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
am 6. Mai 2007 eine Konferenz
zu „Mobilität von Sammlungen
- Vertrauen schaffen, Netzwer-
ke stärken“ in Bremen eröffnet.
Neumann sagte in seinem Gruß-
wort: „Ein reger, grenzüber-
schreitender Austausch zwi-
schen den reichen Sammlungen
der europäischen Museen schärft
den Blick für unser gemeinsa-
mes kulturelles Erbe. Europa
lebt von seiner kulturellen Viel-
falt – doch wir sollten auch die
gemeinsamen Wurzeln und die
grenzüberschreitenden Entwick-
lungslinien sichtbar machen. Die
Mobilität von Museumssamm-
lungen kann dazu beitragen, eine
gesamteuropäische Identität zu
stärken.“ Themen der Fachkon-
ferenz waren die vertrauensvol-
le Zusammenarbeit und gute
Vernetzung von Museen und

kulturpolitisch Verantwortlichen
in den EU-Mitgliedsstaaten, ins-
besondere mit Blick auf die Mo-
bilität von Sammlungen. Die
Präsentation von Beispielen und
Erfahrungen soll Anstöße für
langfristige Partnerschaften ge-
ben. Im Oktober 2006 hatte der
Europäische Ministerrat einen
Aktionsplan zur Mobilität von
Sammlungen verabschiedet, der
auch die Themen der beiden
Fachkonferenzen behandelt. Der
Aktionsplan bildet die Grundla-
ge für eine erfolgreiche Zusam-
menarbeit der europäischen Mu-
seen. Veranstalter der Fachkon-
ferenzen waren der Beauftragte
der Bundesregierung für Kultur
und Medien gemeinsam mit dem
Deutschen Museumsbund und
NEMO, dem Netzwerk Europäi-
scher Museumsorganisationen.
Eine erste Fachkonferenz zu
dem Themenbereich fand bereits
vom 15.- 17. April 2007 in Mün-
chen statt.

EU-Präsidentschaft:
positive Bilanz
(26. Juni 2007)

Am 13. Februar 2007 stellten
Kulturstaatsminister Neumann
und EU-Kulturkommissar Jan
Figel die Ergebnisse des infor-
mellen Treffens der EU-Kultur-
minister vor. Im Mittelpunkt die-
ses Treffens standen Fragen der
Kulturwirtschaft. Im November
2006 legte die EU-Kommission
erstmals einen Bericht zur Kul-
turwirtschaft vor. In dem Bericht
wurde der Frage nachgegangen,
welchen Beitrag der Kulturbe-
reich zum Erreichen der Ziele
der Lissabon-Strategie leisten
kann, in der sich im März 2000

die EU-Staats- und Regierungs-
chefs darauf verständigten, die
EU bis zum Jahr 2010 zum
wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten
Wirtschaftsraum der Welt zu ent-
wickeln. Entsprechend dieser
Strategie wurden besonders das
Wachstum des Kultursektors
und seine Beschäftigungswir-
kungen untersucht. Der Kultur-
bereich wird eingeteilt in den
kulturellen Sektor mit nicht-in-
dustriellen Strukturen wie Aus-
stellungen, Theater, Museen
usw. sowie den industriellen Be-
reich wie Film, Video, Spiele,
Musik, Buch- und Presseerzeug-
nisse. Davon abgegrenzt wird
der kreative Sektor, der Design,
Architektur und Werbung um-
fasst. Insgesamt wird festge-
stellt, dass sowohl der kulturel-
le als auch der kreative Sektor
wachsen und zwar mit Blick auf
den Umsatz und auf die Beschäf-
tigung. Der kulturelle und der
kreative Sektor haben eine hö-
here wirtschaftliche Bedeutung
als andere Branchen wie z.B. die
Automobil- oder Chemieindus-
trie. EU-Kulturkommissar Jan
Figel sagte in der Pressekonfe-
renz: „Europa ist in der Kultur
eine Supermacht“. Er verwies
u.a. darauf, dass 55% des Welt-
tourismus nach Europa gingen.
Als Grund führte er die Kultur
an. Jan Figel schlug vor, dass das
Jahr 2009 zum EU-Jahr der
Kreativität ausgerufen werden
sollte.

Kulturstaatsminister Neumann
stellte die nächste Schritte im
EU-Kulturministerrat vor: Das
Thema Kulturwirtschaft soll in
den Arbeitsplan des Rates fest
aufgenommen werden. Portugal
wird die Fragestellung im Rah-
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men seiner Ratspräsidentschaft
weiter verfolgen. Es soll ein
Aktionsplan Kulturwirtschaft
formuliert werden. An der For-
mulierung sollen Experten aus
der Kulturwirtschaft mitwirken.
Im EU-Kulturministerrat soll
regelmäßig aus den Ländern
über besondere Aktivitäten im
Bereich der Kulturwirtschaft
berichtet werden.

Staatsminister Bernd Neu-
mann hat im Vorfeld der Tagung
des Kulturausschusses des EU-
Parlaments in Brüssel im Juni
2007 eine positive Bilanz der
deutschen Ratspräsidentschaft
im Kultur- und Medienbereich
gezogen. Mit Blick auf die Er-
gebnisse des Kultur- und Me-
dienministerrates vom 24. Mai
2007 und die politische Eini-
gung über die audiovisuelle Me-
diendienst-Richtlinie erklärte
Neumann: „Mit der verabschie-
deten Richtlinie können wir nun
einen stabilen europäischen Re-
gelungsrahmen gestalten, der
das Wachstum dieser Branche
wirksam unterstützen wird. Die
Bedeutung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks wurde aner-
kannt. Gleichzeitig sichert sie
zentrale Elemente unserer demo-
kratischen Gesellschaft wie Ju-
gendschutz, Schutz der Men-
schenwürde, kulturellen Reich-
tum und Meinungs- und Infor-
mationsvielfalt – und zwar in
allen audiovisuellen Medienan-
geboten. Einige hielten dieses
Ziel anfänglich für zu ambitio-
niert, aber dank der guten und
kooperativen Zusammenarbeit
der europäischen Institutionen
haben wir einen Kompromiss
gefunden, der für alle akzepta-
bel ist. Der ausgehandelte
Richtlinientext stellt klar, dass

Schleichwerbung und Themen-
platzierung grundsätzlich verbo-
ten sind und bleiben.“ Die Richt-
linie wird voraussichtlich Ende
dieses Jahres in Kraft treten kön-
nen und bis 2009 überall in der
EU Gültigkeit haben.

„Ich bin sicher, diese Richtli-
nie wird den Praxistest bestehen
und sich als Grundlage einer
kreativen und ökonomisch er-
folgreichen europäischen audio-
visuellen Landschaft erweisen“,
sagte der Staatsminister. Als Er-
folg der deutschen Ratspräsi-
dentschaft wertete Staatsminister
Bernd Neumann außerdem die
in Brüssel am 24. Mai 2007 ver-
abschiedeten „Schlussfolgerun-
gen des Rates zum Beitrag des
Kultur- und Kreativbereichs zur
Verwirklichung der Ziele der
Lissabon-Strategie“. Er betonte:
„Die Schlussfolgerungen setzen
ein klares politisches Signal:
Kultur und Wirtschaft schließen
sich nicht aus. Im Gegenteil: Sie
bieten für alle Beteiligten große
Chancen –  für die Schaffung
von Arbeitsplätzen und für die
Wettbewerbsfähigkeit in einem
gemeinsamen Europa.“

Staatsminister Bernd Neu-
mann zog auch eine positive Bi-
lanz der Fachveranstaltungen im
Bereich Medien und Kultur, dar-
unter die Konferenzen zur kul-
turellen Vielfalt, zur Digitalisie-
rung von Kulturgut, zur Mobili-
tät von Sammlungen, zur
Kulturwirtschaft und zu digita-
len Medien. Zugleich lobte er die
zahlreichen Kunstveranstaltun-
gen, mit denen sich Deutschland
während der EU-Ratspräsident-
schaft als große europäische
Kulturnation präsentierte.

Aus der CDU

Kultur im CDU-Grundsatz-
programm (Entwurf)

3. Kultur: Ausdruck nationa-
ler Identität und Weltoffen-
heit

Deutschland ist eine europäische
Kulturnation, geprägt vor allem
durch die christlich-jüdische
Tradition und die Aufklärung.
Kunst und Kultur formen nicht
nur die Identität des Einzelnen,
sondern auch die unserer ganzen
Nation. Wir wollen das reiche
kulturelle Erbe unseres Landes
bewahren, das geprägt ist durch
die Vielfalt seiner Länder und
Regionen. Kulturelle Vielfalt
gehört zur Lebendigkeit unserer
Gesellschaft, trägt zur Lebens-
qualität in Deutschland bei und
fördert die Bereitschaft, Neues
zu wagen. Unser kulturelles
Leitbild ist ein weltoffenes
Deutschland, das auf der Grund-
lage seiner Traditionen aufge-
schlossen ist für die Begegnung
mit anderen Kulturen. Die kul-
turelle Vitalität und Attraktivität
Deutschlands beruht bis heute
auch auf dem Austausch mit an-
deren Völkern und Kulturen.
Wir bekennen uns zur Freiheit
der Kunst. Staat und Politik sind
nicht für die Kunst, ihre Aus-
drucksformen oder Inhalte zu-
ständig, wohl aber für die Bedin-
gungen, unter denen Kunst und
Kultur gedeihen können. Kunst
ist eine besondere Form der Aus-
einandersetzung mit der Wirk-
lichkeit. Sie lebt von Neugier
und Wagnis. Die Stärkung krea-
tiver Potenziale ist entscheidend
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auch für die Wettbewerbsfähig-
keit Deutschlands. Die Kultur-
wirtschaft ist ein wichtiger
Standortfaktor. Die CDU be-
kennt sich zur Förderung von
Kunst und Kultur als herausra-
gende öffentliche Aufgabe für
Bund, Länder und Kommunen.
Das gilt für die Bewahrung des
kulturellen Erbes ebenso wie für
die Förderung der zeitgenössi-
schen Kunst. Hierzu zählen
künstlerische Spitzenleistungen
ebenso wie die Breitenkultur,
tradierte ebenso wie populäre
Ausdrucksmöglichkeiten sowie
Beiträge der Vertriebenen, der
Spätaussiedler und von Zuwan-
derern. Kulturförderung ist kei-
ne Subvention, sondern eine un-
verzichtbare Investition in die
Zukunft unserer Gesellschaft.
Neben der staatlichen Verant-
wortung ist bürgerschaftliches
Engagement in der Kulturförde-
rung unersetzlich. Wir wollen
die Rahmenbedingungen für pri-
vate Kulturförderung durch Stif-
tungen, Mäzenatentum und
Sponsoring weiter verbessern.
Lebendige Erinnerung ist Teil
unserer Kultur und umfasst für
uns die gesamte deutsche Ge-
schichte mit allen Höhen und
Tiefen. Prägend für die Bundes-
republik Deutschland sind die
Erfahrungen aus der Zeit des
Nationalsozialismus, insbeson-
dere die Singularität des Holo-
causts. Einen besonderen Rang
besitzt auch die Aufarbeitung der
SED-Diktatur. Herausragende
Bedeutung kommt der friedli-
chen Revolution vom Herbst
1989 und der Wiedervereini-
gung zu. Die Geschichte des
Kommunismus in der DDR ist
nicht lediglich ein ostdeutsches
Ereignis, sondern – wie die Ge-

schichte des Nationalsozialis-
mus - Teil der deutschen
Nationalgeschichte wie der eu-
ropäischen Geschichte.

Das gilt auch für das Schick-
sal der Heimatvertriebenen. Das
Gedenken an die Opfer der Ver-
treibung und ihr kulturelles Erbe
gehören in den Erinnerungs-
bogen des ganzen Volkes. Eben-
so wenig werden wir die groß-
artige Aufbauleistung und die
Integration der Vertriebenen und
Flüchtlinge nach dem Zweiten
Weltkrieg vergessen. Ein ange-
messenes würdiges Gedenken
an die Freiheits- und Wider-
standsbewegungen, die Frie-
dens- und Versöhnungsbeiträge
und die wirtschaftlichen und po-
litischen Aufbauleistungen ist
nicht nur für einen ehrlichen
Umgang mit der eigenen Ge-
schichte unverzichtbar, sondern
auch konstitutiv für das Selbst-
verständnis der Nation und ihre
demokratische Traditionsbil-
dung. Dazu gehört insbesonde-
re die Ablehnung jeglicher Form
von totalitären und diktatori-
schen Systemen. Vor allem Bil-
dung und Wissenschaft, Litera-
tur und Kunst sind aufgerufen,
zum Bewusstsein und zur Aus-
einandersetzung mit der ganzen
deutschen Geschichte beizutra-
gen. Ohne Kultur entsteht keine
Bildung, ohne Bildung wächst
keine Kultur. Kulturelle Bildung
ist unerlässlich, um dem Einzel-
nen zu helfen, seine Persönlich-
keit zu entfalten und an Demo-
kratie und Gesellschaft teilzuha-
ben. Die kulturelle Dimension ist
eine wesentliche Voraussetzung
zur Vermittlung von Orientie-
rung und Wissen. Insbesondere
junge Menschen müssen früh-
zeitig an Kunst und Kultur her-

angeführt werden. Nur so kön-
nen in Zukunft Angebot und
Nachfrage für künstlerische Be-
rufe und Kultureinrichtungen
nachwachsen. Kulturelle Bil-
dung muss in der Familie begin-
nen und darf mit der Schule nicht
aufhören. Für die CDU ist kul-
turelle Bildung ein unverzicht-
barer Bestandteil des öffentlich
verantworteten und geförderten
Bildungssystems. Die deutsche
Sprache ist mehr als ein Mittel
der Verständigung. Sie ist ein
herausragendes Merkmal der
Kultur unseres Landes. Sie prägt
unser Denken und ist ein die
Gesellschaft einigendes Band.
Deshalb haben wir eine beson-
dere Verantwortung für den
sorgfältigen Umgang mit der
deutschen Sprache.

 Die auswärtige Kultur- und
Bildungspolitik dient der Ver-
mittlung deutscher Sprache und
Kultur und soll den Dialog der
Kulturen der Welt ebenso för-
dern wie die Demokratie und
Menschenrechte. Die Arbeit von
Auslandsschulen und Wissen-
schaftseinrichtungen sowie kul-
tureller Mittlerorganisationen für
ein authentisches Bild unseres
Landes im Ausland muss ge-
stärkt werden. Auswärtige Kul-
turpolitik fördert das Ansehen
Deutschlands in der Welt und die
Zusammenarbeit Deutschlands
mit seinen internationalen Part-
nern auch im wirtschaftlichen
Bereich. Freie Medien sind ein
wesentliches Element unserer
demokratischen Ordnung, ein
besonders schützenswertes Kul-
turgut und ein bedeutender
Wirtschaftsfaktor mit einer her-
ausgehobenen Verantwortung.
In einer sich schnell wandelnden
Medienwelt kommt es vor allem
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auf die Sicherung der Vielfalt
und Qualität der Medieninhalte,
aber auch auf die internationale
Wettbewerbsfähigkeit deutscher
Medienanbieter an. Im Interes-
se der Unabhängigkeit der Me-
dien wie der Politik lehnen wir
eine unmittelbare oder mittelba-
re finanzielle Beteiligung von
politischen Parteien an Medien
ab. Zur Vielfalt der Medienan-
gebote gehört auch das bewähr-
te duale System von öffentlich-
rechtlichem und privatem Rund-
funk. Medienpolitik muss dafür
sorgen, dass zwischen privatem
und öffentlich-rechtlichem
Rundfunk ein fairer Wettbewerb

stattfinden kann, der beiden Sy-
stemen angemessene Entwick-
lungschancen gewährt. Der öf-
fentlich-rechtliche Rundfunk
muss vor allem eine Grundver-
sorgung mit Bildung, Kultur und
Information gewährleisten. Er ist
damit Kulturförderer und Kultur-
produzent zugleich. Ihm kommt
ebenso eine besondere Verant-
wortung für die Integration und
Repräsentation von Menschen
mit Migrationshintergrund und
ihrer Lebenswirklichkeit zu.
Medienanbieter und Journalisten
sind angesichts ihrer besonderen
Einflussmöglichkeiten in hohem
Maße mitverantwortlich für das

KULTURPOLITIK IN PRESSE UND MEDIEN
Berichtszeitraum November 2006 bis 15. Oktober 2007

gesellschaftliche und kulturelle
Leben. Die Vermittlung einer
grundlegenden Medienkompe-
tenz als Orientierungshilfe ge-
hört zum Bildungs- und Er-
ziehungsauftrag von Familie,
Kindergarten und Schule. Me-
dienanbieter haben eine Verant-
wortung vor allem gegenüber
jungen Menschen. Dieser müs-
sen sie durch entsprechende
Selbstverpflichtungen gerecht
werden. Der Jugendschutz muss
für die jeweiligen Altersstufen
stetig weiterentwickelt, seine
Maßstäbe präziser gesetzt und
Verstöße spürbar geahndet wer-
den.

Kulturpolitik im Bund

Verbesserter Schutz durch
zwei UNESCO-Kulturüber-
einkommen
(1. Februar 2007)

Der Deutsche Bundestag hat der
Ratifizierung von zwei UNESCO-
Übereinkommen zugestimmt:
dem Übereinkommen zum
Kulturgüterschutz sowie dem
Übereinkommen über den
Schutz und die Vielfalt kulturel-
ler Ausdrucksformen. Die Ver-
abschiedung beider Gesetze be-
lege den hohen Stellenwert der
Kulturpolitik im Rahmen der
deutschen EU-Ratspräsident-
schaft, erklärte Kulturstaats-
minister Neumann. „Die Verab-
schiedung des Gesetzes über den
Kulturgüterschutz ist ein groß-
artiger kulturpolitischer Erfolg.

Es geht hier darum, kulturelle
Identität weltweit und möglichst
umfassend vor dem Verlust prä-
gender Kulturgüter zu schützen.
Nach langen Jahren der Diskus-
sion findet Deutschland nun
endlich den Anschluss an den
internationalen Standard“, sag-
te Neumann.

Das UNESCO-Übereinkom-
men von 1970 sieht Rückgabe-
ansprüche zwischen den Ver-
tragsstaaten vor: Deutschland
erhält gegenüber den anderen
Vertragsstaaten des Abkommens
einen völkerrechtlich verbindli-
chen Rückgabeanspruch für il-
legal verbrachtes, national wert-
volles Kulturgut. Einen entspre-
chenden Rückgabeanspruch er-
halten auch die Vertragsstaaten
gegenüber Deutschland. Durch

ausgewogene Regelungen wird
der Schutz bedeutender Kultur-
güter deutlich gestärkt, ohne
dass dabei Kunst- und Antiqui-
tätenhandel unangemessen bela-
stet würden.

Zur Umsetzung der UNESCO-
Konvention „Kulturelle Vielfalt“
betonte der Kulturstaatsminister:
„Der Schutz und die Förderung
der kulturellen Vielfalt muss ge-
rade den europäischen Staaten
ein vorrangiges Anliegen sein.
Europa ist in erster Linie die
Summe seiner Kulturen. Aus der
kulturellen Vielfalt schöpft un-
ser Kontinent seine Kraft für die
Zukunft. Mit dem heute verab-
schiedeten Gesetz sichern wir
den notwendigen Schutz dieser
Vielfalt.“ Das UNESCO-Über-
einkommen zum Schutz kultu-
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reller Vielfalt verankert das
Recht der Vertragsstaaten auf
eine eigenständige Kulturpolitik.
Notwendig wird dies, da inter-
national der Handel mit Dienst-
leistungen zunehmend liberali-
siert wird – mit Auswirkungen
auch auf den Kultur- und
Bildungsbereich. Kernstück des
Übereinkommens ist daher das
Recht eines jeden Staates, regu-
lierende und finanzielle Maß-
nahmen zu ergreifen, um die
Vielfalt der kulturellen Aus-
drucksformen auf seinem Staats-
gebiet zu schützen. Die UNES-
CO-Konvention zur kulturellen
Vielfalt trat am 18. März 2007
in Kraft. Die von Kanada und
Frankreich vorangetriebene
Konvention war im Oktober
2005 gegen zwei Stimmen – die
der USA und Israels – beschlos-
sen worden. Sie wurde seitdem
von 52 Staaten und der EU rati-
fiziert. Die USA hatten bis zu-
letzt dagegen gekämpft, weil sie
die Geschäftsinteressen Holly-
woods und der US-Musik-
industrie gefährdet sahen.

Positive kulturpolitische
Halbzeitbilanz
Der Deutsche Kulturrat zog zur
Halbzeit der Großen Koalition
eine positive Bilanz. Mit der
Reform des Künstlersozialversi-
cherungsgesetzes, des Urheber-
rechtsgesetzes sowie des Ge-
meinnützigkeitsrechts hat die
Regierungskoalition wichtige
Vorhaben aus dem Koalitions-
vertrag abgeschlossen. Ein
wichtiger Erfolg ist weiterhin die
Ratifizierung der UNESCO-
Konvention zur kulturellen Viel-
falt durch Bundestag und Bun-
desrat.  Der Deutsche Kulturrat

begrüßt besonders, dass Bundes-
außenminister Frank-Walter
Steinmeier für die Auswärtige
Kultur- und Bildungspolitik im
kommenden Jahr eine Etat-
steigerung von 15% vorgesehen
hat. Der Etat steigt damit laut den
Planungen um 82,6 Mio. Euro.
Der Deutsche Kulturrat begrüß-
te ebenfalls die vom Kultur-
staatsminister Neumann geplan-
te Etatsteigerung von 1,3% und
hat im Juli 2007 ausdrücklich
gratuliert:  Geschäftsführer Olaf
Zimmermann, sagte: „Was wur-
de der Deutsche Kulturrat vor
der letzten Bundestagswahl ge-
scholten, als er einen Politiker
mit starker Einbindung in die
Fraktion als Kulturstaatsminister
gefordert hat. Jetzt, fast zwei
Jahre nach der Berufung von
Kulturstaatsminister Neumann,
ist die Kritik an dieser Forderung
des Deutschen Kulturrates voll-
ständig verstummt. Denn es wird
deutlich, dass die politische Ver-
netzung des Kulturstaatsminis-
ters im Berliner Politikapparat
unmittelbare Auswirkungen auf
den Erfolg bei den Haushalts-
beratungen hat. In diesem Sinne
gratulieren wir Kulturstaatsmi-
nister Neumann, der kein Schön-
geist, dafür aber Politikprofi ist,
für seinen haushaltspolitischen
Erfolg.“

Lukretia Jochimsen (Die Lin-
ke) sagte: „Ich kann Ihnen ein
Lob der Linken nicht ersparen.“

Gemeinnützigkeits- und
Spendenrecht neu geregelt
Am 21. September 2007 hat das
reformierte Gemeinnützigkeits-
und Spendenrecht den Bundes-
rat passiert: Durch die Reform
wird u.a. der Spendenabzug auf

20% vereinheitlicht und der
Übungsleiterfreibetrag auf 2.100
Euro/Jahr angehoben. Ebenso
steigt der Höchstbetrag, der bei
der Gründung von Stiftungen
steuerlich geltend gemacht wer-
den kann, auf 1 Million Euro,
absetzbar über 10 Jahre verteilt.
Die Steuerausfälle für Bund und
Länder sollen sich dadurch auf
jährlich 490 Millionen Euro be-
laufen (FAZ vom 22. September
2007).

Die SZ vom 7. Juli 2007 („Was
die Gesellschaft zusammen-
hält“) unterstreicht die Bedeu-
tung insbesondere für das Stif-
tungswesen und das Ehrenamt;

„Hoffen auf eine Gründerzeit“,
schreibt die FAZ vom 20. April
2007.

Kritik meldete allerdings Mae-
cenata an: die für 2009 geplante
Abgeltungssteuer mache viele
Vorteile wieder zunichte (s. auch
Bericht in der SZ vom 22. De-
zember 2006 und vom 8. Sep-
tember 2007).



IM GESPRÄCH Heft 19 - Oktober 2007

39

Kürzungen verhindert
Im Haushaltsplan des Ministeri-
ums für Wissenschaft, For-
schung und Kunst konnten bis-
her geplante Kürzungen im Um-
fang von 255.000 Euro in 2007
und 345.000 Euro in 2008 durch
den Einsatz sogenannter Frak-
tionsmittel verhindert werden.
Das Gesamtvolumen des Staats-
haushaltsplans bleibt hiervon
unberührt. Im Einzelnen wird
der Mitteleinsatz in folgenden
Bereichen verbessert: Zur För-
derung der Klein- und Figuren-
theater konnten Kürzungen in
Höhe von rund 70.000 Euro im
Jahr 2007 und 120.000 Euro im
Jahr 2008 verhindert werden.
Aus diesen Mitteln werden je-
weils 31 Klein- und 13 Figuren-
theater laufend gefördert. „Die
Klein- und Figurentheater befin-
den sich überwiegend im Länd-
lichen Raum. Sie erfüllen einen
wichtigen kulturpolitischen
Auftrag“, erklärte der kulturpo-
litische Sprecher der CDU-Frak-
tion Werner Pfisterer. Der CDU-
Fraktion sei es darum gegangen,
tariflich bedingte Personalmehr-
aufwendungen wenigstens zum
Teil auszugleichen. Bisher vor-
gesehene Kürzungen im Bereich
der Förderung soziokultureller
Zentren werden in 2007 um
60.000 Euro und in 2008 um
100.000 Euro zurückgenom-
men. Für internationale Projek-
te stehen in diesem und im näch-
sten Jahr jeweils 45.000 Euro
mehr zur Verfügung als ur-
sprünglich vorgesehen. Die För-

derung der kulturellen Bildung
vor allem Jugendlicher im
Theaterbereich wird in 2007 und
2008 um jeweils 80.000 Euro
gegenüber der bisherigen Pla-
nung verbessert. Damit wird –
so Pfisterer – die Finanzierung
einiger Modellprojekte im Thea-
terbereich sichergestellt. Die Zu-
sammenarbeit zwischen Schule
und professionellem Theater
würde unter anderem durch ge-
meinsame Inszenierungen und
besondere Workshop-Angebote
in den Schulen für Lehrer (als
Multiplikatoren) und Schüler be-
gonnen.

Akademie für Darstellende
Kunst gegründet
Mit der Unterzeichnung des Ge-
sellschaftsvertrages haben das
Land Baden-Württemberg, die
Filmakademie Baden-Württem-
berg, die Staatliche Akademie
der Bildenden Künste Stuttgart
und die Stadt Ludwigsburg am
8. Oktober 2007 die Akademie
für Darstellende Kunst Baden-
Württemberg gegründet. „Wir
schaffen eine Ausbildungsein-
richtung, die es so bisher im
deutschsprachigen Raum nicht
gibt. Ich bin sicher, die Akade-
mie für Darstellende Kunst wird
sich erfolgreich entwickeln“, so
Kulturstaatssekretär Birk. Die
Aufnahme des Studienbetriebs
kann zum Semesterbeginn im
Herbst 2008 beginnen.

Weltkulturerbe
Die Stadt Baden-Baden will sich

um Anerkennung als Weltkultur-
erbe auf der UNESCO-Liste be-
werben und sich dabei insbeson-
dere als „Bäderstadt des 19. Jahr-
hunderts“ präsentieren. (General
Anzeiger vom 23. Mai 2007).

Berlin/Hauptstadtkultur

Finanzierung
Dass das Karlsruher Berlin-Ur-
teil insbesondere die Kultur tref-
fen kann, findet in den Feuille-
tons durchweg Ablehnung (vgl.
auch Tagesspiegel vom 2. No-
vember 2006). Am besten for-
muliert es die SZ vom 20. Okto-
ber 2006: „Niemand braucht ein
Opernhaus zum Leben. Der uti-
taristische Standpunkt läuft bei
dieser auf größte Verschwen-
dung und immaterielle Lüste
ausgerichteten Kunstform ins
Leere. Und doch wollen einige
Menschen Opernhäuser. Berlins
Politiker, egal ob amusisch oder
belcantosüchtig, sollen sich die-
ser Spezies möglichst rasch zu-
gesellen, denn wenn sie eines
ihrer Häuser schließen, dann
wird ihre an Ödnis durchaus
nicht arme Stadt noch mehr ver-
öden – und ihnen zudem der Ma-
kel der Kulturbanausen auf
Ewigkeit hin anhängen. An der
wirtschaftlichen Situation der
Stadt dürfte die Schließung we-
nig ändern. Berlin wird lediglich
etwas unattraktiver …“ Auch der
Direktor der Berliner Opernstif-
tung Klaus Michael Schindhelm

Kulturpolitik in Ländern und Kommunen

Baden-Württemberg
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hat sich für eine Nationaloper
eben der Unter den Linden aus-
gesprochen (GA vom 21. Okto-
ber 2006). Im November 2006
hat Kulturstaatsminister Bernd
Neumann (CDU) die Absage des
Bundes bekräftigt, noch mehr
Geld für die Kultur der Haupt-
stadt bereitzustellen. Der Bund
stelle bereits 340 Millionen Euro
jährlich für die Hauptstadtkultur
zur Verfügung, so Neumann.
Dazu kämen die zugesagten 50
Millionen Euro für die Sanie-
rung der Staatsoper und über 70
Millionen für den Bau eines zen-
tralen Eingangsgebäudes auf der
Museumsinsel. Vor drei Jahren
habe der Bund zudem den Ber-
liner Haushalt um 24 Millionen
Euro entlastet, „um die Opern-
frage zu lösen“ und die Berliner
Opernstiftung zu ermöglichen.
Bedingung sei dafür gewesen,
dass in Berlin keine Oper ge-
schlossen wird. Der Regierende
Bürgermeister Wowereit hatte
gefordert, dass der Bund die
Kosten für Betrieb und Sanie-
rung der Staatsoper trägt.

Kein neuer Hauptstadt-
kulturvertrag
Im Mai 2007 sprachen sich die
Unionsfraktionen im Bundestag
und im Berliner Abgeordneten-
haus gegen einen neuen Haupt-
stadtkulturvertrag aus. Auch
wenn das Abkommen vom 9.
Dezember 2003 wegen einer
fehlenden Beteiligung des Bun-
destages nicht den Status eines
Staatsvertrages einnehme, seien
mit den Haushaltsentscheidun-
gen des Parlaments Rechtsver-
bindlichkeiten geschaffen wor-
den, sagte der kulturpolitische
Sprecher der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion Wolfgang Börnsen

am 15. Mai 2007. Dennoch soll-
te „in Einzelfällen“ die Zuord-
nung von Berliner Kulturein-
richtungen zum Bund oder zum
Land Berlin überprüft werden.
Offen bleibt derzeit, ob die En-
quete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ vorschlägt, die fi-
nanzielle Förderung der Berliner
Kultur durch den Bund gesetz-
lich zu regeln. Der Deutsche Kul-
turrat fordert ein Bundesgesetz.

Staatsoper
Nach Angaben des Berliner Fi-
nanzsenators Thilo Sarrazin vom
15. Mai 2007 wird sich Berlin
mit 50 Millionen Euro an der
Sanierung der maroden Staats-
oper Unter den Linden beteili-
gen, entsprechende Beträge wür-
den von 2010/2011 an in den
Haushalt eingestellt. Bis dato
hatte Berlin den Standpunkt ver-
treten, das mit 61 Milliarden
Euro verschuldete Land könne
sich nicht mehr an der Instand-
setzung der Staatsoper beteili-
gen. Allerdings hat ebenfalls im
Mai 2007 Klaus Wowereit dem
Bund vorgeschlagen, die Staats-
oper als alleiniger Träger in Ei-
genverantwortung zu überneh-
men. In einem Brief an Kanzler-
amtsminister de Maizière An-
fang Juli 2007 schrieb Wowereit,
in Nachbarländern wie Öster-
reich oder Frankreich sei die
Verantwortung für Opernhäuser
„eine selbstverständliche Aufga-
be des Gesamtstaates“. Sollte
sich der Bund dazu entschließen,
die Staatsoper zu übernehmen,
würde sich Berlin mit „einem
angemessenen Betrag“ an der
Sanierung des Hauses beteili-
gen. Eine Alternative wäre die
unmittelbare Beteiligung des
Bundes an der Berliner Opern-

stiftung als organisatorisches
Dach von Staatsoper, Deutscher
Oper Berlin und Komischer
Oper. Diese Beteiligung wäre
mit Sitz und Stimme im Stif-
tungsrat verbunden, damit der
Bund aktiv das Geschehen ge-
stalten könne. Der kulturpoliti-
sche Sprecher der Berliner CDU,
Michael Braun, warf Wowereit
eine Abkehr von der bisherigen
Linie Berlins vor, die Opern-
stiftung zu stärken. Ein Sprecher
von Kulturstaatsminister Neu-
mann sagte, Wowereits Vorstel-
lungen „kommen nicht unerwar-
tet“. Es werde dazu auch ein
Gespräch im Kanzleramt zwi-
schen dem Regierenden Bürger-
meister und dem Bund geben.

Philharmoniker
Im April 2007 war in Berlin eine
neue Diskussion über eine mög-
liche Übernahme der Berliner
Philharmoniker durch den Bund
entbrannt. Anstoß zu diesem
neuerlichen Vorschlag gab die
Berliner CDU-Bundestagsabge-
ordnete Monika Grütters mit Un-
terstützung des früheren Kultur-
senators Christoph Stölzl. Nach
Ansicht Stölzls würden die an-
deren Bundesländer einer Über-
nahme des Spitzenorchesters
durch den Bund wahrscheinlich
eher zustimmen als einer Über-
nahme der Staatsoper, so Stölzl.
Zurückhaltender gab sich der
Berliner Kulturstaatssekretär
André Schmitz: „Wir sehen kei-
nen Anlass diese Diskussion im
Jubiläumsjahr der Berliner Phil-
harmoniker zu führen.“ (Gene-
ral Anzeiger vom 13. April 2007).

Hohenzollernschloss: Beitrag
Berlins
Kulturstaatsminister Neumann
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sowie die Berliner Oppositions-
parteien CDU und Grüne haben
einen finanziellen Beitrag Ber-
lins zum Neubau auf dem Berli-
ner Schlossplatz gefordert. Ber-
lin müsse sich über die Bereit-
stellung des Grundstücks hinaus
auch finanziell am Wiederaufbau
des Stadtschlosses (Humboldt-
Forum) beteiligen und als Bau-
herr mitgestalten, sagte der kul-
turpolitische Sprecher der CDU-
Fraktion, Michael Braun, am 11.
April 2007. Im Juli 2007 be-
schloss die Bundesregierung, für
480 Millionen Euro einen Neu-
bau mit der Originalfassade des
einstigen Hohenzollernschlosses
errichten lassen. Das Kabinett
stimmte am 4. Juli dem Konzept
von Bundesbauminister Wolf-
gang Tiefensee für das so ge-
nannte Humboldt-Forum auf
dem Schlossplatz zu. Nach dem
kompletten Abriss des DDR-Pa-
lastes der Republik soll der Bau
2010 beginnen. Bis Ende 2013
solle im Herzen der deutschen
Hauptstadt dann ein „Schaufen-
ster des Weltwissens“ und „ein
Ort der Begegnung der Kultu-
ren“ entstehen und mit der be-
nachbarten Museumsinsel ein
„Universum der Künste“ bilden.
Über das Konzept muss der Bun-
destag abstimmen, der schon
2003 den Neubau bewilligt hat-
te. Im Herbst soll ein Architek-
tenwettbewerb ausgeschrieben
werden. Tiefensee erwartet
„hunderte“ von Einsendungen
aus aller Welt. Eine Jury werde
40 Vorschläge in die engere Aus-
wahl nehmen. Berlin hat eine
Beteiligung von 32 Millionen
Euro zugesagt. Der Förderverein
Berliner Schloss will für die Fas-
saden-Rekonstruktion 80 Millio-
nen Euro aus Spenden sammeln.

Sollte bis zur Fertigstellung die-
ser Betrag nicht zusammenkom-
men, will der Bund in Vorlei-
stung gehen (s. auch FAZ vom
30. April 2007); die FAZ vom
21. September („Schlosszwitter“)
weist allerdings darauf hin, dass
nach den derzeitigen Vorstellun-
gen „ein fader Zwitter aus Re-
konstruktion und Bürofunktio-
nalismus“ entstünde; außerdem
habe der Schlossverein erst 14
Millionen Euro Spenden gesam-
melt, es fehlen 65 Millionen.
Zweifel an der Kalkulation von
480 Millionen Euro hat auch der
Haushaltsausschuss des Bundes-
tages geübt. Es gebe Anhalts-
punkte, so der CDU-Haushalts-
experte Steffen Kampeter, dass
diese Summe nur für ein
„Rumpfschloss“ reiche (SZ vom
21. September 2007). Dass es
dem bevorstehenden Architek-
tenwettbewerb „an Mut und
Weltoffenheit“ fehle, moniert
Heinrich Wefing in der FAZ vom
5.Oktober 2007.

Nicht gefördert
Erneut ist dem Berliner Natur-
kundemuseum die finanzielle
Förderung durch Bund und Län-
der entgangen. Bei der Tagung
der Bund-Länderkommission
für Forschungsförderung im
Oktober 2006 war vom Berliner
Senat die Aufnahme des wohl
wichtigsten und reichhaltigsten
Naturkundemuseums Deutsch-
lands gar nicht erst vorgeschla-
gen worden, weil die Mittel feh-
len, das Haus besser als bisher
zu finanzieren. Hinzu kommt, so
die FAZ vom 27. Oktober 2006,
dass weder Kulturstaatsminister
Neumann noch Bundesfor-
schungsministerin Schavan ge-
genüber dem weltweit bedeuten-

den Haus ein angemessenes Inte-
resse gezeigt hätten.

Topographie des Terrors
Anfang November 2007 soll
nach Angaben des Direktors der
Stiftung, Andreas Nachama, mit
dem Bau des neuen Dokumenta-
tionszentrums der Stiftung „To-
pographie des Terrors“ in Ber-
lin begonnen werden. Die Ko-
sten werden auf gut 23 Mio. ge-
schätzt. Bis Mai 2010 soll das
Dokumentationszentrum fertig
sein. Teile der Ausstellung sol-
len aber bereits 2009 eröffnet
werden (FAZ vom 7. Juli 2007).

Theatersituation in Berlin
S. auch den Beitrag in der BZ
vom 18. September 2007: „Der
Tag des großen Bettelns“. Nach
diesem Bericht wird die Opern-
stiftung einen Finanzbedarf von
zusätzlich 11 Mio. Euro haben.
Dem Friedrichstadtpalast fehlen
Ende 2007 rund 2,4 Mio. Euro in
der Kasse. Das Gorki-Theater
hat kein Geld mehr, um die tech-
nische Ausstattung zu verbes-
sern. Die Schaubühne fordert
500.000 Euro. Das Konzerthaus
benötigt für sein Orchester 1 Mio.
Euro. Und selbst Klassenprimus
BE-Chef Klaus Peymann wünscht
sich zusätzliche Lottomittel.

Gedenkstätte für Mauer-
opfer
Land, Bund und Fördertöpfe ha-
ben 11,6 Mio. Euro für einen neu-
en Gedenkpark zum Gedenken
an die Mauer und die Mauer-
opfer in Berlin vorgesehen. Am
10. August 2007 gab die Ge-
denkstätte Berliner Mauer be-
kannt, dass der Wettbewerb zur
Gestaltung eröffnet sei (SZ vom
11. August 2007).
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Brandenburg

Potsdam
Mit 42,8% hat sich die Potsda-
mer Bevölkerung für den Wie-
deraufbau des barocken, im 2.
Weltkrieg beschädigten und in
der DDR dann vollständig abge-
rissenen Stadtschlosses in Form
eines Landtagsgebäudes ausge-
sprochen. Dazu siehe den Kom-
mentar in der WAMS vom 7.
Februar 2007: „Für das Echte
gibt es keinen Ersatz“. Als „Wie-
dergewinnung der Mitte“ be-
zeichnete die FR vom 6. Januar
2007 den Vorgang.

Investitionsprogramm
Brandenburg will sich an einem
Sonderinvestitionsprogramm für
die vom Verfall bedrohten preu-
ßischen Schlösser und Parks be-
teiligen, nachdem die Stiftung
Preußischer Schlösser und Gär-
ten im März 2007 zusätzliche
Mittel für die Erhaltung ihrer
Bau- und Parkdenkmäler in Ber-
lin und Brandenburg gefordert
hatte. In den kommenden 25
Jahren benötigt die Stiftung 37
Mio. Euro. Allein für die Sanie-
rung des neuen Palais sind mehr
als 120 Mio. Euro angesetzt.
Bund und Land Berlin haben
ebenfalls zugesagt, sich zu betei-
ligen (FAZ vom 3. Juli 2007; s.
auch die FAZ vom 18. April
2007).

Bremen

Kultur im Wahlprogramm
der Bremer CDU
Stadtteilkultur: Bremen und Bre-
merhaven haben eine überaus
vielseitige und attraktive Kunst-
und Kulturszene. Diese kulturel-

le Attraktivität entsteht durch
und lebt von einer guten Mi-
schung aus staatlicher institutio-
neller Förderung und ehrenamt-
lichem bürgerschaftlichen Enga-
gement. Die Kulturhauptstadt-
bewerbung hat Kunst und Kul-
tur im Lande Bremen zahlreiche
wichtige Impulse gegeben. Die
Stadtteilkultur bietet ein breites
Spektrum und vermittelt mit ih-
rem dichten Netz von Bürger-
häusern, Kulturzentren, Kultur-
werkstätten und Initiativen Kul-
tur für alle. Sie ist in dieser Form
bundesweit einmalig. Als kultu-
relle Aushängeschilder sind das
Bremer Theater, die Kunsthalle,
die Glocke, das Deutsche Aus-
wandererhaus, das Deutsche
Schifffahrtsmuseum, das Mor-
genstern-Museum, das Theater
Bremerhaven, das Focke-Muse-
um, das Überseemuseum oder
das Neue Museum Weserburg
überregional bekannt und aner-
kannt. Bremen ist Musikstadt
und hat mit dem Musikfest, den
Bremer Philharmonikern und
der Deutschen Kammerphilhar-
monie Bremen ein starkes Pro-
fil. Auch Einrichtungen wie die
Shakespeare-Company, das Kin-
der- und Jugendtheater „Moks“
oder das Junge Theater beleben
unsere Kulturszene. Kunst und
Kultur brauchen Freiräume und
Verlässlichkeit für ihre Entfal-
tung.

Die Kultur braucht deshalb die
Politik als verlässlichen Partner.
Publikum und Besucher leisten
einen wichtigen Beitrag zum
Erhalt und zur Profilierung: Mit
dem Besuch und der Wahrneh-
mung des attraktiven Angebots
zeigen sie, dass wir unsere Kul-
turszene und unsere kulturellen
Einrichtungen brauchen.

Kulturpolitik zwischen
Bewahren und Erneuern
Der Masterplan für die Kultur-
entwicklung Bremens bis zum
Jahr 2011 wurde auf breiter Ba-
sis erarbeitet und diskutiert und
ist Leitlinie für alle Beteiligten,
Institutionen, Kulturschaffende
und Kulturpolitiker. Kulturför-
derung steht im Spannungsfeld
zwischen Bewahren und Erneu-
ern. Die Vergabe staatlicher Fi-
nanzmittel für Kunst und Kultur
muss beiden Seiten gerecht wer-
den. Für uns ist Kulturförderung
keine Subvention, sondern eine
Investition in die Zukunft unse-
rer Städte und unseres Landes.
Kulturelle Attraktivität erhöht
die Lebensqualität der Bremerin-
nen und Bremer und ist ein wich-
tiger Standortfaktor für den Tou-
rismus sowie für Bremens Funk-
tion als Oberzentrum im Nord-
westen. Die erfolgte Neuauf-
stellung gibt dem Bremer Thea-
ter eine konkrete und langfristi-
ge Zukunftsperspektive. Der de-
signierte Generalintendant wird
zur Spielzeit 2007/08 seine Ar-
beit am Bremer Theater aufneh-
men. Ein neuer Kurs und ein
neues Team setzen neue Akzen-
te und bauen auf Bewährtem auf.
Wir versprechen uns neue Im-
pulse im Event-Management, im
Fundraising und im Marketing
für das Theater und Bremen. Nur
wer Neues wagt und angeht,
kann erfolgreich sein. Dieser
Erfolg ist wichtig für die lang-
fristige Absicherung des Hauses,
zu dem wir uns ganz ausdrück-
lich bekennen ... Mit dem Kon-
zept zur Neuordnung des Biblio-
thekangebots in Bremen ist ein
Projekt, das die CDU schon seit
langem verfolgt, erfolgreich um-
gesetzt worden. Die Stadt ist mit
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der Zentralbibliothek Am Wall
und den Bibliotheken in den
Stadtteilen Huchting, Lesum,
Osterholz, Vahr, Vegesack und
im Bremer Westen mit einem
qualitativ hochwertigen Angebot
präsent. Davon profitieren ins-
besondere Kinder und Jugend-
liche, für die ein früher Zugang
zu Literatur wichtig ist. Wir wol-
len bürgerschaftliches Engage-
ment und Ehrenamt in den Berei-
chen Kunst und Kultur stärken.
Wir wollen das Freiwillige So-
ziale Jahr für Kultur ausbauen
und erhoffen uns damit, noch
mehr junge Menschen für ein
solches Engagement gewinnen
zu können. Wir setzen auf Pro-
jektförderung, die Gestaltungs-
spielräume eröffnet, einen Wett-
bewerb der Ideen fördert und
neue Impulse gibt – ohne dabei
zu einer Dauerfinanzierung zu
werden. Wir wollen die Nach-
wuchsförderung weiter verstär-
ken und Kinder und Jugendliche
neugierig auf die Welt der Mu-
sik, der Kunst und der Literatur
machen. Dazu brauchen Initia-
tiven wie „Jugend musiziert“
oder die „Start Jugend Kunst
Stiftung Bremen“ aber auch der
Musik- und Kunstunterricht an
den Schulen unsere Unterstüt-
zung. Wir bauen bei der Jugend-
förderung die Kooperationen der
Musikschule Bremen mit den
Klangkörpern der Stadt aus. Wir
setzen uns für das Staatsarchiv
als den Schlüssel zur Bremi-
schen Geschichte ein. Dazu
müssen wir die Arbeit des Staats-
archivs – auch im personellen
Bereich – langfristig absichern.
Wir setzen uns für einen verant-
wortungsvollen Umgang mit
den für Kunst und Kultur zur
Verfügung stehenden finanziel-

len Mitteln ein und wollen kei-
ne „Ökonomisierung von Kunst
und Kultur“. Unser Ziel ist es,
mehr Kunst und Kultur zu er-
möglichen. Wir setzen uns für
einen Anbau der Kunsthalle Bre-
men ein, um auch in Zukunft
große Ausstellungen mit interna-
tionalen Leihgaben realisieren
zu können. Wir wollen eine Stär-
kung des Kulturmarketings, wie
zum Beispiel den Ausbau der
Marke „Musikstadt Bremen“.
Wir brauchen in Zukunft starke
Kooperationen zwischen Wirt-
schaft und Kultur, die einen er-
heblichen kulturellen Beitrag zu
leisten im Stande sind.

Hamburg

Museen neugeordnet
Hamburgs Museen sollen durch
Zusammenschlüsse („Hamburg
Museum“) und Aufgebung der
bisherigen Doppelspitze von
künstlerischem und kaufmänni-
schem Direktor effektiver arbei-
ten. Das schlägt eine Experten-
kommission vor, die am 19. De-
zember 2006 ihre Empfehlungen
vorlegte. Dazu gehört auch die
einmalige Entschuldung der sie-
ben Hamburger Museumsstif-
tungen, bei denen sich nach lt.
Kultursenatorin Karin von
Welck inzwischen ein Fehlbe-
trag von rund 8 Millionen Euro
angehäuft hat.

Hessen

„Kulturförderung in Hessen
kann sich sehen lassen.“
Axel Wintermeyer, Parlamenta-
rischer Geschäftsführer der
CDU-Landtagsfraktion, bezeich-

nete (11. April 2007) von der
SPD erhobene Kritik an der hes-
sischen Kulturpolitik „als „All-
gemeinplätze ohne Substanz“.
Fakt ist, dass die hessische Kul-
turszene und die hessische Kul-
turförderung sich sehen lassen
können. Alleine in die Sanierung
der Staatstheater Darmstadt,
Kassel und Wiesbaden fließen
Beträge in dreistelliger Millio-
nenhöhe. Die Neuordnung der
Museumslandschaft Kassel ge-
hört mit einer Förderung von
200 Millionen Euro zu den größ-
ten Museumsprojekten Deutsch-
lands. Das ist einer der Leucht-
türme, die weit über Hessen hin-
aus strahlen und damit eine Wir-
kung für die Breitenkultur ent-
falten. Allerdings begrüße man
in der CDU-Fraktion, dass der
Abgeordnete Siebel (SPD) of-
fensichtlich tiefe Einsichten in
Sachen Kulturpolitik genommen
habe und beispielsweise bei
Schloss Erbach seine Meinung
grundlegend ändern musste. Die
Kehrtwende Siebels hält an.
Nachdem er vehement gegen
den Kauf von Schloss Erbach
angekämpft hat, bezeichnete er
dieses kürzlich als „Juwel“ und
„Kleinod“ und musste den Er-
folg des Projektes anerkennen.
„Alleine in 2007 werden über
30.000 Besucher erwartet“, er-
innerte Wintermeyer. Der CDU-
Politiker sagte, er gehe davon
aus, dass auch die Kulturregion
Rhein-Main eine solche Ent-
wicklung nehmen werde:
„Darmstadt will freiwillig beitre-
ten, Wiesbaden denkt aktuell
darüber nach. Auch hier wird
sich die gute Idee durchsetzen,
nachdem zunächst SPD und
auch Grüne in der gewohnten
Manier versuchen, dagegen an-
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zurennen“, erläuterte Winter-
meyer. „Es ist um den kulturel-
len Reichtum in Hessen gut be-
stellt, auch wenn die SPD etwas
anderes glauben machen möch-
te.“ Zur Kritik der SPD an der
Kulturfinanzierung stellte der
CDU-Politiker fest, dass das von
Siebel genannte Beispiel der
Öffnungszeiten an Kassenhäus-
chen als Beleg für die Kunden-
zufriedenheit irreführend ge-
wählt wurde, weil es nur ein klei-
nes Detail unter vielen anderen
darstelle. Die SPD hänge sich
hier an formalen Fragen auf, statt
über Inhalte zu reden. Außerdem
gehöre zur Kultur auch, dazu die
Rahmenbedingungen zu schaf-
fen, in denen Kunst stattfinden
könne. „Eine Erhebung der Zu-
friedenheit mit den Kulturange-
boten ist sinnvoll und notwen-
dig. Das hatte bisher auch die
SPD so gesehen. Dazu müssen
aber verschiedene Bewertungs-
maßstäbe entwickelt und getestet
werden.“ Ähnliches gelte für die
Zusammenarbeit der Kulturein-
richtungen und Kommunen im
Rhein-Main-Gebiet. Hier habe
erst der Druck der Landespoli-
tik dazu geführt, dass sich nun
eine Zusammenarbeit aller, auch
mit Beteiligung von SPD-Kom-
munen, abzeichne. „Die SPD hat
hier jahrzehntelang weder Ide-
en noch Mut zur Problemlösung
bewiesen.“

Am 1. Juni 2007 unterstrich
der Landtagsabgeordnete Aloys
Lenz: „Für die Landesregierung
haben Kunst und Kultur zentra-
le Bedeutung, wie es im Regie-
rungsprogramm bereits ausge-
wiesen ist.“ Der CDU-Politiker
nahm dabei Bezug auf die Ant-
wort zur Großen Anfrage „Kunst
für alle“, die deutlich mache,

dass Kunst und Kultur in Hes-
sen von einem breiten Publikum
getragen werden. „Die von der
Landesregierung geförderten
hessischen Museen, Theater,
Schlösser und Gärten sowie die
freien Initiativen geben ein-
drucksvoll Zeugnis von der kul-
turellen Vielfalt und Lebendig-
keit unseres Landes“, betonte
Lenz. Die Kulturpolitik des Lan-
des habe die Aufgabe, die
Grundlagen für eine freie Entfal-
tung von Kunst und Kultur zu
sichern; sie trage zudem zur
Identifikation der Menschen mit
ihrem Land und dessen Ge-
schichte bei. „Sowohl bei den
inhaltlichen Darbietungen – von
Führungen über Arbeitsgruppen,
Kursen und Vorträgen – als auch
mit der sozial ausgewogenen
Gestaltung der Eintrittspreise
sowie den umfangreichen
öffentlichkeitswirksamen Wer-
bemaßnahmen werden die hes-
sischen Museen und Theater den
berechtigten Ansprüchen der
Bevölkerung gerecht.“ Lenz er-
innerte in diesem Zusammen-
hang insbesondere an die in der
Großen Anfrage genannten Ziel-
gruppen Kinder und Jugendli-
che, sozial benachteiligte Men-
schen, Senioren sowie Familien.
Niemand könne behaupten, dass
Besuche von Museen oder an-
deren kulturellen Veranstaltun-
gen in Hessen unerschwinglich
seien. Dies gelte vor allem für
Familien. „Der staatlich geför-
derte Kunstbetrieb in Hessen
spricht alle Schichten der Bevöl-
kerung gezielt an. Hessen spielt
im Konzert der Bundesländer,
was die Sozialverträglichkeit der
Angebote in Kunst und Kultur
anbelangt, eine führende Rolle.“
So koste beispielsweise der Ein-

tritt in das Landesmuseum Wies-
baden für eine Familie mit zwei
Erwachsenen und bis zu drei
Jugendlichen insgesamt sieben
Euro; Kinder unter sechs Jahren
erhielten gar kostenfreien Ein-
tritt. Gerade in den hessischen
Theater gebe es eine breite Pa-
lette zusätzlicher Angebote für
Kinder und Jugendliche. Die
hessischen Landesmuseen neh-
men eine Vorbildfunktion wahr,
nicht zuletzt dadurch, indem sie
die Besucher mit auf spezielle
Zielgruppen abgestimmte Ange-
bote anlocken. „Die enge Ko-
operation und vielfältige Vernet-
zung zwischen den staatlichen
Kulturinstitutionen mit kommu-
nalen Trägern, vor allem mit
Schulen, werde gezielt von der
Landesregierung unterstützt“, so
Lenz.

Rhein-Main-Gebiet
Im Rhein-Main-Gebiet soll die
regionale Kultur künftig aus ei-
nem gemeinsamen Topf in Höhe
von jährlich etwa zehn Millio-
nen Euro finanziert werden. Dar-
auf verständigten sich am 19.
Dezember 2006 endgültig die
Stadt Frankfurt, die übrigen
Kommunen der Region, das
Land Hessen sowie Vertreter aus
Wirtschaft, Wissenschaft und
Kultur. Im Ballungsraum Frank-
furt mit seinen rund 2,2 Millio-
nen Einwohnern sollen von 2008
an die Kommunen 2,50 Euro pro
Einwohner für Kulturförderung
zahlen. Das Land schießt eben-
falls 2,50 Euro pro Einwohner
zu und stellt außerdem bis 2011
einmalig drei Millionen Euro zur
Verfügung. Langfristig hofft
man, die Gesamtsumme auf bis
zu 25 Millionen Euro aufzustok-
ken. Vorgesehen ist ein so ge-
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nanntes Zwei-Schienenmodell:
Ein neuer Kulturfonds finanziert
kulturelle Großereignisse, wäh-
rend die „Kulturregion Frank-
furtRheinMain“ regionale Pro-
jekte ausrichtet. Die Beschlüsse
sind nach Ansicht des hessischen
Ministerpräsident Roland Koch
(CDU), der im Juli 2005 den
Kommunen mit einem Zwangs-
verband gedroht, falls sie sich
bei der Kulturfinanzierung nicht
auf eine Kooperation einigen
sollten, „ein guter Anfang“. Jetzt
sei es aber an den Kommunen,
im Jahr 2007 die entsprechenden
Beschlüsse zu fassen. Mitte des
Jahres soll der Kulturfonds un-
ter einem Kulturmanager die
Arbeit aufnehmen. Für den hes-
sischen Städte- und Gemeinde-
bund ist das Resultat jedenfalls
akzeptabel.

Nordrhein-Westfalen

Mehr Geld
Nordrhein-Westfalen wird im
kommenden Jahr 15,3 Mio. Euro
mehr für die Kultur im Land aus-
geben. Also insgesamt rund
115,3 Mio. Euro. 1995 betrug
der Etat nur 70 Mio. Euro. Das
Ziel ist, ihn bis 2010 zu verdop-
peln. (General Anzeiger vom 30.
August 2007).

Kunst in Schulen
Die nordrhein-westfälische Lan-
desregierung gibt mehr Geld für
gemeinsame Projekte von
Künstlern und Schülern aus. Mi-
nisterpräsident Jürgen Rüttgers
verkündete am 10. August 2007,
das Programm „Kultur und
Schule“ sei um 1 Mio. Euro auf
ca. 5 Mio. Euro aufgestockt wor-
den. Damit können in diesem

Schuljahr etwa 1100 Projekte
mit 914 Künstlern in NRW ge-
fördert werden. (General Anzei-
ger vom 11. August 2007).

Köln
Der Lage der Kulturpolitik in
Köln widmet sich die FAZ vom
24. Oktober 2006 und hält es für
außer Frage, dass Köln den An-
teil für die Kultur am Gesamt-
etat von derzeit nur 3% aufstok-
ken müsse, um nicht hinter „klei-
nere Städte wie Frankfurt, Essen
oder Leipzig zurückzufallen“. Es
scheine geboten das Klima für
die Kunst insgesamt zu verbes-
sern und ihr größere Räume zu
öffnen: „Nicht neue Einrichtun-
gen braucht die Stadt, vielmehr
müssen die vorhandenen gesi-
chert und solide ausgestattet so-
wie Initiative an der Basis ge-
stärkt werden, damit sie entwik-
keln und Geltung verschaffen
können.“

Bonn
Nach dem Willen des Stadtrats
soll Bonn ein neues Beethoven-
festspielhaus erhalten, finanziert
durch Post, Telekom und Post-
bank, alles in Bonn ansässige
Unternehmen (SZ vom 15. Juni
2007).

Rheinland-Pfalz

Weiter Streit um Arp
Der Dauerstreit um das Arp-
Museum und den privaten Arp-
Verein geht in die nächste Run-
de; dabei geht es um die Echt-
heit der ausgestellten Stücke; die
CDU-Fraktion im Landtag for-
dert einen entsprechenden Nach-
weis (General-Anzeiger vom
13.Oktober 2007).

Sachsen

Streit beenden
Sachsen will den Streit mit den
Erben des früheren Königshau-
ses Wettin, die erneut enteigne-
te Kunstschätze zurückfordern,
beenden. Seit 1999 erhielten die
Wettiner 6000 Kunstschätze,
Bargeld in Millionenhöhe sowie
Immobilien. Eine weitere Forde-
rung richtet sich auf 1800 Expo-
nate aus der Porzellansammlung.
Sachsen erwägt nun eine Ko-
stenbeteiligung der Wettiner bei
der Suche nach von ihnen zu-
rückverlangten Kunstschätzen.
Sollten sich keine Stücke aus
dem Besitz der Wettiner an-
finden, „werden wir sehen, in-
wieweit wir die Wettiner an den
Kosten der Recherchen beteili-
gen können“, zitierte die „Dresd-
ner Morgenpost“ am 22. März
2007 Kunst-Staatssekretär Knut
Nevermann. Der Freistaat hat
nach eigenem Bekunden bisher
300 000 Euro für die Herkunfts-
prüfung in der Porzellansamm-
lung ausgegeben. Im Streit um
die Rückgabe von 139 Bildern
hat ein Anwalt der Wettiner den
Vorwurf sachlich unbegründeter
Forderungen zurückgewiesen.
Dagegen hatte der sächsische
Kunst-Staatssekretär Knut
Nevermann den Wettinern
Schlampigkeit vorgehalten:
„Eine Liste mit Gemälden vor-
zulegen, von denen nicht einmal
die Hälfte – mindestens – nicht
Wettiner-Eigentum ist, dieses
Vorgehen halte ich für unfair.“
Im Streit um die Eigentumsan-
sprüche hat die Sächsische
Staatsregierung im Mai 2007
eine ständige Arbeitsgruppe ein-
gerichtet, mit dem Ziel die auf-
wändigen Aufarbeitungsprozes-
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se und die Vorbereitung für
eventuelle Verhandlungen „zu
versachlichen und rechtlich ab-
zusichern“. (FAZ vom 9. Mai
2007).

Umwegrentabilität
Derzeit fließen 37 Mio. Euro
jährlich aus dem Etat des Frei-
staates Sachsen an die Sächsi-
sche Staatsoper. Nach einem
Bericht der FAZ vom 9. Mai
2007 hat eine Studie der Univer-
sität Dresden ergeben, dass für
jeden Subventions-Euro 3,90
Euro zurückfließen. Jahr für Jahr
140 Mio. Euro im Wege der
Umwegrentabilität, an Hotels,
Gaststätten, Geschäfte oder Fi-
nanzämter.

Waldschlösschen
Der Bau der Waldschlösschen-
Brücke in Dresden ist zunächst
einmal gestoppt. Damit fand ein
langes Hin und Her ein vorläu-
figes Ende. Zuletzt hatte die
UNESCO-Kommission bis zum
1. Oktober einen Alternativplan
für die geplante Brücke gefor-
dert, sonst sei der Welterbetitel
gefährdet. Anlass des Baustopps
war  die „Kleine Hufeisennase“,
eine geschützte Feldermausart.
Aus diesem Anlass widmet die
FAZ vom 28. Juni 2007 dem
Welterbe-Komitee eine generel-
le Betrachtung: „Dem Welterbe-
komitee fehlt der Mut“. Rück-
blick auf den Streit im Spiegel
12/2007.

Schleswig-Holstein

Neue Förderrichtlinie
Wilfried Wengler, der kulturpo-
litische Sprecher der CDU-
Landtagsfraktion, hat 19. Juni

2007 die neuen Förderrichtlinien
für öffentliche Theater und Or-
chester in Schleswig-Holstein
heute begrüßt: „Auch in Zeiten
knapper Kassen ist es gelungen,
den Theatern und Orchestern
ausreichende Mittel zur Verfü-
gung zu stellen und ihnen so
Planungssicherheit zu geben“.
Dies sei – wie der Blick in ande-
re Bundesländer zeige – ein gro-
ßer Erfolg der Landesregierung.
Allerdings sei nicht zu verheh-
len, dass auch die Kulturschaf-
fenden im Land ihren wichtigen
Beitrag zur Haushaltskonsoli-
dierung leisteten. Für ihre Ein-
sicht verdienten sie Anerken-
nung. „Die Verhandlungen sind
von beiden Seiten vorbildlich
und vor allem ohne große öffent-
liche Aufregung geführt wor-
den“, so Wengler. Erfreulich für
die Orchester und Theater sei die
deutliche Vereinfachung des
Zuwendungsverfahrens: „Diese
Vereinfachung spart Geld und
vor allem Frust. Insofern wurde
hier ein Stück weit ein Ausgleich
erreicht“, erklärte Wengler.

Thüringen

Für Staatstheater Weimar
Thüringens Ministerpräsident
Dieter Althaus hat sich am 19.
Juni 2007 für ein Staatstheater
Weimar ausgesprochen. Voraus-
setzung sei allerdings, dass die
Klassikerstadt ein tragfähiges
Konzept vorlege und eine „ge-
eignete künstlerische Koopera-
tion mit Erfurt unterstützt“. Thü-
ringen gibt mit knapp 16 Millio-
nen Euro bereits das Gros des
Etats von rund 19 Millionen Eu-
ro, ohne bisher großen Einfluss
auf das Traditionshaus zu haben.

Weimar legte inzwischen ein
Modell für ein Staatstheater der
Klassikerstadt vor. Es sieht den
Einstieg des Freistaates Thürin-
gen in das Deutsche National-
theater und die Staatskapelle mit
79 Prozent am Gesellschaftska-
pital vor. Das Land bekomme den
Vorsitz im Aufsichtsrat, Weimar
drei Sitze, teilte die Stadt am 20.
Juni 2007 mit. Die jährlichen Zu-
schüsse lägen bei 21 Millionen
Euro. Weimar will den Anteil um
1,3 Millionen auf 4,4 Millionen
Euro erhöhen. Das Land würde
16,6 Millionen geben - etwa 0,75
Millionen Euro mehr als bisher.
Der Entwurf, den die CDU-
Fraktion und das Weimarwerk
Bürgerbündnis vorgelegt haben,
sieht im Gesellschaftervertrag
eine Sperrminorität für die Stadt
und eine Einvernehmensklausel
bei Grundsatzentscheidungen
wie Fusion vor. Einvernehmen
wird ebenso bei der Besetzung
von Generalintendant, General-
musikdirektor und Geschäfts-
führer vorausgesetzt. Steigerun-
gen von Ausgaben seien durch
Einnahmen zu erwirtschaften.
Der Vorschlag sieht zudem eine
künstlerische Kooperation mit
dem Theater Erfurt vor.

Zusammenschluss
Die Theater Meiningen und Ei-
senach vereinbarten am 15. Juni
2007 ihren Zusammenschluss.
Das Haus in Eisenach gibt seine
Selbstständigkeit auf und
schlüpft unter das Dach der Mei-
ninger Kulturstiftung. Aus-
gangspunkt der Entwicklung
war die Entscheidung der Lan-
desregierung, den Landesetat für
Theater und Orchester ab 2009
zu kürzen. Damit wurden die
Ensembles zu Kooperationen
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gezwungen. Eisenach wird vom
1. August 2008 an nur noch Bal-
lett und Musicals sowie Kinder-
und Jugendstücke produzieren.
In Meiningen bleiben Oper,
Operette, Schauspiel und die
Hofkapelle in der bestehenden
Form erhalten.

„Kulturpass“
Das Kultusministerium gab im
September 2007 bekannt, dass
allen Schülern von der 8. Klas-

se an ein sogenannter „Kultur-
pass“ ausgestellt werden solle, in
dem ihre Besuche von kulturel-
len Einrichtungen und Veranstal-
tungen vermerkt werden. Auf
diese Weise erhalten die Schü-
ler eine positive Bemerkung im
Zeugnis, sowie ein Zertifikat,
das sie Bewerbungen beilegen
können.Die FAZ vom 14. Sep-
tember 2007 hofft, dass sich auch
andere Bundesländer diese In-
itiative zum Vorbild nehmen.

Was ist Kunst, was Kultur?
Natürlich war die Kunst „am
Anfang“, wie der Spiegel 27/
2007 titelte, um uns 35.000 Jah-
re zurückzuverweisen, und nie-
mand bestreitet ja, dass es ja da-
mals schon „Kunst“ gab, weil
der Drang dazu eine anthropo-
logische Grundgegebenheit ist;
aber das entbindet uns ja nicht
der Frage: „Was ist das eigent-
lich“ und „Was ist Kultur“. Auf
diese Frage war auch im Be-
richtszeitraum keine rechte Ant-
wort zu finden. Es bleibt dabei:
Maxim Billers „Esra“ bleibt ver-
boten, nicht weil es vielleicht
keine Kunst wäre, sondern weil
Persönlichkeitsrechte verletzt
wurden (WELT vom 13. Okto-
ber 2007: „Urteil gegen die
Kunstfreiheit“). Aber soll der
Thüringer Kloß „Weltkultur-
erbe“ werden? (WELT vom 13.
Oktober 2007). Martin Mose-
bach meinte jedenfalls zum
Esra-Urteil: „Was ist Kunst? In
einer Zeit, in der Philosophen

diese Frage nicht mehr beant-
worten können, sollen es nun die
Juristen tun“ (SZ vom 13. Ok-
tober 2007).

Ob allerdings das, was Büch-
ner-Preisträger  Martin Mose-
bach so an Literatur vorlegt, ech-
te Kunst sei, bezweifelt Sigrid
Löffler in Literaturen 10/07; das
scheint auch die DFG getan zu
haben, die die Stroemfeldsche
Kafkaausgabe nicht weiter för-
dern will; die die FAZ vom 27.
Oktober 2006 rät, andere Geld-
geber als die DFG zu finden.
Einen klaren Standpunkt bezog
hingegen wieder einmal Kardi-
nal Meisner, nicht nur in der Fra-
ge, ob Kultur ohne Gott „entar-
ten“ könne (s. WamS vom 16.
September 2007 u.v.a.m.; Leser-
briefe in der FAZ vom 22. Sep-
tember 2007 weisen darauf hin,
dass die Nazis den Begriff kei-
neswegs erfunden hätten), son-
dern auch beim von Gerhard
Richter gestalteten neue Dom-
fenster: „Das Fenster passt eher

in eine Moschee oder in ein
Gebetshaus.“ (SZ vom 31. Au-
gust 2007); seinen Standpunkt
hat Meisner in der FAS vom 9.
September 2007 deutlich ge-
macht. Immerhin gelegt hat sich
die Aufregung um den Berliner
„Idomeneo“ (s. Bericht in der
FAZ vom 20. Dezember 2006)
ebenso wie darüber, dass Tom
Cruise, Mitglied der Scientolo-
gy-Sekte, in seiner Großproduk-
tion „Valkyrie“ die Stauffenberg-
Rolle übernimmt (siehe SZ vom
20. Juli 2007); er durfte sogar im
Bendler-Block drehen (FR vom
15. September 2007) und muss
es jetzt noch einmal tun: „Sabo-
tage“ rätselt „Bild“ vom 7. Ok-
tober 2007. Und so wichtig ist
auch nicht mehr, ob Martin Wal-
ser, Siegfried Lenz und Dieter
Hildebrandt NSDAP-Mitglieder
waren oder nicht oder nur ge-
zwungenermaßen oder vielleicht
auch nur ohne ihr Wissen (siehe
dazu FAZ vom 2. Juli 2007;
WamS vom 1. Juli 2007); auch
Günther Grass’ SS-Vergangen-
heit scheint begraben zu sein (s.
Bericht in der FAZ vom 2. Ok-
tober 2007: „Zopfgeburten“);
allerdings ist der Steidl-Verlag
auf der zweiten Auflage der
„Zwiebel“ sitzengeblieben; viel-
leicht machen das jetzt die mehr-
tägigen Feiern zum 80. Geburts-
tag wieder wett. In den Nieder-
landen streitet man sich erneut
darum, ob „Mein „Kampf“ pu-
bliziert werden darf (SZ, 14.
September 2007). Fakt ist auch
und ein Signal für die deutsche
„Erinnerungskultur“, dass der
Springerverlag mit einer Klage
gegen die Umbenennung der
Kochstraße in Rudi Dutschke
Straße gescheitert ist, nachdem
Linkspartei und Grüne dies nach

Deutschland/Allgemeine Trends
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einer Idee der „taz“ beantragt
hatten (FAZ vom 10. Mai 2007).

Wie ein Kunstwerk durch sei-
ne Zerstörung durch ein Unwet-
ter erst zu seiner Vollendung
fand, dokumentierte Ai Weiweis
Skulptur nach ihrem Einsturz auf
der Kasseler „documenta“ (s.
FAZ vom 22. Juni 2007: „Das
Geschenk der Wettergötter“:
„Das ist besser als vorher“, sag-
te der Künstler.

Ob das Theater besser oder
schlechter geworden ist, darüber
wird immer wieder einmal sin-
niert, ja wie es überhaupt nen-
nen? Regietheater, Regisseurs-
theater? „Intendantentheater“
findet hingegen die FAZ vom 10.
Mai 2007 am lustigsten, wenn es
um die Intendanz bei Deutschen
Theater geht. Zumal wir in Ber-
lin gar keine „Opernkrise“ ha-
ben, sondern selbige nur Aus-
druck der „Finanzkrise“ Berlins
ist (FAZ vom 15. Januar 2007).
Berlin ist eben für alles gut, auch
für den merkwürdigen Streit um
die Ehrenbürgerschaft für Wolf
Biermann (s. FAZ vom 16. Ja-
nuar 2007; dazu die WamS vom
21. Januar 2007): „‚Das macht
mich populär’ hatte Wolf Bier-
mann seinen Verfolgern von der
SED vor 30 Jahren frech ins
Gesicht gesungen. Dasselbe
trifft auch auf den Eiertanz zu,
den die Berliner SPD, einst im-
merhin die stolze Freiheitspartei
Willi Brandts, um die Verleihung
der Ehrenbürgerschaft an den
antitotalitären Poeten aufführte.
Aus Koalitionssolidarität mit der
SED-Nachfolgepartei fand
Klaus Wowereits Provinzler-
truppe, das frühere Idol der Lin-
ken in Ost und West nicht mehr
fortschrittlich und pazifistisch

genug, um solcher Ehren wür-
dig zu sein. Dass sie sich im letz-
ten Moment doch noch eines
besseren besonnen hat, kann die-
se Blamage nicht auslöschen“ (s.
auch FAS vom 21. Januar 2007),
aber diese Krise konnte ver-
gleichsweise rasch beigelegt
werden; die „Opernkrise“ dau-
ert hingegen an. Auch die
Theaterkrise, jedenfalls scheint
das Claus Peymann zu glauben,
der kräftig auf die Pauke haute
(FAZ vom 11. September 2007):
„Wir sind auf dem Weg in den
Untergang ... In 45 Minuten ist
eine ‚Emilia Galotti‘ nicht zu
spielen, und ein verrapter
Othello ist kein Othello ... Von
den dreihundert Uraufführungen
pro Jahr gehörte eigentlich die
Hälfte in den Papierkorb, uner-
bittlich.“ Das sollen sich die
„Regiemarionetten“ mal ins
Stammbuch schreiben. Natürlich
darf die BILD-Zeitung in diesem
Kontext auch nicht fehlen. Am
12. Mai 2007 berichtet sie über
splitternackte Schauspieler, blut-
verschmiert, Äste als Penisver-
längerungen, anlässlich der Auf-
führung des Sommernachts-
traums im Deutschen Theater in
Berlin und fragt: „Was will Re-
gisseur Jürgen Gosch (63) damit
sagen?“ „Das weiß ich nicht. Da
muss sich der Zuschauer ein ei-
genes Bild machen“, zuckt
Dramaturgieassistent Nils
Wendtland (25) die Schultern.
Na bravo! Resümierend die FR
vom 17. März 2007:

„Das Problem .. bleibt: ohne
ein kontinuierliches bürgerliches
Publikum gibt es kein Stadtthea-
ter. Gleichzeitig steht die Dis-
kussion, das Theater in einer
schon seit vielen Jahren er-

schöpften, fruchtlosen und vor
allem falschen Debatte. In die-
ser Debatte wurde anfangs ver-
mutet,  avanciertere Theater-
sprachen und Publikumszu-
spruch schlössen einander aus.
Da es sich zu jener Zeit auch
begab, dass man anfing, die Etats
zusammenzustreichen, schien
vom Regietheater so etwas wie
reale Gefahr auszugehen.
Gleichzeitig erregten verschie-
dene Bühnenexperimente in
konservativen Kreisen Unlust
und Widerspruch. Dann ver-
mischten sich die Gefahr und
Unlust, und gehören seitdem
zusammen … Zertrümmerung
und Textferne bei Klassiker-
inszenierungen sind seitdem ste-
hende Vorwürfe gegen das Thea-
ter insgesamt geworden. Gleich-
zeitig fixiert sich die Wahrneh-
mung vom Theater absurder-
weise fast ausschließlich auf die
Regisseure, als seien sie die ein-
zigen Beteiligten. Im letzten Jahr
eskalierte diese Debatte durch
den entwendeten Spiralblock ei-
nes Frankfurter Kritikers, der
dem Regietheater mit einem Mal
so etwas wie eine strafrechtliche
Dimension zu geben schien, und
durch  Jürgen Goschs Düssel-
dorfer Macbeth-Aufführung, in
der Männer nackt spielen und
mit blutenden Exkrementen be-
schmiert sind. Das wurde zum
Anlass einer Ekeldiskussion,
nach dem Motto ‚Jetzt reicht’s
aber!’. Da wurden sonst ver-
nünftige Kritiker zu radikalen
Konservativen, weil dies in der
verqueren Debatte der einzige
Weg scheint, beim Publikum
noch auf Zustimmung rechnen
zu können …“

Am 5. Oktober 2007 verstarb
Walter Kempowski; Nachrufe in
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allen deutschen Feuilletons, der
beste von Hellmuth Karasek in
der „Bild“ vom 6. Oktober 2007:
„Kempowski war nie laut. Aber
er war beständig in seiner Wahr-
heitssuche. Erst im Tod offenbar-
te er auch das schreiende Un-
recht, das ihm Moralin-Apostel
wie Günter Grass zugefügt hat-
ten. Kempowski war größer als
Grass. Auch deshalb sollten und
müssten wir uns seiner lange er-
innern. Als an einen großen und
gerechten Chronisten.“

Natürlich ist uns die Kunst teu-
er, aber wie teuer sie kommt,
musste jetzt eine Amerikanerin
erfahren, die wegen Download
und Vervielfältigung von 24 Mu-
siktiteln zu 222.000 Dollar Stra-
fe verurteilt wurde, also pro Ti-
tel 9250 Dollar (SZ vom 6. Ok-
tober 2007).

Erfreulich ist auch, dass mit
651.000 Gästen die Kasseler
„documenta“ einen Besucherre-
kord melden konnte (BZ vom
18. September 2007), dass die
Leipziger Buchmesse im März
2007 nach dem Rekordergebnis
im vorigen Jahr mit einem leich-
ten Besucherplus zu Ende ge-
gangen ist (rund 127.000 Bü-
cherfreunde, 2.348 Verlage aus
26 Ländern waren anwesend,
General Anzeiger vom 26. März
2007) und dass Ende September
2007 die ersten Bücher der
Anna-Amalia-Bibliothek in das
Haus mit Weltkulturerbestatus
zurückgekehrt sind (seit dem
Brand 2004 wurde das Gebäude
mit 11,4 Mio. Euro saniert, FAS
vom 23. September 2007).*

So ist man auch nicht viel wei-
ter, wenn man sich den Artikel
von Thomas Steinfeld: „O.T.
Eine Frage von Energie: Die
moderne Kunst und ihr Messen“

in der SZ vom 21. Juli 2007 zu
Gemüte geführt hat.

Warum Unternehmer Kunst-
werke sammeln, darüber zer-
bricht sich die SZ vom 24. März
2007 den Kopf. Um das Leben
„schön“ machen zu wollen, wie
es die Leiterin der Schweizer
Bank UBS einmal zusammen-
fasst, oder will man damit Inno-
vation und Kreativität erzeugen?
„Letztlich steckt hinter all die-
sen verunglückten Formulierun-
gen der Wunsch, die Kunst möge
dem  Selbstzweck und Selbstbild
des Unternehmens dienlich sein.
Vielleicht liegt hierin der größte
Irrtum. Denn Künste können ih-
ren Wert für Firmen nur entfal-
ten, weil sie keinen Nutzen brin-
gen, weil sie dem unternehme-
rischen Denken ganz und gar
fremd sind und ihm als das defi-
nitiv Andere menschlicher Aus-
drucksform gegenübertreten. In
den Künsten muss das kapitali-
stische Denken seinen Horizont
überschreiten.“

Zum Glück lesen die Deut-
schen wieder mehr, jedenfalls
Kinder-und Jugendbücher, kon-
statiert die FAZ vom 13. Okto-
ber 2007; das Internet hat das
Buch jedenfalls nicht abgelöst.

Bildung und Kultur

Instrumentalunterricht
Von 2007 bis 2010 sollen alle
Grundschülerinnen und -schüler
im Ruhrgebiet auf Initiative der
Kulturstiftung des Bundes und
des Landes NRW zusätzlich zum
Musikunterricht Instrumental-
unterricht erhalten. Jedes Kind
erhält dafür als Leihgabe ein In-
strument, das es sich selbst aus-
suchen kann. Der Unterricht er-
folgt zuerst als Klassenunter-

richt, ab dem zweiten Jahr in
Kleingruppen. Musikschulleh-
rerinnen und -lehrer unterrichten
in Zusammenarbeit mit den Mu-
siklehrern in der Klasse. Die
Kosten für den zusätzlichen Mu-
sikunterricht (1. Jahr 10 Euro/
Monat, 2. Jahr 20 Euro/Monat,
3. Jahr 35 Euro/Monat) halten
sich in Grenzen und können auf
Grund der Einkommenssituation
der Eltern auch ganz erlassen
werden. Dieses Vorhaben geht
über alle bisherigen punktuellen
Modellprojekte im Bereich der
kulturellen Bildung hinaus. Vor-
gesehen ist das Projekt für
212.000 Schülerinnen und Schü-
ler an ca. 1.000 Grundschulen in
Zusammenarbeit mit 39 kommu-
nalen Musikschulen und einem
Gesamtbudget: 50 Mio. Euro
(2007-2010). Vom dritten Schul-
jahr an spielen die Schüler im
Orchester zusammen. 2010 sol-
len gemeinsame Konzerte einen
wichtigen Platz im Programm
der Kulturhauptstadt Essen ein-
nehmen. Zum Gesamtbudget
trägt die Kulturstiftung des Bun-
des 10 Mio. Euro bei. Mit der
gleichen Summe beteiligt sich
das Land Nordrhein-Westfalen
an der Initiative, rund 2,5 Mil-
lionen Euro finanzieren die Ge-
meinden. Das Vorhaben soll
nach dem Jahr 2010 in Eigen-
regie des Landes fortgeführt
werden

Prämien
Mit 360.000 Euro zeichnet NRW
Konzepte von 16 Kommunen
zur Verbesserung der kulturellen
Bildung von Kindern und Ju-
gendlichen aus; der Preis u.a. an
Neuss, Mülheim, Dortmund,
Düsseldorf, Aachen und Mön-
chengladbach wird am 30. No-
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vember in Düsseldorf übergeben
(General-Anzeiger vom 9. Ok-
tober 2007).

Nachhaltigere Musik-
erziehung
Aus Anlass des Kongresses
„Musik zeigt Wirkung“ 2007
fordert der Verband Deutscher
Musikschulen (VdM) eine nach-
haltigere Musikerziehung für die
Kleinkinder. Der Verbandsvor-
sitzende Richter führte aus, frü-
hes Musizieren diene dem
Spracherwerb, der Integration
und auch dem kulturellen Aus-
tausch. Und verwies auf Finn-
land, dort gebe es eine gezielte
Frühförderung, damit die Kinder
vor der Schule bereits eine Lern-
befähigung entwickeln. Richter
forderte zudem zusätzliche Mit-
tel für den Ausbau des Musik-
unterrichts in Kindergärten und
Kinderkrippen. Zurzeit gibt es
950 deutsche Musikschulen an
mehr als 4000 Standorten (FAZ
vom 15. Mai 2007).

Ausgezeichnet
Für ihr Education-Programm,
das insbesondere Jugendliche
aus bildungsfernen Familien an-
sprechen soll, haben die Berli-
ner Philharmoniker unter Simon
Rattle die Karlsmedaille erhal-
ten. Breite öffentliche Resonanz
fand die Aufführung von Igor
Stravinskys „Le sacre du prin-
temps“ 2003. Die wochenlange
Probenarbeit wurde im Doku-
mentarfilm „Rhythm is it“ fest-
gehalten und löste, so die WamS
vom 6. Mai 2007, „in der deut-
schen Musikszene eine Auf-
bruchstimmung aus, wie sie es
seit der Erfindung von „Jugend
musiziert“ nicht mehr gegeben
hat … ganze Orchesterbeleg-

schaften wurden ins Kino ge-
schleust, um sich vor Augen zu
führen, dass man offenbar auch
heute noch Jugendliche für Klas-
sik begeistern kann.“

Buch

Plus oder Minus
Die Buchbranche ist uneins über
den wirtschaftlichen Verlauf des
vergangenen Jahres. Der Bran-
chenmonitor des Börsenvereins
des deutschen Buchhandels mel-
det für 2006 insgesamt ein Plus
von 1,7%. Hingegen ermittelte
der Hamburger Branchenonline-
dienst Langendorf für den Sor-
timentsbuchhandel ein Minus
von 1,9%, also auf dem Niveau
des Krisenjahres 2002/2003.
Das in Dortmund erscheinende
Fachblatt „Buchreport“ ver-
zeichnet für den traditionellen
Buchhandel ein Minus von 0,3%
und damit eine „rosarote Null“.
Da der Onlinebuchhandel 2006
aber erneut zweistellig zugelegt
hat, dürfte die Gesamtbranche
im vergangenen Jahre doch im
Plus gelegen haben, so das Blatt.
Einigkeit besteht darüber, dass
die großen Buchhändler auch im
vergangenen Jahr bessere Ge-
schäfte gemacht haben als die
mittleren und die kleineren, was
den Trend zu immer größerer
Konzentration widerspiegelt.
(General Anzeiger vom 13. Ja-
nuar 2007).

Die Buchbranche blickt insge-
samt positiv in die Zukunft. Gut
ein Viertel der Buchhändler geht
nach einer Untersuchung des
Instituts für Handelsforschung in
Köln von einer guten bis sehr
guten Umsatzentwicklung im
nächsten Halbjahr aus, weit über

die Hälfte rechnet mit durch-
schnittlichen Umsätzen. Nach
ersten Schätzungen verbuchte
die Buchbranche 2006 zum drit-
ten Mal in Folge ein leichtes
Plus, damit konsolidiert sich der
Buchmarkt in Deutschland auf
einem mittleren Niveau. Immer
wichtiger wird für die Buch-
branche das gemeinsame Projekt
„Volltextsuche online“, eine Da-
tenbank und Such-Plattform, auf
die derzeit die deutschen Verla-
ge ihre Titel digital einstellen.
Damit könnten neue Ver-
marktungswege für Literatur er-
schlossen werden, die im digi-
talen Zeitalter dringend notwen-
dig werden. Der Marktanteil der
Belletristik lag 2006 mit 32,3
Prozent um 1,5 Prozentpunkte
höher als 2005. Umsatzeinbußen
von etwa 9 Prozent hatte hinge-
gen 2006 das Segment Kinder-
und Jugendbuch. Auf Erfolgs-
kurs bleibt das Hörbuch: Dieses
Segment hatte 2006 gegenüber
dem Vorjahr einen Umsatzzu-
wachs von 17,4 Prozent, damit
stieg der Umsatzanteil der Au-
diobooks am gesamten Buch-
markt von 3,6 auf 4,2 Prozent an.

Kooperation mit Google
Internetnutzer können in Zu-
kunft mehr als eine Million Bü-
cher der Bayerischen Staatsbi-
bliothek über die Suchmaschine
Google online abrufen. Die
urheberrechtsfreien Bücher der
Bibliotheken können vollständig
gelesen und herunter geladen
werden.

Europäische Digitale Biblio-
thek (EDB)
Auf Initiative mehrerer EU-Staa-
ten, darunter Deutschland und
Frankreich, hat die EU-Kom-
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mission vorgeschlagen, eine
Europäische Digitale Bibliothek
(EDB) einzurichten. Das Kon-
zept für die EDB hat der EU-Rat
am 13. November 2006 gebilligt.
Die EDB ist als Netzwerk mit
einem zentralen europäischen
Zugangsportal geplant. Kultur-
einrichtungen wie Bibliotheken,
Archive, Museen und Media-
theken (zum Beispiel Rundfunk-
und Filmarchive) sollen über die
jeweiligen nationalen Zugangs-
portale eingebunden werden.
Die EU-Mitgliedstaaten haben
sich verpflichtet, dazu 2007 die
erforderlichen nationalen Strate-
gien zu entwickeln. Im Auftrag
von Kulturstaatsminister Neu-
mann hat die Fraunhofer-Gesell-
schaft eine Studie „Bestandsauf-
nahme zur Digitalisierung von
Kulturgut und Handlungsfelder“
erarbeitet. Ein wesentliches Er-
gebnis der Studie lautet: „Es exi-
stiert kein Erkenntnisdefizit,
sondern ein Handlungsdefizit“.
Kulturstaatsminister Neumann
dazu im Rahmen der „15. Ta-
gung des European Board of
National Archivists“: „Die deut-
sche Ratspräsidentschaft ver-
folgt den Aufbau der Digitalen
Bibliothek mit großem Nach-
druck. Sie wird allen Bürgern in
der Europäischen Union den
Zugang zum kulturellen Erbe
Europas erleichtern. So kann sie
das Wissen um unsere gemein-
samen kulturellen Wurzeln för-
dern und zu einer gemeinsamen
europäischen Identität beitra-
gen.“ Thema der Tagung der
Europäischen Archivleiter am
26. und 27. April 2007 waren
neben dem Beitrag der Archive
zum Aufbau einer Europäischen
Digitalen Bibliothek u.a. der
Schutz von Kulturgut nach der

Haager Konvention und die Ar-
chivierung digitaler Informatio-
nen aus Verwaltungs- und Ent-
scheidungsprozessen. Neben der
Tagung des „European Board of
National Archivists“ führte das
Bundesarchiv vom 24. bis 27.
April vier weitere Veranstaltun-
gen durch, darunter die „3. Eu-
ropäische Konferenz über inter-
nationale Standards für die digi-
tale Erschließung und Bereitstel-
lung von Archivgut“. Die Leiter
der Nationalarchive der EU ha-
ben sich erstmals 1999 im Rah-
men der letzten deutschen Rats-
präsidentschaft getroffen. Seit-
dem haben auch die folgenden
Ratspräsidentschaften die Ta-
gung der EBNA in ihr Pro-
gramm aufgenommen.

Nicht nur in Eichstätt
Die tonnenweise Vernichtung
wertvoller Kapuziner-Bücher an
der Katholischen Universität
Eichstätt-Ingolstadt, dort waren
mindestens 100.000 Büchern
teils aus alten Klosterbeständen
vernichtet worden, wirft Licht
auf den Sparzwang bei Klöstern
und Orden: Altbestände werden
in Unkenntnis der Möglichkei-
ten allzu schnell abgegeben und
zusammenhängende Sammlun-
gen zerschlagen. Nach Einschät-
zung der Deutschen Ordens-
obernkonferenz ist eine Koope-
ration mit einer Hochschulbi-
bliothek „keine schlechte Lö-
sung“.

Buchmesse
Die Frankfurter Buchmesse vom
10. bis 16. Oktober 2007 rech-
net mit über 7.000 Ausstellern
aus mehr als 100 Ländern. Bis-
lang sind erneut rund 2.500 Ver-
anstaltungen mit zahlreichen

prominenten Autoren geplant.
Gast in diesem Jahr ist die kata-
lanische Kultur mit 130 Schrift-
stellern. (General Anzeiger vom
4. August 2007).

Computerspiele

Computerspiele als
Kulturgut
Der deutsche Kulturrat tritt da-
für ein (22. August 2007), dass
Computerspiele ebenso wie der
Film zum Kultur- und Medien-
bereich gehören. Freiheiten, die
in anderen Kunstbereichen gel-
ten, müssen auch für Computer-
spiele Geltung besitzen. Das be-
deutet nicht, dass jugendgefähr-
dende Computerspiele (6 Pro-
zent) freigegeben werden sollen,
aber  94 Prozent der Computer-
spiele auf dem deutschen Markt
sind keine „Killerspiele“. Wenn
die Qualität der Computerspiele
verbessert werden soll, so muss,
wie in anderen Kultursparten
auch, Qualität besonders geför-
dert werden. Hierfür sollte dann
bundesweit ein spezifisches För-
derprogramm aufgelegt werden,
so Geschäftsführer Olaf Zim-
mermann. Auch die „Grünen“
im Bundestag haben eine Aner-
kennung von Computerspielen
als Kunstform gefordert.

Denkmal

Alarm
Der Vorstandsvorsitzende der
Deutschen Stiftung Denkmal-
schutz Gottfried Kiesow hat im
Oktober 2006 Alarm geschla-
gen, die grassierende Abrisswel-
le in den mitteldeutschen Städ-
ten müsse dringend gestoppt
werden, andernfalls seien wert-
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volle Ensembleansichten bald
unwiderruflich zerstört. Durch
das „Bundesprogramm zum
Hansestadtumbau Ost“ finan-
ziert der Bund jeden Abriss zu
50%, überdies werden die Alt-
schulden, die noch aus der DDR-
Zeit auf den Gebäuden ruhen,
erlassen. Abriss wird plötzlich
lukrativer als Sanierung, obwohl
das Programm eigentlich für den
Rückbau von Plattenbausied-
lungen vorgesehen war (siehe
den Bericht in der SZ vom 27.
Oktober 2006).

„denkmal aktiv“
Die Deutsche Stiftung Denkmal-
schutz rief Schulen aus ganz
Deutschland zur Teilnahme an
der Aktion „denkmal aktiv –
Kulturerbe macht Schule“ auf,
um Schülern die Begeisterung
für Kulturdenkmale nahe zu
bringen. Dies geschieht durch
einjährige Schulprojekte, die an
den Schulen durchgeführt wer-
den. Im Mittelpunkt der Schul-
projekte steht jeweils ein Denk-
mal in der direkten Umgebung.
Das Spektrum reicht dabei von
brach liegenden Industrieanla-
gen über historische Dorfkir-
chen, Gärten und Parks bis hin
zu geschichtsträchtigen Straßen-
zügen und Siedlungsbauten.
Bewerbungsschluss für die Teil-
nahme am Förderprogramm
2007/2008 war der 20. Mai 2007.

Film

Wachstum
2006 wurden in der Europäi-
schen Union rund 926 Millionen
Kinokarten verkauft, ein Plus
von 3,6 % gegenüber dem Vor-
jahr. Der Marktanteil europäi-
scher Filme wuchs dabei um 3

auf 28 %. Auch die Zahl der in
Europa produzierten Filme stieg.
Insgesamt wurden 862 abge-
dreht, 47 mehr als in 2005. Nach
Angaben der „Europäischen
Audiovisuellen Informations-
stelle“ waren für das Plus vor
allem französische und deutsche
Produktionen verantwortlich.

Weniger Besucher
Im ersten Halbjahr 2007 sind 60
Mio. Besucher in den Kinos ge-
zählt worden und damit 7,7%
weniger als im Vorjahreszeit-
raum und ein Viertel, 25,4%,
weniger als noch vor 5 Jahren,
so die Filmförderungsanstalt
(FFA am 24. August 2007). Der
Umsatz ist um 5,1% auf 364
Mio. Euro zurückgegangen.
(General Anzeiger vom 25. Au-
gust 2007).

Internet

Archivieren
Zum Versuch der Deutschen Na-
tionalbibliothek, das deutsch-
sprachige Internet zu archivie-
ren, siehe den Bericht in der FAS
vom 29. Oktober 2006.

Ifa

Internet
Das Institut für Auslandbezie-
hungen (ifa) bietet einen eng-
lischsprachigen Nachrichtenser-
vice zur Auswärtigen Kulturpo-
litik. Die tagesaktuellen Infor-
mationen ergänzen den über-
arbeiteten englischsprachigen
Internetauftritt des Instituts
(http://www.ifa.de).

Ifa und Deutsche Welle
Das Institut für Auslandsbezie-
hungen (ifa) und die Deutsche

Welle wollen künftig noch en-
ger zusammenarbeiten und ihre
Ressourcen, Erfahrungen und
ihr Know-how bündeln, um den
Bemühungen um das Verständ-
nis und den Austausch der Kul-
turen zusätzliche Impulse zu ver-
leihen. Eine entsprechende Ver-
einbarung unterzeichneten der
Generalsekretär des ifa, Prof. Dr.
Kurt-Jürgen Maaß, und der In-
tendant der Deutschen Welle,
Erik Bettermann, am 29. März
2007 in Berlin. Beide Partner
machten die langfristigen Poten-
ziale der Zusammenarbeit deut-
lich. Konkret wollen ifa und
Deutsche Welle etwa bei der
Konzeption und Durchführung
von ausgewählten Veranstaltun-
gen zusammenarbeiten. Darüber
hinaus will man im Rahmen des
ifa-Programms „Media-Im-
Pakt“ bzw. der Fortbildungs-
maßnahmen für Journalisten, die
die DW-Akademie in Ost-, Süd-
ost- und Mitteleuropa durch-
führt, kooperieren. Beide Seiten
zielen hier auf die Förderung ei-
ner freien Medienlandschaft.
Schließlich will man sich in der
Evaluation gegenseitig unter-
stützen.

Kulturwirtschaft

Nach der von der Bundestags-
fraktion der Grünen in Auftrag
gegebene jüngsten Studie über
die Kulturenwirtschaft, erstellt
von Kulturwirtschaftsforscher
Michael Söndermann, erwirt-
schafteten im Jahr 2004 18.000
Unternehmen, selbstständige
Künstler, Journalisten einen
Umsatz von mehr als 121,5 Mrd.
Zur Bruttowertschöpfung tru-
gen, Musik, Filme, Rundfunk
und Verlagsmärkte in Deutsch-
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land Kunst Architektur und De-
sign 36 Mrd. Euro bei, mehr als
die Energiewirtschaft. Rechnet
man den Werbemarkt die Soft-
wareindustrie hinzu, kommt
man auf 58 Mrd. Euro, 2,6 % des
Bruttoinlandsprodukts und ver-
weisen die creative industries
auch die Chemieindustrie auf die
Plätze. So fährt die SZ vom 19.
Mai 2007 fort, man werde sich
über die neuen gesamtdeutschen
Daten freuen, aber „ansonsten
feststellen müssen, dass die Pro-
bleme der Kreativen im ganzen
Land ähnlich sind. Die wirt-
schaftliche Dynamik ist hoch,
aber nicht kraftvoll genug für die
Vielzahl derer, die auf die Märk-
te drängen. Die meisten Unter-
nehmen sind klein, verfügen
über wenig Kapital und haben
kaum Aussicht, dies zu ändern,
ihr Durchschnittsumsatz, so die
Studie schrumpft meist kontinu-
ierlich. Außerdem macht der
Bericht auf die problematische
Beobachtung aufmerksam, der
Berliner Kulturwirtschaftsbe-
richt bezieht auch Mode, Wer-
bung, Softwareentwicklung ein,
dagegen verzichtet der Bericht
Nordrhein-Westfalens auf Schuh-
fabriken und Werbeagenturen.
„Im Augenblick sieht es so aus,
als diene dem Schlagwort
creative industries dazu, eine
neue Förderbürokratie ins Leben
zu rufen.“

Die Kulturwirtschaft gehört in-
zwischen zu den wachstums-
stärksten Branchen der Weltwirt-
schaft. Auch in Deutschland stei-
gen Umsatz und Beschäfti-
gungszahlen.  Immer mehr Men-
schen arbeiten in der Kultur-
branche. Laut einer Studie der
Europäischen Kommission sind

es in ganz Europa inzwischen
rund 5,8 Millionen Menschen,
das sind 3,1 % aller Beschäftig-
ten. Damit trägt der Kulturbe-
reich 2,6 Prozent zum Brutto-
inlandsprodukt der Europäi-
schen Union bei. Die EU-Studie
zählt Ausstellungen, Theater,
Museen sowie Filme, Musik,
Buch- und Presseerzeugnisse zur
Kulturbranche. Hinzu kommen
die Arbeitsfelder Design, Archi-
tektur und Werbung. In beiden
Bereichen wachsen zurzeit so-
wohl die Umsätze als auch die
Beschäftigtenzahlen.

Unter deutscher EU-Ratsprä-
sidentschaft war die weitere För-
derung der Kulturwirtschaft des-
halb ein zentrales Thema der
europäischen Kulturpolitik. Auf
Einladung von Staatsminister
Bernd Neumann trafen sich die
Kulturministerinnen und -minis-
ter der 27 EU-Mitgliedsstaaten
in Berlin, um über weitere Stra-
tegien zugunsten der Kultur-
wirtschaft zu beraten. An dem
Treffen nahm auch Jan Figel teil,
EU-Kommissar für Bildung, Ju-
gend und Kultur. Sie vereinbar-
ten, die Kulturwirtschaft künftig
stärker in die Lissabon-Strategie
einzubeziehen. Dieses Pro-
gramm basiert auf der Wirt-
schaftsagenda aus dem Jahr
2000, der zufolge sich die EU bis
2010 zum wettbewerbsfähigsten
und dynamischsten wissensba-
sierten Wirtschaftsraum der Welt
entwickeln soll. Das Thema
„Kulturwirtschaft“ soll außer-
dem fest in den Arbeitsplan des
EU-Rates aufgenommen und
unter der kommenden Ratsprä-
sidentschaft Portugals weiter
verfolgt werden.

Um das Potenzial der Kreativ-
wirtschaft verstärkt im Be-

wusstsein der Öffentlichkeit zu
verankern, plant EU-Kommissar
Figel 2009 ein europaweites
„Jahr der Kreativität“. Künftig
soll im EU-Ministerrat über be-
sondere Aktivitäten der Länder
im Bereich der Kulturwirtschaft
berichtet werden. Staatsminister
Neumann nahm das Treffen in
Berlin zum Anlass, um seinen
Amtskolleginnen und -kollegen
beispielhaft die deutsche „Initia-
tive: Musik“ vorzustellen.

Die europäischen Kulturmini-
sterinnen und -minister haben
am 25. Mai 2007 in Brüssel
„Schlussfolgerungen zum Bei-
trag des Kultur- und Kreativ-
bereiches zur Verwirklichung
der Ziele der Lissabon-Strate-
gie“ verabschiedet. Staatsmini-
ster Bernd Neumann, auf dessen
Initiative hin die Schlussfolge-
rungen während der deutschen
Ratspräsidentschaft erarbeitet
wurden, sagte hierzu: „Die zu-
künftige Arbeit der europäischen
Mitgliedstaaten und des Rates
im Bereich der Kulturwirtschaft
erhalten hierdurch klare politi-
sche Rahmen- und Schwer-
punktsetzungen. In wenigen
Monaten nach dem Auftakt der
Debatte auf dem letzten Rat im
November vergangenen Jahres
ist es uns gelungen, für den Be-
reich der Kulturwirtschaft erste
politische Weichenstellungen
vorzunehmen.“ Die Debatte um
Strategien zur stärkeren Förde-
rung des Kreativ- und Kul-
turwirtschaftsbereiches hat auf
europäischer und nationaler
Ebene in den letzten Monaten
erheblich an Fahrt gewonnen.
Zunehmend wird die besondere
Rolle der Kulturwirtschaft für
die globale Wettbewerbsfähig-
keit Europas anerkannt. „Insbe-
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sondere hinsichtlich Wirtschafts-
wachstum, Wettbewerbsfähig-
keit, Schaffung von Arbeitsplät-
zen sowie nachhaltiger Entwick-
lung und Innovation bietet die
Kultur- und Kreativwirtschaft
überdurchschnittliche Chancen
für Europa. Der kulturelle und
kreative Sektor stellen einen
Wachstumssektor dar, der sich
schneller entwickelt als die üb-
rige Wirtschaft. Wesentliche
Aspekte der Ratsschlussfolge-
rungen beziehen sich daher auf
eine stärkere Förderung kleiner
und mittlerer Unternehmen
(KMU) im Kultursektor, da ih-
nen eine Schlüsselrolle bei der
Entfaltung des wirtschaftlichen
Potentials im Kulturbereich zu-
kommt“, erklärte Neumann. Die
stärkere Einbeziehung von be-
triebswirtschaftlichen Fragen
schon während der Aus- und
Fortbildung Kulturschaffender
sowie die bessere Nutzung der
bestehenden Strukturen, Pro-
gramme und Initiativen auf eu-
ropäischer Ebene zur Förderung
der Kulturwirtschaft sind weite-
re Forderungen der Schlussfol-
gerungen. Die Mitgliedstaaten
und die Kommission werden un-
ter anderem dazu aufgefordert,
die europäischen Kohäsions-
und Strukturfonds effizienter zur
Unterstützung von kleinen und
mittleren Unternehmen im Kul-
tur- und Kreativbereich einzuset-
zen.

Kohärente Politik in einer
globalisierten Welt
Ziel der 4. Jahrestagung Kultur-
wirtschaft am 3. und 4. Mai 2007
war es, das Konzept einer kohä-
renten Politik für die Kultur- und
Kreativwirtschaft in Europa wei-
terzuentwickeln und auszubau-

en. Kohärente Politik wird ver-
standen als eine angesichts der
Branchenvielfalt koordinierte
Politik, die Kulturwirtschaft ef-
fektiver als bisher stärken und
fördern kann. Schon heute ist der
Beitrag der Kreativwirtschaft
zum Bruttoinlandsprodukt Euro-
pas höher als der der Immobili-
enbranche oder der Chemie-In-
dustrie. Die Beschäftigung in der
Kreativwirtschaft wuchs von
2002 bis 2004 um ca. 2 Prozent,
während die Gesamtbeschäfti-
gung in der EU in diesem Zeit-
raum abnahm. Die Tagung bot
Akteuren der Kulturwirtschaft
ein Forum, um in den Austausch
mit Vertretern der Politik zu tre-
ten und Anforderungen an eine
kohärente Politik zu formulie-
ren.

Folgende Fragen wurden dis-
kutiert:

- Wie können Strategien ver-
schiedener politischer Akteure –
Kommunen, Regionen, der EU-
Mitgliedstaaten und der Euro-
päischen Union – koordiniert
werden?

- Wie kann bei zielgerichtetem,
koordiniertem Handeln die He-
terogenität und Eigenart der
Kulturbranchen, die so gegen-
sätzlichen Markterfordernissen
wie der Unikaterstellung einer-
seits und der Serienproduktion
andererseits unterliegen, erhal-
ten und gestärkt werden?

- Welche Strategien und Maß-
nahmen sind für Akteure der eu-
ropäischen Kreativwirtschaft im
globalen Wettbewerb notwen-
dig?

Museen

Rechtfertigungsdruck
Die Museen in Deutschland ste-

hen nach Ansicht des Deutschen
Museumsbunds angesichts knap-
per Kassen zunehmend unter
Rechtfertigungsdruck. Der Prä-
sident des Deutschen Museums-
bunds, Michael Eissenhauer,
sagte am 4. Juni 2007, die Mu-
seen brauchten in ihren Verwal-
tungen auch betriebswirtschaft-
liche Grundsätze. „Die Häuser
sind aufgerufen, eine Kosten-
Leistungs-Rechnung mit Budge-
tierung einzuführen.“

Anlässlich einer zweitägigen
Tagung der Kulturstiftung der
Länder und des Deutschen
Museumsbunds unter dem Titel
„Was macht ein Museum erfolg-
reich?“ sagte die Generalsekre-
tärin der Stiftung, Isabell
Pfeiffer-Poensgen, nicht jede
Not der öffentlichen Haushalte
dürfe gleich zu einer Grundsatz-
debatte führen mit der Frage:
„Brauchen wir dieses Museum?“
Der Direktor des Senckenberg-
Museums in Frankfurt, Volker
Mosbrugger, betonte, die Häu-
ser müssten sich an die Verän-
derungen im Umfeld anpassen.
Qualität sei noch keine Garantie
für Erfolg. Es sei weiterhin eine
Vielfalt der Museumslandschaft
nötig. Die Häuser dürften nicht
alle nach dem gleichen Konzept
arbeiten, sagte Mosbrugger.

Musik

Popmusik
Im Mai 2007 haben sich Union
und SPD auf einen gemeinsamen
Antrag verständigt (s.o. S. 7), in
dem die Förderung des heimi-
sches Pop, Rock und Jazz geför-
dert werden soll. In der Be-
schlussvorlage der Bundestags-
fraktion heißt es, die „Anerken-
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nung, Unterstützung und Förde-
rung der populären Musik“ sei
eine öffentliche Aufgabe. Der
Antrag sieht allerdings keine
Quote wie in Frankreich vor.
Dort müssen die Radiosender
seit 1996 mindestens 40% der
Zeit für französischsprachige
Titel reservieren, die Hälfte da-
von für Nachwuchstalente. Im
Jahr 2004 hat der Bundestag nur
eine Empfehlung an die Radio-
stationen formuliert, „annähernd
35%“ deutschsprachige Musik
zu senden. Eine Empfehlung, die
weitestgehend wirkungslos
blieb. Allerdings kann der Bund
keine Quote beschließen, und
die Länder müssten die Rund-
funkgesetze ändern. (SZ vom
5. Mai 2007).

Ausgefallen
80% des Musikunterrichts an
deutschen Schulen fallen aus
oder werden von Lehrern gege-
ben, die nicht dazu qualifiziert
sind. Nur etwa 900.000 Kinder
lernen derzeit ein Instrument an
den Musikschulen. Im Grund-
schulbereich mangelt es an Mu-
siklehrern, so der damalige Prä-
sident des deutschen Musikrats
Martin Krüger (FAZ vom 4. Ja-
nuar 2007).

Dass Musik Kinder friedferti-
ger und sozialer im Umgang mit
anderen mache als Kinder, die
kein Instrument beherrschen,
unterstreicht auch eine Langzeit-
studie des Musikpädagogen
Heinz Günter Bastian. Er hält es
für einen Skandal, anlässlich des
Ergebnisses einer Testreihe an 6-
bis 12-jährigen Schülern, dass
der Musik in Deutschland kein
höherer Stellenwert eingeräumt
werde (SZ vom 4. Januar 2007).

„Raubkunst/
Beutekunst“

Bibliotheksinitiative
Vertreter von 20 Bibliotheken
verständigten sich im Januar
2007 bei einem Workshop in
Berlin auf eine gemeinsame
Strategie zur „Bewahrung und
Rückführung von kriegsbedingt
verlagertem Kulturgut“. Sie
gründeten die „Initiative Biblio-
theksdialog kriegsbedingt verla-
gerter Bestände“. Damit soll eine
stärkere nationale und internatio-
nale Zusammenarbeit der betrof-
fenen Einrichtungen erreicht
werden.

Rückgabe von Raub- und
Beutekunst
Über die Rückgabe von „NS-
Raubkunst“ sprach Kulturstaats-
minister Neumann im Dezember
2006 mit Fachleuten aus Muse-
en und Kunsthandel. Man war
sich einig: Deutschland hat die
moralische Verantwortung, NS-
Raubkunst zurückzugeben. Eine
Aushöhlung dieser Verpflich-
tung werde es nicht geben, be-
tonte Neumann. Allerdings müs-
se das Verfahren transparenter,
koordinierter und nachvollzieh-
barer werden. Wichtig sei eine
enge Zusammenarbeit zwischen
Bund, Ländern und kommuna-
len Spitzenverbänden. Im Mit-
telpunkt steht dabei die „Prove-
nienzforschung“, die verbessert
werden muss. Hier sollen die
Kulturstiftung und die Kultur-
stiftung der Länder einbezogen
werden. Zugleich forderte die
Expertengruppe mehr Transpa-
renz über die bisherigen Rück-
gabefälle und eine bessere Be-
ratung – insbesondere für klei-
nere Museen. Grundlage der bis-

herigen Rückgabepraxis ist die
so genannte „Washingtoner Er-
klärung“, in der 43 Staaten 1998
Grundsätze über die Rückgabe
von Vermögenswerten aus der
Zeit des Holocausts vereinbar-
ten, darunter auch Deutschland.
1999 veröffentlichten Bund,
Länder und kommunale Spitzen-
verbände eine gemeinsame Er-
klärung. Darin verpflichteten sie
sich „zur Auffindung und zur
Rückgabe NS-verfolgungsbe-
dingt entzogenen Kulturgutes,
insbesondere aus jüdischem Be-
sitz“. Die Museumsträger, in der
Regel Länder oder Kommunen,
können sich an einer Handrei-
chung aus dem Jahr 2001 orien-
tieren. Sie empfiehlt, Rückgabe-
ansprüche unter ethischen und
moralischen Gesichtspunkten zu
prüfen. Die Handreichung emp-
fiehlt die Rückgabe, wenn vom
Nationalsozialismus verfolgte
Menschen gezwungen waren,
ihre Kulturgüter aufzugeben
oder zu verkaufen. Alle öffentli-
chen Sammlungen und Museen
sind seitdem aufgerufen, ihre
Bestände selbst zu überprüfen
und unklare Erwerbungen offen
zu legen. Werden Rückgabean-
sprüche an die Museen herange-
tragen, entscheiden die jeweili-
gen Museumsträger eigenver-
antwortlich.  Kriterien für die
Bewertung von Ansprüchen sind
ebenfalls in der Handreichung
von 2001 enthalten. Erfasst und
veröffentlicht werden die Ergeb-
nisse dieser Ermittlungen von
der Koordinierungsstelle für
Kulturgutverluste in Magde-
burg. Kulturstaatsminister Neu-
mann hatte im Januar 2007 eine
Arbeitsgruppe einberufen, um
die Probleme der Restitution
ehemals jüdischen Kulturbe-
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sitzes weiter zu erörtern, die
nach der umstrittenen Rückga-
be der „Berliner Straßenszene“
von Ernst Ludwig Kirchner eine
lebhafte Debatte ausgelöst hat-
te. (FAZ, 4. November 2006;
FAS vom 13. Januar 2007; FAZ
vom 21. November 2006:
„Kunstgeiseln“; 7. Februar 2007
[„rechtswidrig“]; s. in größerem
Zusammenhang  FR vom 18.
November 2006).

An der besonderen morali-
schen Verpflichtung bei der
Rückgabe von NS-Raubkunst
ließen auch alle Parlamentarier
und die geladenen Experten bei
einer Anhörung im Kulturaus-
schuss des Bundestages am 28.
März keinen Zweifel. Das be-
deute eine Intensivierung der
Provenienzforschung. Mehr zu
wissen über das Schicksal von
Kunstwerken aus ehemals jüdi-
schem Eigentum sei unumgäng-
liche Voraussetzung für eine
„faire und gerechte“ Lösung im
Sinne der Washingtoner Erklä-
rung von 1998. Übereinstim-
mend wurde gefordert mehr
Geld für die Herkunftsrecher-
chen bereitzustellen; solche Ab-
sichten hatte Kulturstaatsmi-
nister Neumann unlängst zuvor
schon signalisiert (FAZ vom 6.
März / 30. März 2007). Es gibt
offenbar zudem Überlegungen
eine zentrale Stelle einzurichten,
bei der Museen Geld für die Pro-
venienzforschung beantragen
und Informationen austauschen
können. Möglicherweise in An-
bindung an den Deutschen
Museumsbund (FAZ vom 30,
März 2007). Gleichzeitig wur-
den aber auch die Einflüsse ei-
nes „dynamisierten internationa-
len Kunstmarktes“ in diesem

Zusammenhang angesprochen.
Allerdings müsse, so Staatsmi-
nister Neumann,  das Verfahren
bei der Rückgabe „transparenter,
koordinierter und nachvollzieh-
barer“ werden. Auf jeden Fall
müssten vor allem kleinere Mu-
seen und Sammlungen in
Deutschland eine bessere finan-
zielle und personelle Unterstüt-
zung für ihre Nachforschungen
bei unklaren Eigentumsverhält-
nissen von Kunstwerken erhal-
ten, hieß es im Kulturausschuss.
Auch wurde beklagt, dass es für
die Rückgabe von NS-Raub-
kunst in Deutschland bisher kei-
ne koordinierte Vorgehensweise
gebe.

Die bisherige Koordinie-
rungsstelle für Kulturgutverluste
in Magdeburg, die sich vor al-
lem um die so genannte Beute-
kunst kümmert, wurde nicht als
Ersatz dafür angesehen. Auch
die so genannte Limbach-Kom-
mission, die von den Kontrahen-
ten nur gemeinsam angerufen
werden kann und bisher ledig-
lich in zwei Fällen entschieden
hat, sei keine solche zentrale
Stelle. Über die bisherige Rück-
gabepraxis von NS-Raubkunst
deutscher Museen in den ersten
Nachkriegsjahrzehnten gibt es
unterschiedliche Auffassungen.
Die meisten Museen hätten sich
in erster Linie zunächst als Op-
fer der Beutekunst-Raubzüge
vor allem sowjetischer Besat-
zungssoldaten gesehen, kritisier-
te Georg Heuberger als Vertre-
ter der Jewish Claims Confe-
rence. Die Museen seien aber
auch „aktiv und passiv Nutzer
der NS-Raubkunstzüge“ gewe-
sen und hätten dem in der Nach-
kriegszeit zunächst viel zu gerin-
gen Stellenwert eingeräumt. So

hätten sie bisher etwa 40.000
Meldungen zu Kriegsverlusten
abgegeben, während bei der
Koordinierungsstelle für Kultur-
gutverluste nur knapp 4.500 Ob-
jekte angezeigt worden seien, bei
denen NS-Raubkunst nicht aus-
geschlossen werden kann. Laut
Deutschem Städtetag wurden
seit der Washingtoner Konferenz
über 160 Kunstwerke und mehr
als 1.000 Bücher zurückgege-
ben. Wichtig sei, dass die Mu-
seen in Deutschland „systema-
tischer und transparenter als bis-
her“ die Herkunft von Kunstwer-
ken recherchierten. Und dafür
müssten die Museen fachlich
und personell gerüstet sein. Um
die Herkunft von möglicherwei-
se von den Nationalsozialisten
geraubten Kunstwerken zu klä-
ren, veröffentlicht das Bundes-
amt für Zentrale Dienste und
Offene Vermögensfragen
(BADV) erstmals ein Recher-
cheergebnis über die bundes-
eigenen Kunstwerke online. Es
handelt sich dabei überwiegend
um Werke aus der Sammlung für
das geplante „Führermuseum“ in
Linz, die Sammlung von Göring
und das für Ausstellungen im
Haus der deutschen Kunst in
München. Bisher seien 36 Wer-
ke zurückgegeben worden oder
stünden vor der Rückgabe (FAZ
vom 2. August 2007).

Eine Auswertung deutscher
und russischer Pack- und Trans-
portlisten soll Auskunft über den
Verbleib der nach 1945 kriegs-
bedingt verlagerten deutschen
Kunstwerke geben. Sie würden
jetzt erstmals systematisch er-
fasst, übersetzt und ausgewertet,
wurde nach einer Vollversamm-
lung des „Deutsch-Russischen
Museumsdialogs“ in Berlin am
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23. April 2007 mitgeteilt. Ein
wesentliches Anliegen der Initia-
tive sei es, mehr Informationen
über die in Russland vorhande-
nen Bestände aus Deutschland
zu erhalten, heißt es in der von
der Kulturstiftung der Länder
veröffentlichten Erklärung. Die
Vollversammlung der von der
Beutekunst betroffenen Museen
beschloss auch eine Erweiterung
des so genannten Lenkungsaus-
schusses, dem zurzeit sechs
deutsche Museen angehören.
Künftig sollen auch russische
Kollegen darin vertreten sein.
Nach einem Bericht der FR vom
15. September 2007 will die Stif-
tung Preußischer Kulturbesitz
ein vollständiges Inventar der in
Russland lagernden Beutekunst
erstellen. Vermisst werden mehr
als 1 Millionen Objekte (vgl.
FAZ vom 15. September). Zum
Thema s. auch den großen Bei-
trag in der SZ vom 5. Januar
2007 („Besitz und Eigentum“).

Streit mit Polen
Im Streit um sogenannte Beute-
kunst hat die polnische Außen-
ministerin Anna Fotyga Rück-
gabeforderungen aus Deutsch-
land mehrfach scharf zurückge-
wiesen. Die Kunstschätze seien
nicht von Polen geraubt worden,
sondern von Nazis auf der Flucht
zurückgelassen worden, sagte
Fotyga der „Gazeta Wyborcza“
vom 27. August 2007 (s. FAZ
vom 28. August 2007). Mit der
Westverlagerung Polens hätte
das Land aufgrund der alliierten
Beschlüsse nicht nur die einsti-
gen deutschen Ostgebiete erhal-
ten, sondern auch die dort be-
findlichen Kulturgüter. Zudem
könne Polen größere Entschädi-
gungsansprüche, 14,6 Milliar-

den Euro, erheben als Deutsch-
land und erarbeite gerade eine
entsprechende Aufstellung über
im Zweiten Weltkrieg verloren-
gegangene Kulturgüter.

Bei den in Polen verbliebenen
Kunstwerken handelt es sich um
Objekte, die während des Krie-
ges in die damaligen Ostgebiete
ausgelagert wurden, wie die
Preußische Bibliothek. Die
„Berlinka“ mit ihrem kostbaren
Handschriftenbestand, darunter
Briefe von Goethe und Beetho-
ven, befindet sich heute in der
Jagiellonenbibliothek im süd-
polnischen Krakau (Krakow). S.
weiter Wojciech Kowalski, „Ge-
rettet, nicht geraubt“ in: FAZ
vom 18. August 2007: „Die er-
wähnten Sammlungen wurden
von Nazis zurückgelassen und
von Polen vorgefunden. Wenn
man die Situation kurz nach dem
Krieg betrachtet, wurden sie
nicht geraubt. Sie wurden zwei-
fellos gerettet und gesichert.
Heute sind sie zugänglich und
dienen allen Interessierten. Juri-
stisch gesehen wurden alle Kul-
turgüter deutscher Provenienz,
die sich infolge des Zweiten
Weltkrieges auf polnischem Be-
sitz befanden in den Besitz des
polnischen Staates überführt …

Die Forderung der Rückgabe
dieser Kulturgüter zu stellen, ist
gegenstandslos.“; dazu

K. Schuller, „Kultur als
Reparationsleistung?“ in: FAZ
vom 4. August 2007;

H. Wefing, „Beutefrage“, FAZ
vom 4. September 2007;

Leserbrief von H. Güttler, FAZ
vom 8. September 2007;

R. Müller, „Geisterstunde in
Warschau“, FAZ vom 7. Sep-
tember 2007.

Sprache

Latein
Der Vatikan hat sich besorgt über
das Aussterben der Alten Spra-
chen gezeigt. Die Folgen für
Fächer wie Philosophie, Ge-
schichte und Theologie seien
unabsehbar. Viele Geisteswis-
senschaftler seien gar nicht mehr
zur echten Quellenforschung in
der Lage (DIE WELT, 1. No-
vember 2006).

Deutsch
Unter der Überschrift „Wir sind
uns recht peinlich“ resümiert die
SZ vom 18. Juni 2007 zum Pro-
blem der deutschen Sprache in
der EU: „Wir Deutsche unterlie-
gen nicht den Franzosen und den
Briten im Kampf um die Spra-
chen, wir verlieren eher gegen
uns selbst: Das Problem des
Deutschen in der EU sind die
Deutschen, die kein Deutsch re-
den.“

Staatsziel Kultur
(12. Mai 2007) Der Deutsche
Kulturrat kämpft auch weiterhin
darum, dem Staatsziel Kultur
Verfassungsrang zu geben und
es im Grundgesetz zu verankern.
Auch Kulturstaatsminister Neu-
mann befürwortet ein solches
Staatsziel.

Am 9. Oktober 2007 hat die
SPD-Bundestagsfraktion be-
schlossen, Kultur im Grundge-
setz zu verankern (Ergänzung
Art. 20, Absatz 1): „Der Staat
schützt und fördert die Kultur“.
Dafür argumentiert auch der
Kölner Staatsrechtler Klaus
Stern in der FAZ vom 9. Febru-
ar 2007 gegen Verfassungsrich-
ter Dieter Grimm („Weltmeister
per Gesetz“).
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Stiftungen

Gescheitert
Der Plan einer einheitlichen na-
tionalen Kulturstiftung ist end-
gültig gescheitert. Die Minister-
präsidenten beschlossen am 22.
März 2007, dass die Bundes-
kulturstiftung und die Kultur-
stiftung der Länder eigenständig
bleiben sollen. Dies sei „effekti-
ver“ als die im Koalitionsvertrag
von Union und SPD vorgesehe-
ne Fusion, erklärte Nieder-
sachsens Ministerpräsident Chri-
stian Wulff (CDU). Eine Zu-
sammenführung hätte seiner
Ansicht nach zu komplizierten
Abstimmungsprozessen und ei-
ner möglichen Blockade von
Bund und Ländern geführt.
Dazu siehe auch den Bericht in
der FAS, 15. Dezember 2006.

Gemeinsames Restaurie-
rungsprogramm
In vielen Sammlungen befinden
sich  zahlreiche Objekte in aku-
ter Gefahr. Um den Reichtum
und die Gefährdung des kultu-
rellen Erbes stärker im öffentli-
chen Bewusstsein zu verankern
und um innovative Formen der
Bewahrung von bedrohtem Kul-
turgut zu entwickeln, führen die
Kulturstiftung des Bundes und
die Kulturstiftung der Länder in
den Jahren 2007 bis 2011 ein
gemeinsames Programm zur Re-
staurierung und Konservierung
von mobilem Kulturgut durch.

Förder- und Freundeskreise
Förder- und Freundeskreise der
Kultur leisten mit durchschnitt-
lich 14 Prozent Anteil am Ge-
samtetat der von ihnen geförder-
ten Kulturinstitutionen einen er-
heblichen Beitrag für deren Er-

halt. Sie stellen den durch sie
geförderten Kulturinstitutionen
durchschnittlich 116.000 Euro
im Jahr zur Verfügung. Als Ge-
genleistung für ihr Engagement
bieten 88 Prozent der Kultur-
fördervereine ihren Mitgliedern
ideelle Gegenleistungen an, pe-
kuniäre Gegenleistungen ge-
währen 61 Prozent. Zwei Drittel
der Förder- und Freundeskreise
messen der Gewährung von Ge-
genleistungen eine gesteigerte
Bedeutung für die Entwicklung
der Mitgliederzahl bei. Zu die-
sen Ergebnissen kommt die Stu-
die „Förder- und Freundeskrei-
se der Kultur in Deutschland“
des Kulturkreises der deutschen
Wirtschaft, die am 15. Januar
2007 veröffentlicht worden ist.
Die Studie kann unter Telefon
(030) 20 28 15 06 angefordert
oder unter www.kulturkreis.org
im Presseportal als pdf herunter-
geladen werden .

„Baukultur“
Potsdam wird Sitz der „Bundes-
stiftung Baukultur“. Beworben
hatten sich auch Bonn, Essen,
Frankfurt a. Main, Görlitz, Leip-
zig, Stuttgart und Weimar. Die
Stiftung soll vom Bund bis zum
Jahr 2009 mit rund 6 Mio. Euro
gefördert werden (FAZ vom 24.
Oktober 2006); die Anschub-
finanzierung von 250.000 Euro
wird vom Bund gestellt (SZ, 25.
November 2006).

Urheberrecht

Urheberrechtsgesetz  ver-
abschiedet
Am 5. Juli 2007 hat der Bundes-
tag das „Zweite Gesetz zur Re-
gelung des Urheberrechts in der
Informationsgesellschaft“ ver-

abschiedet. Kulturstaatsminister
Bernd Neumann begrüßte die
Novelle als fairen Kompromiss
und kulturpolitischen Erfolg.
„Mit der Novelle ist ein ausge-
wogener Interessenausgleich
zwischen den Kreativen, den
Verwertern und den Nutzern ge-
lungen. Kulturpolitisch wichtige
Änderungen zugunsten der Ur-
heber werden in dem sogenann-
ten ‚Zweiten Korb’ berücksich-
tigt. Der Bundestag stellt damit
die Weichen für die Anpassung
des Urheberrechts an die aktu-
ellen Bedürfnisse der Informa-
tionsgesellschaft.“ Am 21. Sep-
tember 2007 hat das Gesetz den
Bundesrat passiert.

Das Pauschalvergütungssys-
tem, das für die Rechteinhaber
die Privatkopie ausgleicht, wird
reformiert. Künftig werden Ver-
wertungsgesellschaften und Ge-
räteindustrie sich selbstständig
regulieren. Im Rahmen des Pau-
schalvergütungssystems ist auch
ein besonderer kulturpolitischer
Erfolg zu verbuchen: Der Urhe-
berrechtsnovelle zufolge wird,
anders als im Entwurf vorgese-
hen, eine Begrenzung der Ver-
gütung für die Nutzung von Ur-
heberrechten auf höchstens 5
Prozent des durchschnittlichen
Gerätepreises nicht eingeführt.
Die Interessen der Urheber wer-
den somit nicht durch eine star-
re und absolute Grenze beein-
trächtigt. Kulturpolitisch wich-
tig ist auch, dass die Vergütungs-
pflicht erst besteht, sofern das
betreffende Medium „in nen-
nenswertem Umfang“ genutzt
wird. Vielmehr entsteht immer
dann eine Vergütungspflicht,
wenn das Gerät oder Speicher-
medium für urheberrechtlich be-
deutsame Vervielfältigungen ge-
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nutzt wird. Die im Referenten-
entwurf noch enthaltene Baga-
tellklausel, die illegales Kopie-
ren in einem begrenzten Umfang
straffrei gestellt hätte, konnte
durch Intervention von Staatsmi-
nister Bernd Neumann bereits im
Vorfeld beseitigt werden. Eine
solche Klausel wäre ein verhee-
rendes Signal im Hinblick auf
den Urheberschutz gewesen.
Durch die Neuregelungen wer-
den künftig auch Verträge über
unbekannte Nutzungsarten zu-
gelassen. Dem Kulturleben kön-
nen die Werke damit ohne zu-
sätzlichen Nachforschungsauf-
wand für die Verwerter langfri-
stig erhalten bleiben. Für die
Verwerter besteht eine Informa-
tionspflicht über die beabsichtig-
te Aufnahme der Nutzung, im
Gegenzug dafür wird der Urhe-
ber in seinem eigenen Interesse
für seine Erreichbarkeit sorgen.

Investitionen
Mehr als 40 Millionen Euro sol-
len in den kommenden zwei Jah-
ren in die Sanierung der Staats-
oper Unter den Linden sowie in
andere Theater und Gedenkstät-
ten investiert werden, kündigte
Kulturstaatssekretär André
Schmitz am 3. Juli 2007 an. Mit
dem vom Senat beschlossenen
Haushalt für die Jahre 2008/
2009 bekomme die Berliner
Kultur einen „Investitions-
schub“, erklärte Schmitz. Der
Kulturhaushalt für die Jahre
2008 und 2009 beläuft sich auf
jeweils 361 und 392 Millionen
Euro. Bis 2011 werde sich der

Investitionsbetrag auf insgesamt
134 Millionen Euro erhöhen.
Hinzu kommen Mittel des Bun-
des wie zum Beispiel für die
Sanierung der Staatsoper oder
den Ausbau der Stasiopfer-Ge-
denkstätte Hohenschönhausen.
Damit werde den kommenden
vier Jahren ein Investitionspro-
gramm von knapp 300 Millionen
Euro für die Berliner Kulturein-
richtungen angeschoben. Größ-
ter  Posten beim Investitionsvor-
haben 2008-2011 ist die Sanie-
rung der Staatsoper mit insge-
samt 130 Millionen Euro, von
denen der Bund und Berlin je-
weils 50 Millionen und der
Freundeskreis des Hauses 30
Millionen Euro beisteuern wol-
len.

Besser Kultur fördern
Der Deutsche Bühnenverein legt
der deutschen Wirtschaft nahe,
sich in Zukunft finanziell mehr
im Kulturbereich als im Sport zu
engagieren. „Wer den Sport und
seine Doping-Misere satt hat,
sollte an die Kunst denken“, so
Rolf Bolwin, Direktor des Büh-
nenvereins. Kunst und Kultur
stehen für Innovation, Kreativi-
tät und Diskursfähigkeit. Kaum
etwas kann daher das Ansehen
von Unternehmen besser stei-
gern als eine private Förderung
des künstlerischen Schaffens in
unserem Lande. Dies gilt gera-
de für die Theater und Orchester,
zumal diese einen wichtigen
Beitrag für die von allen Seiten
mittlerweile geforderte ästheti-
sche Bildung leisten. Auch für
die Erschließung ausländischer
Märkte kann sich die deutsche
Industrie das Kultursponsoring
zunutze machen. Im Ausland
genießen Theater und Musik aus

Deutschland hohes künstleri-
sches Ansehen. „Wer eine
Operntournee nach Japan för-
dert, findet neue Käufer, egal ob
es um Autos oder Gummibär-
chen geht“, äußerte Bolwin.

Mehr Zuweisungen und
Eigeneinnahmen, weniger
Personalabbau
Nach der Theaterstatistik 2005/
06 des deutschen Bühnenvereins
konnten die öffentlich getrage-
nen Theater und Orchester in der
Spielzeit 2005/06 wieder einen
leichten Anstieg der öffentlichen
Zuweisungen verbuchen. Zwar
verringerte sich das finanzielle
Engagement der Länder um rund
12 Millionen Euro, die Kommu-
nen glichen aber die drastischen
Kürzungen des Vorjahres wieder
aus und erhöhten ihre Zuweisun-
gen um rund 42 Millionen Euro.
Insgesamt stiegen die Zuweisun-
gen der öffentlichen Hand um
1,5 Prozent auf etwa 2,08 Milli-
arden Euro.

Kein Geld für Musicals
Die WamS vom 25. März 2007
erörtert, warum Opernkarten bil-
liger seien als Musicaltickets.
Die Zuschüsse für Opern und
Theater liegen derzeit bei 81,2
% Anteil an den Einnahmen.
Dabei teilen sich die Subventio-
nen von 81% zu 40% das Land
und zu 38% die Gemeinde, 13%
werden durch Einnahmen er-
wirtschaftet, 9% durch sonstige
Einnahmen. Autor Bernau
kommt zu dem Schluss, auf-
grund der Haushaltsproblematik
sei für Musicals gar kein Geld
mehr da: „Theoretisch hätte man
jetzt auch den Opern wieder
Subventionen streichen können,
um das dem Musical zu geben.

Finanzierung/
Sponsoring
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Aber in der Praxis war das ex-
trem unwahrscheinlich. Denn
wer einmal Geld vom Staat be-
kommen hat, lässt sich das nur
unter großem Protest wieder
nehmen. Die Politiker hätten
also mächtig Ärger mit den
Opernfreunden bekommen.“

Künstlersozialversicherung:
Strengere Beitragskontrolle
Um die Finanzbasis der Künst-
lersozialversicherung (KSV) zu
stärken, soll die Abgabenehr-
lichkeit der Beitragspflichtigen
strenger überprüft werden. Dar-
auf zielt eine Novelle, die der
Bundestag mit Zustimmung von
Union, SPD, FDP und Grünen
am 22. März 2007 verabschie-
dete und die am 15. Juni 2007 in
Kraft trat. Die KSV bietet rund
150.000 Künstlern und Publizi-
sten soziale Absicherung fürs
Alter sowie gegen Krankheit
und Pflegebedürftigkeit, sofern
ihr Jahreseinkommen aus künst-
lerischer oder publizistischer Tä-
tigkeit mehr als 3.900 Euro be-
trägt. Finanziert wird die Künst-
lersozialkasse zur Hälfte aus
Beiträgen der Versicherten, zu
20 Prozent über einen Bun-
deszuschuss sowie zu 30 Prozent
durch die Künstlersozialabgabe,
also die Verwerter künstlerischer
und publizistischer Leistungen.
Diese wird bei Unternehmen er-
hoben, die künstlerische und pu-
blizistische Beiträge verwerten.
Zu Jahresbeginn wurde der Bei-
tragssatz von 5,5 auf 5,1 Prozent
der Honorarsumme ermäßigt.
Rund 56 000 Unternehmen zah-
len in die KSV. Ein Kernpunkt
der Reform ist, dass künftig bei
allen Arbeitgebern durch die
Deutsche Rentenversicherung
auch geprüft wird, ob eine

Künstlersozialabgabe zu zahlen
war und ob diese ordnungsge-
mäß abgeführt wurde und wird.
Es ist davon auszugehen, dass
viele Unternehmen über ihre Ab-
gabepflicht nicht informiert sind
und daher ihrer Verpflichtung
nicht nachkommen, für in An-
spruch genommene Leistungen
von freiberuflichen Publizisten,
Grafikern, Musikern und ande-
ren Künstlern Künstlersozial-
abgabe zu entrichten. Ein wei-
terer wichtiger Baustein ist, dass
künftig eine jährlich wechseln-
de Stichprobe an Versicherten
stärker überprüft wird. Im Au-
gust 2007 verschickte die Deut-
sche Rentenversicherung erst-
mals die Fragebögen an Unter-
nehmen, um festzustellen, ob
eine Künstlersozialabgabe-
pflicht besteht. Sollte dieses der
Fall sein, sind die Unternehmen
verpflichtet, Künstlersozialab-
gabe zu entrichten. Die Künstler-
sozialabgabe beträgt 2007 5,1%
der an selbständige Künstler und
Publizisten gezahlten Honorare
und betrug 2006 knapp 167 Mil-
lionen Euro. Zur Künstlersozial-
abgabe sind folgende Unterneh-
men verpflichtet: Unternehmen
der Kulturwirtschaft, das sind:
Buch-, Presse- und sonstige Ver-
lage, Presseagenturen; Theater,
Orchester, Chöre sowie ver-
gleichbare Unternehmen; Thea-
ter-, Konzert- und Gastspiel-
direktionen; Rundfunk, Fernse-
hen; Hersteller von bespielten
Bild- und Tonträgern, Galerien
und Kunsthandel; Werbung und
Öffentlichkeitsarbeit für Dritte;
Variete- und Zirkusunterneh-
men, Museen; Aus- und Fort-
bildungseinrichtungen für künst-
lerische und publizistische Tä-
tigkeiten; Eigenwerber, darunter

werden Unternehmen verstan-
den, die für das eigene Unterneh-
men Werbung betreiben z.B. in
Form eines Geschäftsberichtes
oder eines Flyers, Voraussetzung
für die Abgabepflicht ist, dass
nicht nur gelegentlich mit selb-
ständigen Künstlern und Publi-
zisten zusammengearbeitet wird;
Unternehmen der so genannten
Generalklausel, das sind solche,
die mehr als gelegentlich Aufträ-
ge an selbständige Künstler und
Publizisten vergeben oder mehr
als drei Veranstaltungen im Jahr
mit selbständigen Künstlern
durchführen.

Kulturstaatsminister Neumann
begrüßte den Beschluss des
Deutschen Bundestags zum
Künstlersozialversicherungsge-
setz: „Die Künstlersozialversi-
cherung gehört zu den ganz be-
sonders wichtigen Instrumenten
der Kulturförderung. Mit der
Gesetzesänderung wird die fi-
nanzielle Stabilität der Künstler-
sozialversicherung nachhaltig ge-
stärkt und damit die notwendige
soziale Absicherung für die
Künstler geschaffen“, sagte
Neumann. Die gestiegene Zahl
der Versicherten hat den Finanz-
bedarf der Künstlersozialversi-
cherung in den letzten Jahren
deutlich erhöht. Daher ergab sich
die Notwendigkeit, ihre finanzi-
ellen Grundlagen zu verbessern.
Zum dritten Mal in Folge kann
2008 die Künstlersozialabgabe
leicht gesenkt werden. Vom
Höchststand 2005 von 5,8%, über
5,5 % im Jahr 2006, 5,1% im
Jahr 2007 sinkt sie 2008 auf
4,9%.  Das einzelne abgabe-
pflichtige Unternehmen wird
durch die Absenkung der Künst-
lersozialabgabe entlastet.
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Soziale Lage der Künstler
Das erwartete Jahresdurch-
schnittseinkommen der in der
Künstlersozialkasse versicherten
Künstler und Publizisten steigt
laut den Daten der Künstler-
sozialkasse um 280 Euro von
10.814 Euro im Jahr 2006 auf
11.094 Euro im Jahr 2007. Das
ist ein Anstieg um 2,5%. In al-
len künstlerischen Sparten er-
warten die Künstler und Publi-
zisten daher für das Jahr 2007
ein höheres Einkommen. Am
deutlichsten ist der Anstieg in
der Sparte Wort und am gering-
sten in der Sparte Darstellende
Kunst. Brandenburgs Wirt-
schaftsminister Ulrich Jung-
hanns (CDU) teilte mit, dass das
durchschnittliche Jahreseinkom-
men selbständiger Künstler in
seinem Bundesland 2005 ledig-
lich 9.842,- Euro betragen habe.

Nachbessern?
Der Deutsche Bundestag hat am
9. März 2007 im Zuge der Ver-
abschiedung des Gesetzes für die
Rente mit 67 auch eine Verän-
derung im Sozialgesetzbuch
(SGB III) verabschiedet, die u.a.
die Arbeit der Künstlerdienste
der Bundesagentur für Arbeit
erleichtern soll. Im Deutschen
Bundestag wurde beschlossen,
dass die Agentur für Arbeit auf
Angebote zur Aufnahme einer
selbständigen Tätigkeit hinwei-
sen kann, wenn ein Arbeitsver-
hältnis erkennbar nicht begrün-
det werden soll (SGB III § 36,
Abs. 4). In der Begründung wird
klargestellt, dass weder die Ar-
beitssuchenden noch die Anbie-
ter selbständiger Tätigkeit einen
Anspruch auf den Hinweis ha-
ben.  Hintergrund dieser Geset-
zesänderung ist ein Bericht des

Bundesrechnungshofes über die
Arbeit der Künstlerdienste, in
dem kritisiert wurde, dass die
Künstlerdienste erfolgreich in
selbständige Tätigkeit vermit-
teln. Für diese Tätigkeit besteht
keine gesetzliche Grundlage, da
laut Sozialgesetzbuch (SGB III)
die Agentur für Arbeit bei
unständig Beschäftigten wie z.B.
Kleindarsteller, Statisten und
Komparsen für Film- und Fern-
sehproduktionen, Orchester oder
Bandmusiker nur dann vermit-
telnd tätig werden darf, wenn die
selbständige Tätigkeit nicht
überwiegt. Diese Einschränkung
entspricht nicht mehr den Gege-
benheiten des Arbeitsmarktes
Kultur. Der Deutsche Kulturrat
fordert daher eine Klarstellung
in SGB III § 36 Abs. 4, dass die
Bundesagentur für Arbeit auch
dann vermittelnd tätig werden
darf, wenn die Personen über-
wiegend selbständig tätig sind.
Damit würde das Gesetz den tat-
sächlichen Gegebenheiten des
Arbeitsmarktes in der Kultur-
wirtschaft angepasst.

Übersetzervergütung
Im Januar 2007 blieben die Ge-
spräche zwischen Verlagen und
Übersetzern ohne Ergebnis. Zu-
vor waren die Verleger den
Übersetzern sowohl bei den
Grundhonoraren als auch bei der
Umsatzbeteiligung über das so
genannte Münchner Modell hin-
aus noch einmal entgegen ge-
kommen (s. auch FAZ vom 18.
Januar 2007: „Keine Säge am
Erwerbsast“). Das haben die
Übersetzer abgelehnt, ohne ein
Gegenangebot vorzulegen.  Die
beteiligten Verlage halten weiter
am Münchner Modell fest, das
eine Garantiezahlung vorsieht,

die sich am bisherigen Seiten-
honorar orientiert; dazu eine pro-
zentuale Beteiligung an jedem
verkauften Exemplar und an al-
len Erlösen aus der weiteren
Nutzung der Übersetzung. Wie
bei den Autoren ist das Garantie-
honorar auch im Falle eines wirt-
schaftlichen Misserfolgs nicht
zurückzuzahlen. Außerdem soll
ein Solidarfonds geschaffen wer-
den (wie beim Schweizer Dio-
genes Verlag), der aus Bestseller-
erlösen gespeist wird, aus dem
insbesondere Übersetzer an-
spruchsvoller und schwer-
verkäuflicher Werke zusätzliche
Honorare erhalten können. Seit-
dem das neue Urhebergesetz im
Jahr 2002 in Kraft getreten ist,
wird zwischen Autoren, Über-
setzern und Verlagen darum ge-
rungen, ist der Begriff der „an-
gemessenen Vergütung“ strittig.
Mit den Autoren konnten sich
die Belletristikverlage bereits
2005 einigen. Aufgrund der be-
stehenden Rechtsunsicherheit ist
die Zahl der Übersetzungen in
der Belletristik bereits um 30
Prozent rückläufig.

Verkäufe
Verkäufe nicht nur in Krefeld
(FAZ vom 4. November 2006)
oder in Baden Württemberg,
sondern auch in der Schweiz.
Die Schweizer Fondation Bod-
mer will Papyri verkaufen, um
ihr Museum zu finanzieren (sie-
he Bericht in der FAZ vom 28.
Oktober 2006).

Klassik Stiftung Weimar:
Etat erhöht
(Juli 2007) Der Bund und der
Freistaat Thüringen werden im
nächsten Jahr ihre Zuschüsse für
die Klassik Stiftung Weimar um
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insgesamt 2,6 Millionen Euro
deutlich erhöhen. 2008 wird die
Stiftung von Bund und Land je-
weils 10,3 Millionen Euro erhal-
ten. Zusammen mit dem Finan-
zierungsbeitrag der Stadt Wei-
mar betragen die öffentlichen
Zuschüsse dann insgesamt 22,6
Millionen Euro. Für 2009 und
2010 sind weitere Erhöhungen
vorgesehen, so dass die Stiftung
ab 2010 dauerhaft über 4 Mil-
lionen Euro, das heißt rund 20
Prozent der bisherigen Mittel,
zusätzlich verfügen kann. Mit
der deutlich verbesserten finan-
ziellen Ausstattung sollen auch
die umfassende Restaurierung
der Bestände und ihre Vermitt-
lung verbessert werden. Damit
scheinen sich die Befürchtungen
von Heinrich Wefing in der FAZ
vom 11. Juni 2007 zunächst ein-
mal nicht zu bestätigen: „Wei-
marer Schande“.

Handschriftensammlung
Zur Sicherung der Handschrif-
tensammlung aus der badischen
Landesbibliothek in Karlsruhe
verzichten einige Museen auf
insgesamt 5 Mio. Euro aus ih-
ren Ankaufsetats. Die Direkto-
ren der staatlichen Museen, des
Landesmuseums für Arbeit in
Mannheim, wollen 2007 und
2008 jeweils 50% ihrer Budgets
für Anschaffungen zur Siche-
rung der Handschriften bereit
stellen (DIE WELT vom 27.
Oktober 2006); s. auch den Be-
richt in der SZ vom 3. Novem-
ber 2006; eine Zwischenbilanz
der Auseinandersetzung um
Salem und die „Handschriften-
affäre“ in der FAZ vom 28. März
2007. Im Vorfeld gab es erheb-
liche Aufregung in den Feuille-
tons, was denn nun eigentlich

dem Markgrafenhaus Baden
wirklich gehöre (Siehe Bericht
in der FAZ vom 2. November
2006; FAZ vom 19. Dezember
2006: „Nichts kaufen!“).*

Millionenspende
Der Unternehmer Norman Faber
will mit einer 5-Millionen-Euro-
Spende den Bau  einer Spielstät-
te für die Bochumer Sympho-
niker auf den Weg bringen (SZ,
3. November 2007).

Auswärtiges Amt
Nach einer Mitteilung der SZ
vom 28. April 2007 löst das Aus-
wärtige Amt die „Abteilung K“
auf (öffentliche Darstellung der
Bundesrepublik im Ausland),
deren Aufgaben der ungleich
größeren Abteilung „Kultur und
Bildung“ übertragen werden.
Der Kulturkreis der deutschen
Wirtschaft im BDI zeigte sich
besorgt über diese Absicht. Be-
troffen sind hiervon allein im
Hauptsitz des Auswärtigen Am-
tes 10 Referate und mehr als 100
Mitarbeiter, die für einen Jahres-
etat von über 600 Millionen
Euro verantwortlich sind. Der
zuständige Abteilungsleiter soll
versetzt werden. Der Kulturkreis
der deutschen Wirtschaft vertritt
die Ansicht, dass solche Maß-
nahmen der auswärtigen Kultur-
politik Deutschlands großen
Schaden zufügen würden. Dazu
der Geschäftsführer des Kultur-
kreises, Dr. Stephan Frucht: „Die
Auswärtige Kultur- und Bil-
dungspolitik spielt in Deutsch-

land traditionell eine wichtige
Rolle. Daher ist sie auch direkt
beim Außenminister mit einer
großen Abteilung vertreten. Es
ist widersinnig, eine solche Ab-
teilung aufzulösen. Immerhin
kümmert sie sich u. a. um alle
Goethe-Institute, die Förderung
der deutschen Sprache weltweit
sowie um den Dialog mit der is-
lamischen Welt. Zur Gestaltung
des internationalen Ansehens
Deutschlands liefert diese Arbeit
wichtige Bausteine und sollte
eher gestärkt werden. Besonders
die Vermittlung der deutschen
Kultur im Ausland muss das
Außenministerium weiter priori-
tär behandeln können. Für deut-
sche Unternehmen ist es zudem
von höchster Wichtigkeit, dass
mit der Auswärtigen Kulturpo-
litik erste Grundsteine für diplo-
matische und wirtschaftliche Be-
ziehungen gelegt werden. Ohne
diese Kulturabteilung gleicht das
Auswärtige Amt einem PC ohne
Software. Auf die Eigenständig-
keit der Abteilung sollte das Mi-
nisterium nicht verzichten. Sonst
muss es begründen, warum die
Referate nicht dem Kulturstaats-
minister angegliedert werden.
Viel sinnvoller wäre da schon
der Vorschlag, die Kommunika-
tionsabteilung des Auswärtigen
Amtes dem Presse- und Informa-
tionsamt der Bundesregierung
zu unterstellen.“

Bestandsaufnahme
Eine generelle Bestandsaufnah-
me in der ZEIT vom 19. Juli
2007: „Ja, wohin laufen sie
denn?“

„Das Konzept der auswärtigen
Kulturpolitik ist vor allem auf
gut ausgebildete junge Auslän-
der zugeschnitten, die high

Auswärtige
Kulturpolitik
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potentials dieser Welt. Solche
Zielgruppen müssen unterschei-
den lernen, wer sich ihnen zeigt,
‚Corporate Germany’ oder die
deutsche Kulturnation in ihrer
Unverwechselbarkeit - oder
Deutschland als Teil von Europa.

Es ist ein komplexes Angebot,
das auch mit deutschen Iden-
titätsunsicherheiten zu tun hat.
Zudem verlangen diese Ziel-
gruppen auch kulturell nach ei-
nem zeitgenössischen Deutsch-
landbild, nicht nach einem nor-
mativen Kulturbegriff. Weil
auch die deutsche Kultur-
wirtschaft Film, Popmusik und
Architektur international kon-
kurrenzfähiger geworden ist,
überbrücke nebenbei die tradi-
tionelle Mauer zwischen Außen-
wirtschaftsförderung und Kultur.
Am Ende werden junge Auslän-
der aber nicht durch Freibier und
Filme, sondern durch Bildungs-
angebote an Deutschland gebun-
den.“

Goethe-Institut
Zum Antrag von Peter Gau-
weiler (CSU) und Monika
Griefahn (SPD) „Stärkung des
Goethe-Instituts“ (s. S. 5 ) s. auch
den Bericht in der SZ vom 25.
November 2006 („Die Monster-
zähmer“): Die SZ bezeichnet ge-
wisse Formulierungen als „er-
staunlicher, als es zunächst
klingt, denn dies ist nicht die
Sprache des Kulturmanage-
ments. Und es ist nicht viel mehr
von ‚Krisenprävention’ die Re-
de: ein Wort, das seit geraumer
Zeit zu den Lieblingsvorstel-
lungen der Außenpolitik für die
Kultur gehört. Kulturfunktionäre
nehmen solche Begriffe dann
sehr gerne auf, um ihre Medien-
und Managementqualitäten her-

auszustellen. Der Antrag der Par-
lamentarier ist in einer vernünf-
tigen, sachlichen Sprache formu-
liert und unterscheidet sich
schon dadurch von Sätzen, mit
denen der Generalsekretär des
Goethe-Instituts Hans-Georg
Knopp in letzter Zeit polarisiert
hat.“ Zu den Folgen: FAZ vom
28. Juni 2007: „Nach Plan“; s.
auch FR vom 25. November
2006. Im Dezember 2006 hatte
das Goethe-Institut in seiner
Jahrespressekonferenz bestätigt,
dass es keine seiner weltweiten
Standorte schließen und seine
Präsenz in China, Indien und
dem Nahen Osten auch nur all-
mählich und schrittweise aus-
bauen wird. Immerhin wurde für
2007 der Goethe-Etat auf 13,5
Mio. Euro erhöht, was dem
Stand von 2002 entspricht, aber
lt. FAZ vom 15. Dezember 2006
„in Zeiten allgemeinen Sparens
einen hohen Symbolwert“ habe.
In den Regionen Asien, Naher
Osten und Nordafrika sollen kei-
ne neuen Institute eröffnet wer-
den, sondern externe „Sprach-
lernzentren“ eingerichtet wer-
den. In China 8, in Indien 4, in
der islamischen Welt 7.

Deutsch-tschechische Kultur-
begegnungen
Die Kulturstiftung des Bundes
hat einen Fonds für die Deutsch-
Tschechischen Kulturbegegnun-
gen 2007-2009 eingerichtet.
Durch gemeinsame Kulturpro-
jekte sollen neue, dauerhafte
Verbindungen zwischen beiden
Ländern aufgebaut werden. Das
Programm setzt die bilateralen
Kulturbegegnungen mit Län-
dern im östlichen Europa fort.
Nach mehreren Projekten im
Deutsch-Polnischen Jahr 2005/

2006, fördert die Bundesregie-
rung noch bis zum Herbst 2007
vor allem den deutsch-ungari-
schen Kulturaustausch. Daran
anschließen werden die deutsch-
tschechischen Kulturbegegnun-
gen, die bis zum Jahr 2009 ge-
plant sind. Ziel der Begegnun-
gen ist es, die Menschen in
Deutschland und den östlichen
Nachbarstaaten mit der Kultur
des jeweils anderen Landes bes-
ser vertraut zu machen. Die
Kulturstiftung des Bundes unter-
stützt die Kulturbegegnungen im
Rahmen ihres Schwerpunkts
„Mittel- und Osteuropa“. Durch
Initiativen wie das deutsch-pol-
nische „Büro Kopernikus“ oder
das Programm „bipolar“ zur För-
derung deutsch-ungarischer
Kulturprojekte hat die Stiftung
den Kulturbegegnungen nach-
haltige Impulse verschafft. Die
deutsch-tschechischen Kultur-
begegnungen werden von der
Kulturstiftung des Bundes mit 3
Millionen Euro unterstützt. Be-
teiligt: Kulturschaffende aus bei-
den Ländern. Vorgesehen sind
eine Reihe von Projekten, an
denen sich Kulturschaffende aus
Deutschland und Tschechien
beteiligen werden. Dabei soll
zum Beispiel der Frage nach der
Bedeutung des „Prager Früh-
lings“ für die politische Entwick-
lung im geteilten Europa bis zum
Fall der Mauer nachgegangen
werden. Geplant sind außerdem
Untersuchungen zur Alltags-
geschichte in beiden Ländern.
Als Herausforderung für das ak-
tuelle Theater werden die The-
men Flucht, Vertreibung und
Verfolgung begriffen. Ein wei-
teres Projekt ist zum architekto-
nischen Erbe der Moderne in
beiden Ländern vorgesehen.
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Auch der 125. Geburtstag Franz
Kafkas wird gewürdigt. Die
Bundeskulturstiftung wird des-
halb nicht nur die historisch-kri-
tische Ausgabe seiner Werke för-
dern, sondern sich auch an Ver-
anstaltungen beteiligen, die Tex-
te und Wirkung des Dichters in
innovativer Weise vermitteln.

Europäische Union

Engere EU-Kooperation mit
Karibik-Staaten
Mit 30 Millionen Euro in den
kommenden sechs Jahren will
die EU die kulturelle Zusam-
menarbeit mit den Staaten Afri-
kas, der Karibik und des pazifi-
schen Raums (AKP-Staaten) för-
dern. Der EU-AKP-Kulturfonds
ist Teil einer am 10. Mai 2007 in
Brüssel vorgeschlagenen neuen
europäischen Kulturstrategie der
Kommission. EU-Entwick-
lungskommissar Louis Michel
sagte, mit dem Fonds könne zum
Beispiel auch illegaler Handel
mit Kulturgütern aus diesen Län-
dern bekämpft werden. Anson-
sten will die neue Kulturagenda
auch die Kooperation der Mit-
gliedstaaten mit den EU-Institu-
tionen in kulturellen Angelegen-
heiten verbessern.

Deutscher Filmförderfonds
gebilligt
EU-Kommission hat den neuen
Deutschen Filmförderfonds bis
Ende 2009 gebilligt. Filmprodu-
zenten stehen damit Zuschüsse
von insgesamt 180 Millionen
Euro zur Verfügung, teilte die
EU-Kommission am 21. Dezem-
ber 2006 in Brüssel mit.

Kulturhauptstadt
Die estnische Hauptstadt Tallinn

und das finnische Turku sind die
europäischen Kulturhauptstädte
im Jahr 2011, so die EU-Kom-
mission am 13. Juni 2007.

UNESCO

Kein „ungehemmtes
Wachstum“
Bei der 31. Sitzung des Welt-
erbe-Komitees wurde deutlich,
dass man kein „ungehemmtes
Wachstum“ der Werterbe-Liste
wolle. Künftig sollten die Euro-
päern über so genannte ‚interna-
tionale serielle Nominierungen’
nachzudenken, also vergleichba-
re Stätten gemeinsam als Welt-
erbe zu beantragen. Heidelberg
hat es jedenfalls auch im zwei-
ten Anlauf nicht geschafft (FR
vom 30. Juni 2007).

China

Nach fast 20 Jahren schlägt das
Goethe-Institut in Peking einen
neuen Kurs in seiner Projektar-
beit ein, die  chinesischen Ko-
operationspartner, die heute
auch meist finanziell und infra-
strukturell besser ausgestattet
seien als das Goethe-Institut
selbst, haben inzwischen deut-
lich höhere Ansprüche. Neben
dieser Neuausrichtung baut das
Goethe-Institut in Peking seine
Sprachprogramme massiv aus.
Die Nachfrage ist so groß, dass
ein Drittel der Interessenten ab-
gewiesen werden musste, da nur
1200 Chinesen im Jahr im Insti-
tut Deutsch lernen können. Da-
her wird das Goethe-Institut in
Peking und acht anderen Orten
mit örtlichen Einrichtungen als
Vertragspartner eigene Sprach-
lernzentren gründen. Außerdem
will das Goethe-Institut den Kul-

turaustausch auch mit einem
Webportal im Internet vorantrei-
ben, das im Oktober 2007 vor-
gestellt wird. Die FAZ vom 27.
August 2007 bemängelt hinge-
gen, dass sich anlässlich des
Besuches von Bundeskanzlerin
Merkel in China bei den Kultur-
wochen in Nanking das Land der
Dichter und Denker „ratlos“ ge-
zeigt habe. „Es fehlt der Sinn für
die eigene Nationalkultur wie für
die besonderen Möglichkeiten,
die der kulturelle Austausch er-
öffnen kann … Zwischen den
Polen politischer und wirtschaft-
licher Instrumentalisierung
scheint die Idee abhanden ge-
kommen zu sein, dass die Kul-
tur im Verhältnis der Nationen
noch etwas Drittes sein könnte:
eine Form der Auseinanderset-
zung mit dem allen gemeinsa-
men Leben nämlich, die in den
wechselseitigen wirtschaftlichen
und geopolitischen Interessen
nicht aufgeht. Und deshalb, fern
davon, harmloser Schmuck zu
sein, eigenständige Möglichkei-
ten der Verständigung und Kri-
tik eröffnet.“

Buchmesse
Die Pekinger Buchmesse ist am
30. August 2007 mit Deutsch-
land als Gastland eröffnet wor-
den. Am deutschen Gemein-
schaftsstand sagte Kultur-
staatsminister Bernd Neumann
vor Journalisten, für deutsche
Verlage gebe es gute Chancen
auf dem wachsenden chinesi-
schen Buchmarkt, wenn sie „am
Ball bleiben und Ausdauer zei-
gen“. Nach Frankreich und
Russland ist Deutschland erst
das dritte Gastland auf der inter-
nationalen Pekinger Buchmesse.
Allein 2006 wurden 366 deut-
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sche Bücher ins Chinesische
übersetzt. Beim weltweiten Ein-
kauf deutscher Lizenzen steht
China auf Platz sechs. 2009 ist
im Gegenzug China das Gast-
land auf der Frankfurter Buch-
messe.

Russland

Kulturoffensive
Nach einem Bericht der SZ vom
27. April 2007 will Russland
Präsident Putin eine Kultur-
offensive zugunsten der russi-
schen Sprache einleiten; dazu
gehört auch die Förderung von
Sprachlernprogrammen im Aus-
land.

Schweiz

Das Schweizer Bundesgericht in
Lausanne hat die Buchpreis-
bindung aufgehoben, sie stelle
eine unzulässige Wettbewerbs-
beschränkung dar. Damit wies
das Gericht eine Beschwerde des
Schweizerischen Buchhändler-
und Verlegerverbandes und des
Börsenvereins des deutschen
Buchhandels ab (FAS vom 4.
März 2007). Damit ist die
Buchpreisbindung auch im
deutschsprachigen Teil der
Schweiz weggefallen. Im
französischsprachigen Landes-
teil gab es keine Preisbindung.
Dazu die FAZ vom 4. Mai 2007:
„Auch am Buchmarkt bringt das
Gesetz von Angebot und Nach-
frage den notwendigen Aus-
gleich für die Beteiligten. Die
‚Kultur’ muss darunter nicht lei-
den … wer Kulturförderung auf
seine Fahnen schreibt, sollte
dazu nicht den Buchkäufer in
Anspruch nehmen.“ Allerdings
könnte, worauf die FAZ ebd. im

Feuilleton hinweist (Bücher-
röschti) der Kampf bald weiter-
gehen. Im eidgenössischen Par-
lament wird an einem Gesetz mit
landesweit obligatorischer Preis-
bindung gearbeitet.

Auf der 56. Jahrestagung des
Kulturkreises der deutschen
Wirtschaft im Bundesverband
der Deutschen Industrie e.V.
vom 5. bis 7. Oktober 2007 wur-
den Dr. Werner Müller (Vorsit-
zender des Vorstands der Evonik
Industries AG) und Dr. Karl-
Gerhard Eick (Vorstand Finan-
zen und stellvertretender Vor-
standsvorsitzender der Deut-
schen Telekom AG) in den Vor-
stand des Kulturkreises der deut-
schen Wirtschaft im BDI e.V.
gewählt.

– Der Politikwissenschaftler
Claus Leggewie trat im Juli 2007
sein Amt als Direktor des Kultur-
wissenschaftlichen Instituts
(KWI) in Essen an. (Siehe Wür-
digung in WamS vom 20. Mai
2007).

 – Der Berliner Regierende
Bürgermeister Klaus Wowereit
hat zugleich das Amt des Kultur-
senators von Berlin übernom-
men und Thomas Flier abgelöst.
Dazu siehe die Würdigung in der
FAS vom 19. November 2006:
„Der gierende Bürgermeister“;
WamS vom 18. November 2006:
„Das Signal aus Berlin ist ver-
heerend“; NZZ vom 8. Novem-
ber 2006: „Ein verheerendes Si-
gnal“.

– Der Sprecherrat des Deut-
schen Kulturrates wählte im
März 2007 den ehrenamtlichen
Vorstand des Deutschen Kultur-
rates Prof. Dr. Max Fuchs (Vor-
sitzender), Christian Höppner
(Stellvertretender Vorsitzender)
und Dr. Claudia Schwalfenberg
(Stellvertretende Vorsitzende)
wieder. Die Amtszeit des Vor-
stands dauert bis März 2009.
Prof. Dr. Fuchs tritt damit seine
vierte Amtszeit als Vorsitzender
des Deutschen Kulturrates an.
Christian Höppner wurde zum
dritten Mal und Dr. Claudia
Schwalfenberg zum zweiten Mal
wieder gewählt. Der Vorstand
will seine Arbeit als Impulsge-
ber für verbands- und allgemein
kulturpolitische Themen fortset-
zen.

– Das Bundeskabinett hat am
23. Mai 2007 auf Vorschlag von
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann beschlossen, die Schau-
spielerin und Präsidentin der
Deutschen Filmakademie, Sen-
ta Berger, den Lyriker Durs
Grünbein und den Soziologen
Wolf Lepenies in den Stiftungs-
rat der Kulturstiftung des Bun-
des zu berufen. In dem aus 14
Mitgliedern bestehenden Stif-
tungsrat sind neben Mitgliedern
der Bundesregierung, des Deut-
schen Bundestages, der Länder
und Kommunen auch drei nam-
hafte Persönlichkeiten aus dem
Bereich der Kunst und Kultur
vertreten, die von der Bundes-
regierung berufen werden.

– Der Historiker Hermann Par-
zinger, gewählt am 8. Juni 2007,
ist ab 1. März 2008 neuer Präsi-
dent der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz (zur 50-Jahr-Feier

Personalien
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s. Bericht in der SZ vom 8. Sep-
tember 2007) und löst Klaus
Dieter Lehmann ab. Lehmann
scheidet nach Erreichen des 68.
Lebensjahres am 29. Februar
2008 aus dem Amt des Präsiden-
ten der Stiftung Preußischer
Kulturbesitz aus.

Die FAZ vom 30. April 2007
registrierte „Unmut“ über das
Vorgehen bei der Präsidenten-
suche, zumal der Beschluss im
Stiftungsrat der Preußischen
Stiftung wohl erst für Anfang
Juni vorgesehen war: „Seitdem
wird über Parzinger geredet,
während er selbst nix sagen
darf.“ Außerdem stellt die FAZ
die Frage, warum nicht Martin
Roth (Dresden), Karin von
Welck (Hamburg) oder Jan
Hendrick Olbertz (Sachsen-An-
halt) in die Wahl kamen. Hans-
Heinrich Grosse-Brockhoff,
Kulturstaatssekretär in Nord-
rhein-Westfalen, Mitglied der
Findungskommission, soll er-
klärt haben: „Man darf auch
nicht verschweigen, dass bei der
Installation Parzinger auch des-
sen Vorgänger Herr Lehmann
eine Rolle gespielt“ hat. Der Vor-
sitzende des Stiftungsrats,
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann, betonte nach der Wahl des
neuen Präsidenten: „Hermann
Parzinger ist ein weltweit re-
nommierter Wissenschaftler und
zugleich ein großartiger
Kommunikator und Moderator.
Er hat sich am Deutschen Ar-
chäologischen Institut als um-
sichtiger und doch durch-
setzungsstarker Modernisierer
erwiesen und er versteht es wie
kein anderer, Wissenschaft zu
öffentlichem Wissen zu machen.
Seit langem ist er als internatio-
naler Kooperationspartner hoch

geachtet und arbeitet als aktives
Mitglied in zahlreichen in- und
ausländischen Akademien. Mit
der SPK ist er durch seine Mit-
gliedschaft im Stiftungsbeirat,
dessen Vorsitzender er seit 2006
ist, bestens vertraut. Ich bin
überzeugt, dass Hermann Par-
zinger als neuer Präsident der
SPK diese größte und bedeu-
tendste Kulturinstitution unseres
Landes mit Geschick, Energie
und Weitblick erfolgreich in die
Zukunft führen wird.“

– Der scheidende Intendant
des Deutschen Theaters Berlin,
Bernd Wilms, wird auf Vor-
schlag von Kulturstaatsminister
Neumann ab 1. April 2008 neu-
er Kurator des vom Bund finan-
zierten Hauptstadtkulturfonds.

– Der scheidende Präsident der
Stiftung Preußischer Kulturbe-
sitz in Berlin, Klaus-Dieter Leh-
mann wird ab 1. März 2008 neu-
er Präsident des Goethe-Insti-
tuts. Er löst  Jutta Limbach ab-
lösen, die altersbedingt ausschei-
det (FAS vom 1. Juli 2007).

– Bis Dezember 2007 soll eine
Findungskommission einen
Nachfolger für Peter Klaus
Schuster als Generaldirektor der
Staatlichen Museen suchen. Da-
bei soll der Posten nicht mehr
mit der Direktion der National-
galerie verbunden sein (Beide
Nachrichten FAZ vom 9. Juni
2007).

– Nach einem kritischen Be-
richt des Bundesrechnungshofs
zur Geschäftsführung und der
Aufdeckung von Verschwen-
dung und Kontrolldefiziten muss-
ten die Chefs Wilfried Gatz-

weiler und Wenzel Jacob gehen
(s. auch den Bericht in der FAZ
vom 18.Mai 2007; SZ vom 18.
Mai 2007). Nach den Ergebnis-
sen der Prüfer fuhr die Bundes-
kunsthalle mit Freiluft-Konzer-
ten auf dem Museumsplatz einen
Verlust in Höhe von mehr als
sechs Millionen Euro in fünf
Jahren ein. Es ist strittig, ob ein
ambitioniertes Konzertpro-
gramm in den Kernaufgaben-
bereich der Kunsthalle gehört.
Jacob hat im Juli 2007 den Bund
verklagt. Nachfolger in der In-
tendanz ist Christoph Vitali.

– Entertainer und Schauspie-
ler Harald Schmidt unterstützt
Erika Steinbach und das „Zen-
trum gegen Vertreibungen“ (SZ,
18. September 2007).

– Der Chemiker Helmut
Schwarz wird ab 2008 neuer
Präsident der Alexander von
Humboldt-Stiftung und tritt die
Nachfolge des Germanisten
Wolfgang Frühwald an.

 – Claudia Schmied (SPÖ) ist die
neue österreichische Ministerin
für Unterricht, Kunst und Kul-
tur; damit wurde die Kultur wie-
der eines eigenen Ministeriums
für würdig befunden, nachdem
sie zuvor von Kulturstaatssekre-
tär Franz Morak verwaltet wur-
de (s. Bericht in der FAZ vom19.
Januar 2007: „In der Löwengru-
be“).

– Prof. Dr. Hans Walter Hütter
ist neuer Präsident der Stiftung
Haus der Geschichte der Bun-
desrepublik Deutschland, die er
seit dem 1. Februar 2006 bereits
kommissarisch geleitet hatte.
(FAZ vom 6. Juni 2007).
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– Die SZ vom 18. November
2006 würdigt NRW-Staatssekre-
tär Hans-Heinrich Grosse-
Brockhoff als „einen der weni-
gen Kulturpolitiker mit Kultur“:
„Hans-Heinrich Grosse-Brock-
hoff gehört zu jener aussterben-
den Spezies Bildungsbürger, für
die es immer noch selbstver-
ständlich ist, dass in jedem Kin-
derzimmer zumindest eine Beet-
hovensymphonie neben dem
„Faust“ und in jedem Amt für
Sozialwesen eine Stadtbücherei
neben einem Theater stehen soll-
te. Dass er ein Konservativer ist
und gerne die Anekdote erzählt,
auch er sei ein 68er, nur habe
seine Revolte gegen den Vater
darin bestanden, ein einziges
Mal in seinem Leben FDP zu
wählen, ist seine eine Seite. Die
andere, das ist der Kulturen-
thusiast, der Traditionalist ist
und doch für schwer durchsetz-
bare Kunst einsteht.“

„Videospielen ist gut. Es ist
Teil unserer Kultur und der Ge-
sellschaft und der Sozialisation
von Kindern.“
Robbie Bach, Entertainment
Sparte Microsoft, im Interview
mit der WamS vom 7. Oktober
2007.

„Die Grundidee liegt darin,
dass man Kindern Impulse gibt.
Man kann nicht durch einen ein-
zigen Schulbesuch Kinder an die
Musik heranführen und man
kann vielmehr ein erstes emotio-
nales Erlebnis schaffen. Man
zünde eine Flamme an, die durch
das Engagement von Lehrern

und vor allem Eltern weiter ge-
nährt werden muss. Für  mich
sind Schulbesuche in ganz
Deutschland eine  sehr berei-
chernde Erfahrung. Im Juni war
ich in Mecklenburg in einem
winzigen Ort mit brillant vorbe-
reiteten Schülern, die zählten
Namen von Komponisten des
20. Jahrhunderts auf, die ich
noch nie gehört hatte. Man kann
auch in der Provinz sehr positiv
überrascht werden.“
Geigerin Julia Fischer, laut Ge-
neral-Anzeiger vom 27. August
2007.

„Bild“: „Fehlt unserer Gesell-
schaft der Mut zur Kultur?“

Masur: „Was ich in letzter Zeit
an Unwissenheit über die Rolle
der Kultur erlebt habe, ist für
mich erschreckend. Der Verlust
an Werten, auch am Stellenwert
eines Künstlers, ist enorm.“

Schmidt: „Ich glaube, der
Werteverfall ist ein Medien-
thema. Ich bin der Meinung,
dass darum im Privatleben die
Werte gelegt werden müssen, das
fängt bei der Erziehung der Kin-
der an…“

Masur: „Das schlimmste ist,
dass unsere Politiker nicht ein-
mal merken, wie viel Kunstliebe
und Kultur hier verloren geht.
Der Großteil der Politiker ist
nicht mehr darauf aus, das Le-
ben für die Menschen schöner zu
machen – er ist darauf aus sei-
ne Machtposition auszubauen!
Ich finde, Musik müsste für alle
Pflichtfach sein …“
Interview der BILD-Zeitung mit
Harald Schmidt und Kurt Masur
am 16. Juni 2007.

„Sie haben gesagt, dass Sie
nicht mehr wählen gehen – be-
schäftigt Sie die Gesellschaft
überhaupt noch?“ Kroetz:
„Nein, das ist mir scheißegal“.
Franz Xaver Kroetz im Ge-
spräch mit der WamS vom 21.
Januar 2007.

Wenn die Akzeptanz des Thea-
ters als kultureller Fixpunkt ab-
genommen hat, liegt das doch
daran, dass Fragen der kulturel-
len Bildung über Jahre vernach-
lässigt wurden. In den Schulen
fallen Fächer wie Kunst und
Musik häufig aus. Ich möchte
einen Beitrag dazu leisten die-
ses Defizit an kultureller Bildung
zu verringern. Junge Menschen
müssen wieder mehr an das
Theater herangeführt werden,
für sie sollte es selbstverständli-
cher werden, etwa ein Theater-
abonnement zu haben. Nur so
kann man erreichen, dass die
Kultur langfristig wieder mehr
Mitstreiter bekommt – in der
Bevölkerung wie unter den Po-
litikern.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann im Interview mit der SZ
vom 18. November 2006.

„Der Literaturbetrieb hat Sie
lange Zeit ignoriert, darunter
haben Sie gelitten und jetzt plötz-
lich, kurz vor dem Ableben, fei-
ert der Betrieb Sie.
Ich verstehe das auch nicht, hät-
te ein bisschen früher kommen
können.

Was war eigentlich Ihr Verbre-
chen, was haben Sie dem
Literaturbetrieb angetan?
Ich bin konservativ und liberal,
und das darf man in Deutschland
nicht sein.“
Der am 5. Oktober 2007 verstor-

Zitate
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bene Schriftsteller Walter Kem-
powski im Gespräch mit der
Frankfurter Rundschau vom 4.
August 2007.

„Wir wollen die Ausstrahlung
der EU über die Kulturschiene
stärken, weil das ein sehr gutes
Transportmittel ist.“
Richard Kühnel, Mitarbeiter von
EU-Kommissarin Benita Ferrero
Waldner, auf dem kulturpoliti-
schen Bundeskongress lt. SZ
vom 9. Juni 2007.

„Soviel Traditions- und
Bildungsvergessenheit war denn
doch ein wenig unerhört.“
Die SZ vom 27. Oktober 2006
anlässlich des Kongresses des
Außenministeriums zur auswär-
tigen Kulturpolitik zum Er-
öffnungsbeitrag von Henning
Kagermann, Vorstandssprecher
der SAP AG.

„Das Kopieren von Musik
wird immer einfacher. Das Pro-
duzieren von hochwertiger Mu-
sik zu marktfähigen Konditionen
immer schwieriger. Von 16
Musikdownloads im Internet ist
bisweilen nur einer legal. Die
musikinteressierte Öffentlichkeit
muss ebenso wie die Unterneh-
men ein Interesse daran haben,
ihre Künstler zu schützen. Viel-
fach geht Kopieren heute über
Musizieren. Wer sich derart un-
verantwortlich im Web verhält,
kann kein Freund der Musik
sein.“
Stephan Frucht, Geschäftsführer
des Kulturkreises im BDI, am
24. April 2007.

„Deutschland steht uneinge-
schränkt zu seiner moralischen
Verantwortung für die Restituti-

on von NS-Raubkunst, wie sie im
Washingtoner Abkommen fixiert
ist. Eine Aushöhlung dieser mo-
ralischen Verpflichtung wird es
nicht geben. Das Verfahren bei
der Restitution muss aber trans-
parenter, koordinierter und
nachvollziehbarer gestaltet wer-
den.“
Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann, MdB, zur Restitution von
NS Raubkunst im November
2006.

„Ein Edelpferd kann man
nicht zum Ackergaul machen.“
Der Sächsische Kulturstaatsse-
kretär Knut Nevermann über die
vom Sächsischen Kabinett der
Semperoper verordneten „Kon-
solidierungsphase“, laut FAZ
vom 9. Mai 2007.

„129 Goethe-Institute dürfen
uns so viel wert sein wie 12 bis
15 Kilometer Autobahn. Ich will
die Kultur im Wahrnehmungs-
feld deutscher Außenpolitik stär-
ken.“
Außenminister Frank Walter
Steinmeier, lt. Frankfurter Rund-
schau vom 28. Oktober 2006.

„Wenn die Verantwortung an
einen Staatssekretär abgegeben
wird, ist das ein Degradieren der
Kultur in der Hierarchie der po-
litischen Realität eines Landes.
Wobei Kultur in Bremen auch
bisher nicht so weit oben stand.
Natürlich, wir kommen nicht aus
dem Nirvana und gehen nun in
die Hölle, sondern, mit Ausnah-
me von Hamburg, haben alle
Länder ein eigenständiges
Kulturressort abgeschafft. In
Bremen war der bisherige Sena-
tor für Wirtschaft und Häfen
auch für Kultur zuständig. Das

ist nicht optimal. Aber immer
noch der bessere Weg, weil der
unmittelbar Verantwortliche ein
Senator mit allen Rechten ist.
Was wäre denn für Bremen der
optimale Weg? Gerade für ein
Land wie Bremen, das nicht be-
sonders groß ist, aber eine sehr
quirlige Kulturszene hat und
deshalb mit Kultur punkten
könnte, wären ein Senator oder
eine Senatorin für Kultur opti-
mal. Und zwar nur für Kultur.
Die zweitbeste Lösung wäre,
dass man einen Senator oder
eine Senatorin für Kultur und
andere Bereiche hat, mit der
Hoffung, dass die Person ein
positives Verhältnis zur Kultur
hat. Es ist immer die Frage, wo-
für man sich besonders enga-
giert, für die Wirtschaft, die Hä-
fen oder die Kultur. Aber für die
finanzielle Absicherung von Kul-
tur könnte die Zuordnung doch
Vorteile bringen? Ein Bürger-
meister braucht einen Gegen-
part, eine Struktur, die am
Kabinettstisch sagen kann, wir
müssen für die Kultur ein
bisschen mehr herausholen.
Wenn ein Ministerpräsident sei-
ne Minister dazu verdonnert, in
ihren Ressorts zu sparen bis es
knackt, dann kann er schlecht
vertreten, »aber bei meiner Kul-
tur nicht«. Für einen Minister-
präsidenten ist es – obwohl er
mächtig ist – unglaublich
schwer, für die Kultur zu kämp-
fen.“
Olaf Zimmermann, Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrats,
im Gespräch mit dem Neuen
Deutschland über die Abschaf-
fung eines eigenen Kultur-
ressorts in Bremen.
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- Die Zeitschrift Kulturpolitik,
hg. vom Bundesverband Bilden-
der Künstlerinnen und Künstler,
berichtet in der Ausgabe 4/2006
u.a. über die wichtigsten kultur-
relevanten EU-Förderprogram-
me und über Fragen im Zusam-
menhang mit der Künstlersozial-
kasse. Außerdem befindet sich
dort ein Beitrag zur Urheber-
rechtsreform, 2. Korb; in der
Ausgabe 3/2007 u.a. noch ein-
mal über Korb 2 des jetzt ver-
abschiedeten Urheberrechts
und den Bundeskongress
kultur.macht.europa der Kul-
turpolitischen Gesellschaft.
Die Nr. 2/2007 hat das Verhält-
nis von Kunst, Künstler und
Internet zum  Schwerpunktthe-
ma.

- Die Kulturpolitischen Mittei-
lungen  der Kulturpolitischen
Gesellschaft IV/2006 widmen
sich dem Schwerpunkt „Kultur-
politik ist Gesellschaftspolitik“;
hervorgehoben sei außerdem ein
Beitrag zur Kanon-Debatte in
den Niederlanden.

In der Ausgabe I/2007  steht
das Thema „Kultur & Alter“ im
Mittelpunkt. Demografieexperte
und Familiensoziologe Franz
Xaver Kaufmann skizziert in ei-
nem Grundsatzbeitrag den
demografischen Wandel in
Deutschland und die ‚Wucht’,
mit der diese Entwicklung eine
weitgehend unvorbereitete Ge-
sellschaft in Kürze treffen wird.
In einem ausführlichen Inter-
view spricht sich Hortensia
Völckers für eine stärkere bil-

Aus kulturpolitischen Zeitschriften
und Beiträgen

dungspolitische Verantwortung
der Kultureinrichtungen aus:
»Die Kulturinstitutionen müssen
als Bildungsorte verstanden, ge-
schützt und gestärkt werden,
wenn sie nicht zu Ereignis-
fabriken mutieren sollen“; die
Ausgabe II/2007 enthält den
Schwerpunkt „Kulturpolitik &
Demographie“; außerdem wid-
men sich Iris Magdowski und
und K.-J. Scherer den neuen
Grundsatzprogrammen von
CDU und SPD; die Kulturpoli-
tischen Mitteilungen III/2007
enthalten im Schwerpunkt zen-
trale Beiträge vom Vierten
Kulturpolitischen Bundeskon-
gress „kultur.macht.europa. –
europa.macht.kultur.“, der am
7. und 8. Juni 2007 in Berlin
im Rahmen der deutschen EU-
Ratspräsidentschaft stattgefun-
den hat. Autoren sind u.a. der
Schweizer Schriftsteller Adolf
Muschg, Kulturstaatsminister
Bernd Neumann, EU-Kommis-
sar Ján Figel und  Bundestags-
vizepräsident Wolfgang Thierse.

In der Ausgabe November/De-
zember 2006 von politik und
kultur, hg. vom Deutschen Kul-
turrat, schreiben u.a. Kultur-
staatsminister Neumann und
Bundestagspräsident Norbert
Lammert zum 25. Jubiläum des
Kulturrats. Weitere Themen u.a.:
Welche Bedeutung haben Kul-
turgüter für unsere Gesellschaft?
Dürfen Kulturgüter aus öffentli-
chen Kultureinrichtungen bei
Haushaltsengpässen verkauft
werden? Was bringt das Staats-

ziel Kultur im Grundgesetz?
Brauchen wir einen Kanon im
Bereich kultureller Bildung?
Was kann ein Kanon leisten und
was nicht? Was gehört zu einem
Kanon? Diese Fragen debattie-
ren Birgit Jank, Gabriele Schulz,
Jörg-Dieter Gauger, Claudia
Schwalfenberg und Wolfgang
Zacharias. Die Ausgabe Januar/
Februar 2007 behandelt die kul-
turelle Machtverschiebung in
den Ländern: Nach Schleswig-
Holstein und Nordrhein-Westfa-
len ist nun auch in Berlin der
Ministerpräsident zugleich Kul-
turminister. Grund genug in den
zwei Ländern, die bereits Erfah-
rungen mit einem solchen Mo-
dell gemacht haben, nachzufra-
gen, wie es denn funktioniert.
Welche Auswirkungen hat der so
genannte Bologna-Prozess auf
die Kunst- und Musikhochschul-
landschaft? Wie soll die Künst-
lersozialkasse stabilisiert wer-
den? Der Deutsche Kulturrat
nimmt zum Referentenentwurf
zur Änderung des Künstlerso-
zialversicherungsgesetzes Stel-
lung. Nachdem kürzlich zu be-
fürchten stand, dass den gemein-
nützigen Organisationen der
Garaus gemacht werden soll,
stellte kurz vor Weihnachten
Bundesfinanzminister Peer
Steinbrück seinen Maßnahmen-
katalog „Hilfe für Helfer“ vor.
Olaf Zimmermann setzt sich da-
mit auseinander. Kultur Kompe-
tenz Bildung: Welche Auswir-
kungen hat der demografische
Wandel auf die kulturelle Kin-
der- und Jugendbildung?

In der Ausgabe März/April
2007 von politik und kultur setzt
sich u.a. Wolf Lepenies mit dem
Stellenwert der Geisteswissen-
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schaften in den aufstrebenden
Industrienationen Asiens und in
Deutschland auseinander. Schwer-
punkte der Ausgabe sind weiter:
Wie sollte die künftige Kulturpo-
litik in Thüringen aussehen? Er-
innern an Vertreibung – virtuell
oder real? Gehört Kultur zu den
Kernaufgaben der Kirchen?

Die Ausgabe Mai/Juni 2007
hat als Schwerpunktthemen:
Was bedeutet die Erinnerung
und die Erinnerungskultur für
eine Gesellschaft? Streitfall:
Computerspiele. Welche Rolle
spielen Verbände, wie der Deut-
sche Kulturrat, im demokrati-
schen Rechtsstaat? Die Ausga-
be Juli/August 2007 widmet sich
u.a. den Themen: Gibt es eine
Kulturpolitik der SPD? Was ist
das Spezifische daran? Worin
unterscheidet sie sich von der der
anderen Parteien?  Streitfall:
Computerspiele III: Welche Wir-
kung haben Computerspiele auf
Kinder und Jugendliche? Wie
können Computerspiele bewer-
tet werden? Welchen Reiz haben
diese Spiele? Das groß angeleg-
te Projekt der Kulturstiftung des
Bundes, des Landes NRW und
der GLS Stiftung Zukunft Bil-
dung soll in den nächsten drei
Jahren dazu beitragen, dass
210.000 Grundschüler im Ruhr-
gebiet ein Instrument erlernen
können. Doch welche Nachhal-
tigkeit kann das Projekt entfal-
ten? Nach dem Inkrafttreten der
Konvention Kulturelle Vielfalt
stellt sich nun die Frage, was
kulturelle Vielfalt konkret heißt.
Was macht kulturelle Vielfalt aus
und welche Entscheidungsträger
müssen einbezogen werden?
Kultur Kompetenz Bildung: In-
terkulturelle Bildung I: Ist inter-

kulturelle Bildung eine aktuelle
Herausforderung? Wie kann in-
terkulturelle Bildung gelingen?
Was gilt es bei interkultureller
Bildung zu beachten? Schließt
interkulturelle Bildung auch die
Künste ein? Die Ausgabe Sep-
tember/Oktober 2007 widmet
sich den Themen Kultur und Ju-
dentum: Welche Bedeutung hat
Kultur im Judentum und wie
sieht das kulturelle jüdische Le-
ben in Deutschland heute aus?
Wie versteht die FDP Kulturpo-
litik? Urheberrecht: Noch vor
der Sommerpause wurde das 2.
Gesetz zur Regelung des Urhe-
berrechts in der Informationsge-
sellschaft verabschiedet. Ein
über vier Jahre dauernder
Diskussionsprozess fand damit
ein Ende. Bundesjustizmi-
nisterin Brigitte Zypries u.a. set-
zen sich damit auseinander. Bür-
gerschaftliches Engagement:
Anfang Juli wurde das Gesetz
zur weiteren Stärkung des bür-
gerschaftlichen Engagements im
Deutschen Bundestag verab-
schiedet. Peer Steinbrück, Ru-
pert Graf Strachwitz u.a. be-
leuchten Inhalt und Auswirkun-
gen des neuen Gesetzes   Kultur
Kompetenz Bildung: Interkul-
turelle Bildung II aus Anlass des
Nationalen Integrationsplans.

Olaf Zimmermann und Ga-
briele Schulz (Deutscher Kultur-
rat) haben eine informative Ab-
handlung zur Entwicklung der
Künstlersozialversicherung vor-
gelegt.

Ebenfalls informativ die Zu-
sammenstellung von Beiträgen
zur Debatte um das Computer-
spiel als Kulturgut: „Streitfall
Computerspiele usf.“, hg. vom
Olaf Zimmermann und Theo
Geißler (Berlin 2007).

Erschienenen ist das wie immer
wertvolle Jahrbuch für Kultur-
politik 2007 zur „Europäischen
Kulturpolitik“; es enthält neben
einer Übersicht zur europäischen
Kulturwirtschaft und Kultursta-
tistik von Michael Söndermann
u.a. Beiträge von Johanna
Wanka, Thomas Goppel und Ulf
Grossmann. Seitdem der Vertrag
von Maastricht (1992) auch ei-
nen Kulturartikel zur kulturpo-
litischen Kompetenz der EU vor-
sieht, hat auch die kulturelle
Förderpolitik der EU an Profil
gewonnen. Es gibt inhaltliche
Zielvorstellungen, gesetzliche
Rahmenbedingungen, institutio-
nelle Strukturen, politische Ver-
fahren und ein allerdings noch
bescheidenes Budget. Das „Jahr-
buch“ 2007 vermisst das Feld
der europäischen Kulturpolitik,
liefert Begründungen, beschreibt
Kompetenzen, Institutionen und
Akteure und will damit die Dis-
kussion über Europäische Kul-
turpolitik befördern.

Die Kulturpolitische Gesell-
schaft hat die Publikation „Be-
heimatung durch Kultur. Kultur-
orte als Lernorte interkultureller
Kompetenz“ vorgelegt. In den
Jahren 2004 bis 2006 führte das
Institut für Kulturpolitik der
Kulturpolitischen Gesellschaft
mit finanzieller Unterstützung
des Bundesministeriums für Bil-
dung und Wissenschaft das Pro-
jekt „Kulturorte als Lernorte in-
terkultureller Kompetenz“ durch.
Ziel des Projektes war es, auf der
Basis einer bundesweiten Be-
standsaufnahme der entspre-
chenden kommunalen Kultur-
und Jugendarbeit Vorschläge zur
Verbesserung der interkulturel-
len Kulturarbeit zu entwickeln,
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um einen Beitrag zu leisten, die
zahlreichen Freizeit-, Bildungs-
und Kulturorte – vom Museum
über das Jugendzentrum bis hin
zur Schule – für die Ausbildung
interkultureller Kompetenz wei-
ter zu qualifizieren. Der Band
dokumentiert die Projektergeb-
nisse, zeigt anhand einzelner

kultureller Felder Ansätze inter-
kultureller Kulturarbeit auf, refe-
riert kulturpolitische Positionen
der involvierten Verbände und
Fachorganisationen und schil-
dert am Beispiel von Frankreich,
der Schweiz, den Niederlanden,
Dänemark, Italien und Polen Er-
fahrungen aus anderen Ländern.

Veranstaltungen

Literaturpreis 2007
Petra Morsbach erhielt den dies-
jährigen Literaturpreis der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung, dotiert
mit 15.000 Euro. Die 1956 in
Zürich geborene und heute in
Starnberg lebende Schriftstelle-
rin hat bislang vier Romane und
einen Essayband publiziert. Aus-
gezeichnet wird mit dem Preis
ihre außergewöhnlich selbstden-
kerische und stilistische Bega-
bung. Vor allem in dem Essay-
band „Über die Wahrheit des
Erzählens“ (2006) appelliert Pe-
tra Morsbach frei von den For-
derungen der Macht und des
Marktes an einen verantwortli-
chen Umgang mit der Freiheit
und Wahrhaftigkeit des Wortes.
Ihre Romane suchen den Ort, wo
der Mensch im Wertewandel der
globalisierten Moderne geistig,
historisch und sozial beheimatet
sein kann. Von besonderer Be-
deutung ist das Werk „Plötzlich
ist es Abend“ (1995), die Le-
bensgeschichte einer russischen
Mutter Courage zu Zeiten Sta-
lins, Chruschtschows und

Breschnews, sowie der Roman
„Gottesdiener“ (2004), das Por-
trät eines bayerischen Landpfar-
rers und seiner Gemeinde, das
mit virtuoser Einfühlsamkeit ei-
nen Mikrokosmos unserer Ori-
entierung suchenden Gesell-
schaft darstellt. Der Preis wurde
am 10. Juni 2007 in Weimar ver-
liehen.

Die bisherigen Preisträger der
Konrad-Adenauer-Stiftung sind:
1993 Sarah Kirsch, 1994 Walter
Kempowski, 1995 Hilde Domin,
1996 Günter de Bruyn, 1997
Thomas Hürlimann, 1998 Hart-
mut Lange, 1999 Burkhard
Spinnen, 2000 Louis Begley,
2001 Norbert Gstrein, 2002
Adam Zagajewski, 2003 Patrick
Roth, 2004 Herta Müller, 2005
Wulf Kirsten, 2006 Daniel
Kehlmann. Der unabhängigen
Jury gehören an: die Vorsitzen-
de Prof. Dr. Birgit Lermen (Uni-
versität zu Köln), Jochen Hieber
(Frankfurter Allgemeine Zei-
tung), Dr. Sebastian Klein-
schmidt (Chefredakteur Sinn
und Form), Prof. Dr. Gerhard

Aus der Arbeit
der Konrad-Adenauer-Stiftung

Jörg-Dieter Gauger

Kunst und Kultur verpflich-
tet: Die kulturpolitische
Arbeit der Konrad-Adenau-
er-Stiftung

Hans Magnus Enzensberger hat
1988 einmal formuliert, der Dia-
log zwischen Kultur und Politik
sei „eine urdeutsche Spezialität,
unergiebig wie das Sauerkraut
oder der Karneval zu Mainz“.
Das ist schon historisch zweifel-
haft, denn diesen „Dialog“ gab
es zu allen Zeiten, wenn man
dieses Spannungsverhältnis in
der ganzen Breite seiner Mög-
lichkeiten würdigt: Kunst und
Kultur als Repräsentation, als
Affirmation, als Seismograph,
als Kompensation, als Kritik, als
Bildungsgut. Und wozu sonst
„Kulturpolitik“? Offensichtlich
bedarf Politik der Kultur, aber
auch Kunst und Kultur bedürfen
der Politik, wenn man Kulturpo-
litik als den Versuch versteht, die
Rahmenbedingung für die freie
Entfaltung von Kunst und Kul-
tur möglichst optimal zu gestal-
ten, zumal der Kultursektor
(„creative industries“) auch als
Wirtschaftsfaktor steigende Be-
deutung gewinnt. Dazu bedarf es
des Dialogs.

Die Beteiligung an der kultur-
politischen Debatte ist ausdrück-
lich in der Satzungsaufgabe der
Konrad-Adenauer-Stiftung
(KAS) eingeschlossen, Kunst

Lauer (Universität Göttingen)
und Christine Lieberknecht
(Vorsitzende der CDU-Fraktion
im Thüringer Landtag).
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und Kultur zu fördern. Die
Grundsätze, die uns dabei leiten,
lassen sich nachlesen in: Verf./
G. Rüther, Kunst und Kultur ver-
pflichtet (2006). Daraus nur ein
Zitat: „Kunst und Kultur spie-
geln die Ganzheitlichkeit mensch-
licher Existenz, verweisen auf
Geheimnis und Nicht-Erklärba-
res, bilden ein Widerlager zur
fortschreitenden Ökonomisie-
rung der Lebensbezüge, verdeut-
lichen, dass Leben mehr ist als
„Brot allein“, verweisen auf die
Ambivalenz der Fortschritts.“
Wenn es darum geht, die Zu-
kunft Deutschlands und Europas
zu gestalten, dann brauchen wir
mehr als nur politische Lösungs-
vorschläge, mehr als nur einen
wettbewerbsfähigen Wirtschafts-
standort, mehr als nur technolo-
gischen Fortschritt. Eine wahr-
haft humane Zukunft kann es nur
geben, wenn wir das existenti-
elle Bedürfnis des Menschen
nach Lebenssinn ernstnehmen.
Neben der Religion sind Litera-
tur und Kunst bedeutende Sinn-
stifter unserer Zeit. Eine zu-
kunftsfähige Kulturpolitik muß
diese sinnvermittelnde und wert-
orientierende Aufgabe der Lite-
ratur und der Kunst in Rechnung
stellen und auch als politischen
Auftrag verstehen. Daher ist für
eine an christlichen Werten ori-
entierte politische Stiftung der
Dialog mit der Kultur auf ver-
schiedenen Ebenen geradezu
gefordert, sowohl auf der kultur-
politischen Ebene im engeren
Sinne als auch auf der Ebene
konkreter Förderung von Kunst
und Kultur und sichtbarer Prä-
senz in der Kulturszene. Erstere
konzentriert sich im Bereich
„Politische Bildung“ (Eichholz)
auf intensiv nachgefragte The-

menseminare zur kommunalen
Kulturpolitik, die auch die Kul-
turwirtschaft einbeziehen (2006
erschien: M. Söndermann, Kul-
turwirtschaft. Das unentdeckte
Kapital der Kommunen und Re-
gionen), in der Abteilung Kul-
tur (Berlin) auf die jährliche
Musikfachtagung mit einem
musikwirtschaftlichen Schwer-
punkt, das ebenfalls jährliche
Denkmalforum und vor allem
auf das jetzt 7. Potsdamer Ge-
spräch zur Kulturpolitik unter
Leitung des Stv. Vorsitzenden
des KAS und Bundestagspräsi-
denten Norbert Lammert, der
auch als Herausgeber und Mit-
autor zweier Kompendien zur
Kulturpolitik hervorgetreten ist
(Alles nur Theater? Beiträge zur
Debatte über Kulturstaat und
Bürgergesellschaft [2004]; Ver-
fassung, Patriotismus, Leitkul-
tur: was unsere Gesellschaft zu-
sammenhält [2006]).

2001 initiiert und organisato-
risch angebunden an die HA
„Politik und Beratung“ hat das
Potsdamer Gespräch als offenes,
daher auch der parteiübergrei-
fenden Konsensbildung unter
den Kulturpolitikern dienendes
,Diskussionsforum zum Ziel,
Künstler und Repräsentanten
führender Kulturreinrichtungen
und -verbände mit Politikern auf
kommunaler, Landes- und Bun-
desebene zu einem jeweils ak-
tuellen Schwerpunktthema zu-
sammenzuführen und damit eine
ebenfalls aktuelle Übersicht über
Tendenzen der Kulturpolitik in
Bund, Ländern und Kommunen
zu verbinden. Dabei reicht das
Themenspektrum von Kultur-
föderalismus, Urheber- und Stif-
tungsrecht (2001; u.a. mit Juli-

an Nida-Rümelin und Hans Joa-
chim Meyer) über den Sinn und
Nutzen von Kulturfestivals
(2002; u.a. mit Gérard Mortier
und Joachim Sartorius), die
Enquete-Kommission „Kultur in
Deutschland“ (2003; u.a. mit
Gitta Connemann), Kulturpoli-
tik in den neuen Ländern (u.a.
mit Johanna Wanka), kulturelle
Bildung (u.a. mit Annette Scha-
van), über die Lage der Museen
(2005; u.a. mit Peter-Klaus
Schuster und Peter Raue) bis hin
zur Auswärtigen Kulturpolitik
( 2006; u.a. mit Wilfried Grolig
und Hans-Georg Knopp); die
Gesprächsrunde zu jeweils ak-
tuellen kulturpolitischen Ent-
wicklungen wird von profilier-
ten Kulturpolitikern wie dem
Staatsminister für Kultur und
Medien, Bernd Neumann, be-
stritten. Einen inhaltlichen Ein-
druck vermittelt die Broschüre
„Erinnerungskultur“ (Hg. Nor-
bert Lammert, 2004), die mit
Beiträgen u.a. von Bernhard
Vogel, Christian Meier, Her-
mann Schäfer, Richard Schrö-
der, Günter Nooke und Jörg
Schönbohm das 4. Potsdamer
Gespräch (2004) zusammen-
fasst. Im Rahmen der bildungs-
politischen Arbeit der KAS, die
sich ebenfalls an einem ein ganz-
heitlich-personalen Ansatz ori-
entiert, liegt ein besonderer
Schwerpunkt auf der Kulturel-
len Bildung am Beispiel des
Musikunterrichts, für den ein
„Kerncurriculum“ vorgelegt
wurde (s. Verf.[Hg.], Bildung
der Persönlichkeit, 2006), das
eine intensive Debatte über Ziel
und „Kanonbildung“ für die
Schule auslöste; diese Diskussi-
on wird weitergeführt. In diesen
Kontext gehört auch die zusam-
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men mit der UNESCO-Kom-
mission publizierte Schrift Kul-
turelle Bildung und Bildung für
nachhaltige Entwicklung (Hg. A.
Leicht/J. Plum, 2007; mit Bei-
trägen u.a. von Max Fuchs und
Gerhard de Haan).
Flankiert werden kulturpoliti-
sche Maßnahmen durch eine
Fülle weiterer Aktivitäten, die
den Dialog zwischen Politik und
Kultur vertiefen sollen, durch
eine Förderpolitik im Bereich
unserer HA Begabtenförderung
und Kultur, die ausdrücklich jun-
ge Nachwuchskünstler unter-
stützt, durch ein eigenes
Stipendienprogramm (EHF,
Else-Heiliger-Fonds) für die
Unterstützung bedürftiger
Künstlern mit einem Schwer-
punkt auf der bildenden Kunst,
das 2009 in ein bürgerschaftlich
motiviertes Trustee-Programm
EHF 2010 überführt wird, durch
eine Fülle von Ausstellungen
(Berlin), durch internationale
Kulturabende (u.a. mit den USA,
Israel, nordischen Staaten),
durch die Förderung von Lite-
ratur durch einen jährlich verge-
benen Literaturpreis (Weimar;
Publikation der Reden in jährli-
cher Dokumentation 1993-
2007), in Werkstätten mit Stipen-
diaten und Literaten in Cade-
nabbia (die Beiträge von über 20
Schriftstellern sind gesammelt in
der Anthologie „Cadenabbia als
literarischer Ort“ (Hg. Bernhard
Vogel, 2006). Zwei internationa-
le Tagungsreihen befassen sich
mit dem europäischen Kultur-
und Literaturdialog (Österreichi-
sche, Niederländische, Franzö-
sische und Schweizer Gegen-
wartsliteratur, 2002-2005; Euro-
pa im Wandel. Literatur, Werte,
europäische Identität, 2002-

2007: publizierte Tagungen in
Prag, Danzig, Budapest, Riga)
und einer Soirée-Reihe (Hom-
mage) die aus den unterschied-
lichen Kultursparten herausra-
gende Persönlichkeiten (u.a.
Adolf Muschg, Jutta Lampe,
Günther Uecker) ehrt. Mit ihrer
Arbeit will die Konrad-Adenau-
er-Stiftung zugleich auch einen
Beitrag dazu leisten, dass die
Kulturpolitik der christlichen
Demokratie sich ihrer Leistung
entsprechend präsentiert, die sie
entgegen mancher, auch bewusst
gepflegter Vorurteile im Ver-
gleich vorzuweisen hat; daher
wurde 2004 eine eigene Tagung
der Kulturpolitik der Ära Kohl
gewidmet; die Beiträge u. a. von
Norbert Lammert, Anton Pfeifer
und Oscar Schneider wurden in
den „Historisch-Politischen Mit-
teilungen 12/2005 publiziert;
dem aktuellen Austausch dient
die seit 1996 mindestens einmal
jährlich erscheinende „Kultur-
politische Umschau/Im Ge-
spräch“ (v.a. über Internet ver-
breitet), die kulturpolitische In-
itiativen mit einer intensiven
Presseauswertung verbindet
(verantwortlich: Verf.).

Hans-Jörg Clement

EHF 2010 – Fortsetzung
eines Erfolgsprogramms
Else Heiliger verfügte eine zeit-
nahe Verwendung ihres Vermö-
gens. Um das renommierte
Künstlerstipendium über das
Jahr 2009 hinaus zu sichern und
die Idee des bürgerschaftlichen
Engagements für die Kunst wei-
terzutragen, wurde das Trustee-
Programm EHF 2010 ins Leben

gerufen. Die Gründungstrustees
Ingeborg Neumann, Marianne
Esser und Christian Klawitter
haben den Grundstein für die
Fortsetzung des Erfolgspro-
gramms gelegt. Flankiert wurde
der Auftakt durch eine fulminan-
te Ausstellung von 45 ehemali-
gen Stipendiaten. Die zum gro-
ßen Teil inzwischen national und
international reüssierenden
Künstler überließen der Stiftung
Arbeiten, die für nicht mehr als
€ 2010 angeboten wurden. Der
gesamte Erlös der noch am Er-
öffnungsabend ausverkauften
Ausstellung floss in das Pro-
gramm EHF 2010.

Die Trustees – Multiplikato-
ren einer Bürgergesellschaft
Das Trustee-Programm EHF
2010 spricht einen exklusiven
Kreis von Persönlichkeiten aus
Kultur,  Wirtschaft, Politik und
Gesellschaft an. Im Mittelpunkt
steht der Gedanke, vor allem
junge, zeitgenössische Kunstler
zu fördern, die hohen Qualitäts-
ansprüchen genügen, die das
Kriterium der Bedürftigkeit er-
füllen und deren Arbeiten über
die Welt, in der wir leben, erzäh-
len. Anliegen der Trustees ist es,
engen Kontakt mit den Künst-
lern herzustellen und sie am Be-
ginn ihrer Karriere zu unterstüt-
zen – noch bevor die breite Öf-
fentlichkeit auf sie aufmerksam
wird. Die Identifikation von
Künstlern, Trustees und Förder-
programm steht im Mittelpunkt.

Mit ihrem Engagement doku-
mentieren die Trustees bürger-
schaftliche Verantwortung und
anerkennen Kunst und Kultur als
gesellschaftspolitisch integralen
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Letzte Meldungen

Beide Texte sind erschienen in
„politik und kultur“ November/
Dezember 2007, hg. vom Deut-
schen Kulturrat. Die Autoren
sind wissenschaftliche Mitarbei-
ter der Konrad-Adenauer-Stif-
tung.

Bestandteil der Identitätsfin-
dung.

Die Zuwendung der Trustees
ist zweckgebunden und aus-
schließlich der Unterstützung
von EHF 2010 und seinem an-
spruchsvollen Profil zugedacht.

EHF 2010 – Der interdiszipli-
näre Dialog
EHF 2010 versteht sich zudem
als Forum für den interdiszipli-
nären Kulturdialog. Auch wenn
der Schwerpunkt der Förderung
im Bereich der jungen bildenden
Kunst liegt, vergibt der Beirat in
der Regel jährlich zwei Stipen-
dien in der Sparte Literatur, ein
Stipendium in der Sektion Tanz
und ein Stipendium im Bereich
der Komposition/zeitgenössi-
sche Oper. Die Stipendiaten nut-
zen den interdisziplinären Dia-
log, entwickeln gemeinsam neue
Projekte und profitieren von den
kreativen Potenzialen der Kolle-
gen.

Die Stipendien – Förderung
und Begleitung
Die Trustees sind mit der Aus-
wahl der Stipendiaten verbun-
den. Sie werden in der Voraus-
wahl, die federführend durch
den Geschäftsführer und Kura-
tor des Fonds erfolgt, konsultiert
und sind im Beirat durch zwei
Gründungstrustees vertreten.
Der Beirat vergibt einmal im
Jahr Arbeitsstipendien für frei-
beruflich Tätige, die eine akade-
mische oder andere künstleri-
sche Ausbildung abgeschlossen
haben. Ein Stipendium dauert 12
Monate (in Ausnahmefällen 6
Monate) und ist mit monatlich

Euro 800 dotiert. Studierenden
in Aufbaustudiengängen kann
für zwei Semester ein Stipendi-
um mit einer monatlichen Dotie-
rung von Euro 550 zugespro-
chen werden.

Die Förderung beschränkt sich
nicht auf die finanzielle Zuwen-
dung. Die Stipendiaten haben
die Möglichkeit, in Projekte der
Konrad-Adenauer-Stiftung ein-
gebunden zu werden, die den
Dialog zwischen Politik und
Kultur anvisieren. Der aktuelle
Jahrgang wird im Rahmen einer
Gruppenausstellung im Herbst
präsentiert, es werden Kontakte
mit Galeristen, Kuratoren, Ver-
lagen und anderen Multiplikato-
ren des Kulturbereichs herge-
stellt und in ausgesuchten Fäl-
len Einzelausstellungen organi-
siert.

Eine Stipendiatenauswahl trifft
sich darüber hinaus in der Regel
einmal jährlich im ehemaligen
Feriensitz Konrad Adenauers,
der Villa La Collina in Cade-
nabbia am Comer See, und de-
battiert mit Multiplikatoren und
Repräsentanten des Kulturbe-
triebs über aktuelle Fragen der
gesellschaftspolitischen Rele-
vanz von Kunst und Kultur.

EHF 2010 – eine Kraft in der
Hauptstadt
EHF 2010 versteht sich als ein
langfristiges und auf Vernetzung
angelegtes Engagement. Die
Trustees werden einmal im Jahr
zu einem exklusiven Dinner in
der Hauptstadt zusammenkom-
men, zu dem geförderte Künst-
ler und ausgesuchte Kunst-
schaffende und mit der Kunst
verbundene Persönlichkeiten

geladen werden. Durch diesen
Anlass und ähnliche Ereignisse
wirbt EHF 2010 für ein Enga-
gement, mit dem die Konrad-
Adenauer-Stiftung ihre Position
im Kulturbetrieb der Hauptstadt
beispielhaft markiert.

Nach einem Bericht der WELT
vom 24. Oktober 2007 will Kul-
turstaatsminister Neumann den
Deutschen Filmfonds („ein Ren-
ner“) verlängern. Er war mit 180
Mio Euro zunächst auf 3 Jahre
angelegt.

Zum Antrag der Koalition über
die Förderung „populärer Mu-
sik“ s. den Bericht in der SZ vom
24.Oktober 2007 („Melodien für
Millionen“).

Im Streit um das „sichtbare
Zeichen“ gegen Flucht und Ver-
treibung“ scheint sich nach  Be-
richten in der SZ und der WELT
vom 24.Oktober 207 eine Eini-
gung in der Koalition abzuzeich-
nen. Noch in diesem Jahr dürfte
es eine Kabinettsvorlage dazu
geben. Offen ist aber wohl aber
noch, wie sich die Initiative des
Bundes zum „Zentrum gegen
Vertreibungen“ verhält; Stim-
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men aus der SPD scheinen da
deutliche Vorbehalte zu haben.

Mit dem Satz: Es gibt heute
keinen schöneren Posten als den
des Kulturstaatsministers“ fasst
Eckhard Fuhr die Bedeutung der
Bundeskulturpolitik mit einer
Hommage an das Wirken von
Kulturstaatsminister Neumann
zusammen, die er gegen die Auf-
fassung des Rechnungshofes
verteidigt (DIE WELT vom 20.
Oktober 2007); Kulturstaatsmi-
nister Neumann wies darauf hin,
dass er die Kritik des Rech-
nungshofes in „keiner Weise tei-
le“; die Bundeskulturpolitik sei
durch die „hergebrachte Staats-
praxis“ gedeckt (DIE WELT
vom 23. Oktober 2007); diese
Bedeutung wurde auch anläss-
lich der Wiedereröffnung der
Anna Amalia Bibliothek am 24.
Oktober 2007 deutlich, wie
ebenfalls in der Presse hervor-
gehoben; vgl. auch das große
Interview mit Bernd Neumann in
der FAZ vom 19. Oktober 2007
(„Rettung für Goethes Briefe“).

Aus Anlass der Wiedereröff-
nung der Anna Amalia Biblio-
thek  hat Bundespräsident Köh-
ler ein „regelrechtes Bibliotheks-
sterben“ in manchen Regionen
Deutschlands konstatiert; Bi-
bliotheken seien Teil der „Bil-
dungsinfrastruktur“, „ein Pfund,
mit dem wir wuchern müssen“.
„Die Bibliotheken gehören auf
die politische Tagesordnung“ (s.
auch die Berichte in der WELT/
SZ vom 25. Oktober 2007).

Letzter Stand Salem
Ministerpräsident Günther Oet-
tinger schließt nicht aus, dass das

HINWEIS DER
REDAKTION

Da wir im Rahmen unserer
Presseschau möglichst vie-
le Zeitschriften, Presseerklä-
rungen, Resolutionen etc.
auswerten und aufnehmen
wollen, bitten wir auch in die-
ser Nummer um entspre-
chende Zusendung.

Damit verbinden wir unse-
ren herzlichen Dank für die
gute Resonanz auf diese Bit-
te in der vorangegangenen
Ausgabe.

Zugleich möchten wir beto-
nen, dass Meldungen in der
Presse nicht überprüft wer-
den können und Berichte
und Diskussionsbeiträge
nicht mit der Redaktion oder
der Stiftung zu identifizieren
sind.  Vielmehr ist es unser
Ziel, die öffentliche Debatte
und ihre Themen möglichst
umfassend, freilich auch
pointiert zu dokumentieren.

Land die Schlossanlage Salem
im Bodenseekreis kauft. Das
Land werde mit seinen politi-
schen und rechtlichen Möglich-
keiten alles tun, damit Salem er-
halten bleibt, sagte Oettinger
nach einer Sitzung des CDU/
FDP-Kabinetts. Sollte sich der
Streit mit dem Haus Baden über
die Frage, wem die badischen
Kunstschätze gehören, nicht ein-
vernehmlich klären lassen, müs-
se über Salem separat entschie-
den werden. „Wir werden unse-
re Verpflichtung für Salem wahr-
nehmen“, ergänzte der Regie-
rungschef.

Eine Kommission aus Juristen
und Historikern will Ende No-
vember ihren Abschlussbericht
vorlegen. Derzeit untersucht sie,
ob badische Kulturgüter im Wert
von etwa 300 Millionen Euro
Eigentum des Hauses Baden
oder des Landes Baden-Würt-
temberg sind. Offen ist, ob das
Land nach der Vorstellung des
Abschlussberichts noch einen
Vergleich mit dem Haus Baden
anstreben wird. Möglicherweise
sind viele Kunstschätze - anders
als zunächst angenommen - be-
reits jetzt Eigentum des Landes.
Dann wäre ein Vergleich aus
Sicht der Landesregierung nicht
mehr lohnend.

Oettinger sprach sich gegen-
über der „Frankfurter Allgemei-
nen Zeitung“ für eine Lösung
aus, die den Landeshaushalt
schont: „Ich würde eine Lösung
vorziehen, bei der Salem nicht
allein von staatlichen Geldern
abhängig ist, zugleich aber der
Erhalt des kulturellen Erbes ge-
sichert ist. Die für Salem not-
wendigen Aufwendungen soll-
ten nicht zu hundert Prozent zu
Lasten des Haushalts gehen.“


